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zur Änderung anderer Gesetze  

(2. Betriebsrentenstärkungsgesetz) 
 

(Stand: 8. August 2025) 

 
 
 
 
 

Die aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. ist der deutsche Fachverband für 

alle Fragen der betrieblichen Altersversorgung in der Privatwirtschaft und dem öffentlichen Dienst. 

Satzungsgemäß setzt sich die aba neutral und unabhängig vom jeweiligen Durchführungsweg für den 

Bestand und Ausbau der betrieblichen Altersversorgung ein. 

Die aba vereinigt in ihrer Mitgliedschaft Unternehmen aller Größenordnungen, Altersversorgungsein-

richtungen, Verbände (u. a. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) und Dienstleister wie Bera-

tungsunternehmen, Rechtsanwälte, Versicherungsmathematiker, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 

Versicherungen, Banken und Investmenthäuser. 
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Vorwort 

 

Im Koalitionsvertrag des Jahres 2025 haben die Koalitionspartner unter anderem vereinbart, die betriebliche 

Altersversorgung zu stärken und deren Verbreitung besonders in kleinen und mittleren Unternehmen und bei 

Geringverdienern weiter voranzutreiben. Die Geringverdienerförderung soll verbessert werden. Zudem soll die 

betriebliche Altersversorgung entbürokratisiert, digitalisiert, vereinfacht und transparenter werden. Insbeson-

dere an diesen Zielsetzungen gilt es, den vorliegenden Referentenentwurf für ein 2. Betriebsrentenstärkungs-

gesetz (BRSG II) und später auch das Gesetz zu messen. Die Kontrollfragen müssen also lauten: Wird durch 

diese Reformmaßnahmen die betriebliche Altersversorgung gestärkt? Werden die richtigen Anreize gesetzt? 

Werden Fehlanreize beseitigt? 

 

Dieser Referentenentwurf basiert auf einem Referentenentwurf und einem Regierungsentwurf aus dem Jahre 

2024. Beidem ist ein gelungener, ausführlicher und umfassender Fachdialog zu verschiedenen Schwerpunkten 

rund um die betriebliche Altersversorgung vorausgegangen, in den sich die aba mit umfangreichen Stellung-

nahmen und weiteren Beiträgen eingebracht hat. Auch im Lichte dieser Beiträge, die immer noch aktuell sind, 

nehmen wir zu dem Referentenentwurf Stellung.  

 

Optionsmodelle, das zeigen die Erfahrungen im Ausland, sind in der Lage, die Verbreitung der betrieblichen 

Altersversorgung zu steigern. Daher begrüßen wir die Möglichkeit von Optionssystemen auf betrieblicher 

Ebene nach § 20 Abs. 3 BetrAVG-E ausdrücklich. Die aktuelle Fassung des Referentenentwurfs bleibt jedoch 

leider hinter den Möglichkeiten des Referentenentwurfs aus dem Sommer 2024 zurück, ist zu eng gefasst und 

begrenzt die mögliche positive Wirkung des Optionsmodells auf sehr wenige Fälle. Der Referentenentwurf 

sieht zudem vor, dass sich der Arbeitgeber mit einem 20%-igen Zuschuss beteiligen muss. Auch hier muss nach-

gebessert werden. 

 

In Zukunft soll in einem Arbeitsvertrag ein nicht-einschlägiger Tarifvertrag über ein Sozialpartnermodell (SPM) 

auch dann in Bezug genommen werden können, „wenn das Arbeitsverhältnis in den Organisationsbereich einer 

Gewerkschaft fällt, die das Sozialpartnermodell trägt“. Damit bleibt es zwar beim Tarifvorbehalt, aber es wird 

die Möglichkeit geschaffen, auf der Basis einer beiderseitigen Freiwilligkeit über die Einbeziehung tariffremder 

Arbeitnehmer zu entscheiden. Im Detail wird man die eine oder andere Regelung noch anpassen müssen. Aber 

jetzt kommt es vor allem auf die (potentiell) Beteiligten an, ob die SPM Fahrt aufnehmen. 

 

Das BRSG hat mit dem § 100 EStG ein neues, erfolgreiches steuerliches Fördermodell zum Ausbau der betriebli-

chen Altersversorgung speziell für Geringverdiener eingeführt. Es ist gut, dass der Referentenentwurf unserer 

Empfehlung gefolgt ist und die relevante Einkommensgrenze jährlich in dem Umfang der Beitragsbemessungs-

grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung ansteigen lassen will. Es ist aber bedauerlich, dass es keine Ver-

besserung der Anreize für Arbeitgeber gibt, die Förderquote bleibt bei 30%. Wir erwarten eine klare Priorisie-

rung der betrieblichen Altersversorgung beim erforderlichen Ausbau der kapitalgedeckten Altersvorsorge für 

Arbeitnehmer. 

 

Im Fachdialog haben wir mit ausführlichen Begründungen eine gesamtheitliche Überprüfung und Weiterent-

wicklung der nationalen Anforderungen an die Kapitalanlage, die Bedeckung und das Risikomanagement einge-

fordert. Die Anlageverordnung wurde bereits im Februar dieses Jahres im Hinblick auf „mehr Rendite“ und die 
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erforderlichen Infrastruktur- und Digitalisierungsinvestitionen weiterentwickelt. Nun muss die Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) als Aufsichtsbehörde Altersversorgungseinrichtungen auch den durch 

die neuen Regelungen geschaffenen zusätzlichen Spielraum nutzen lassen (z.B. Stichwort „BaFin-Stresstest“), 

so dass in der Praxis „mehr Rendite“ erzielt werden kann. Die im Entwurf vorgesehenen Regelungen zur tem-

porären Unterdeckung von Pensionskassen müssen nun noch geschaffen werden. Wir unterstützen die vorge-

schlagenen Gesetzesänderungen und schlagen an einigen Stellen noch Konkretisierungen und kleinere Ände-

rungen vor.  

 

Wieder einmal findet sich in einem bAV-Reformpaket nichts zur Verbesserung unseres deckungsmittelstärks-

ten Durchführungsweges, der Direktzusage. Die ertragssteuerliche und handelsbilanzielle Bewertung von Di-

rektzusagen muss dringend angepasst und soweit wie möglich vereinheitlicht werden. 

 

Enttäuschend ist auch, dass immer von Entbürokratisierung gesprochen wird, aber den Worten kaum Taten 

folgen. Die Verwaltungserleichterungen beim PSVaG sind gut, eine Ausdehnung auf alle Einrichtungen der be-

trieblichen Altersversorgung wäre besser. Schlecht ist, dass wir immer noch keinen Gleichklang haben zwi-

schen den Schriftformerfordernissen im Nachweisgesetz und im Steuerrecht. Und dies, obwohl das den Staat 

nichts gekostet hätte. Die Unternehmen könnten aber viel einsparen. Es bleibt daher bei unseren Forderungen: 

Die betriebliche Altersversorgung muss digitaler werden (dürfen). Wir empfehlen zudem eine gesetzliche Klar-

stellung, dass die Anforderungen des Nachweisgesetzes nicht für die Entgeltumwandlung gelten. Auf eine un-

differenzierte Einbeziehung der Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) in die horizontale Fi-

nanzmarktregulierung auf europäischer und nationaler Ebene, in der regelmäßig der Geschäftszweck einer 

EbAV, das Dreiecksverhältnis, in dem die EbAV agiert, die Rolle der Sozialpartner bei der bAV und die Rolle der 

EbAV auf dem Finanzmarkt, ignoriert werden, muss vermieden werden. Denn die so für EbAV entstehende Re-

gulierung kann meist überhaupt nicht oder nur mit unvertretbarem Kosten-Nutzen-Verhältnis für die Begüns-

tigten umgesetzt werden. Bei der FIDA-Verordnung, die einen Zugang zu Finanzdaten EU-weit regeln will, 

wurde hier hoffentlich ein gangbarer Weg für EbAV gefunden.  

 

Viele gute, manchmal kleine Reformschritte in diesem Entwurf für ein BRSG II gehen in die richtige Richtung. 

Auch mit kleinen Schritten kommt man vorwärts. Das stimmt, doch mit größeren Schritten kämen wir deutlich 

schneller ans Ziel. Die großen Schritte scheitern jedoch an rechtlichen Hürden wie dem Bestands- oder Besitz-

standsschutz oder an knappen Kassen, wie etwa höhere Förderquoten bei der Geringverdienerförderung, der 

Gleichschritt von Steuer- und Beitragsfreiheit, die Beseitigung der Dotierungsgrenzen bei den externen Durch-

führungswegen und sachgerechte Lösungen bei Rechnungszins und Finanzierungsverfahren der Direktzusagen. 

Dennoch werden die entsprechenden Forderungen von uns weiterhin aufrechterhalten und später auch im 

parlamentarischen Prozess eingebracht werden. Wir begrüßen es aber ausdrücklich, dass nicht noch mehr Zeit 

verloren geht, sondern im Zuge der Umsetzung des sog. Sofortprogramms möglichst bald die nächsten Schritte 

im Gesetzgebungsprozess erfolgen. Ausgewählte Vorschläge für die erforderlichen weiteren Maßnahmen fin-

den sich in dieser Stellungnahme in den Kapiteln 6 und 7. 
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Zusammenfassung 

Die aba begrüßt den Referentenentwurf für das BRSG II und unterstützt die sozialpolitisch notwendige 

Stärkung der betrieblichen Altersversorgung. Neben der Stellungnahme zu den zahleichen vorgesehe-

nen Änderungen zeigen wir weiteren Diskussions- und Handlungsbedarf auf.  

 

Anhebung der Abfindungsgrenzen: Wir begrüßen es, dass die Abfindungsmöglichkeiten von Kleinstan-

wartschaften, bei denen die spätere Leistungshöhe und die Verwaltungskosten in keinem angemessenen 

Verhältnis zueinander stehen, erweitert werden sollen. Wir bezweifeln aber, dass der hier gewählte Weg 

aufgrund seines großen Verwaltungsaufwandes zielführend sein wird. Es wäre sinnvoller, bei zustim-

mungsfreien Abfindungen die Abfindungsgrenze in § 3 Abs. 2 BetrAVG auf 2% bzw. 24/10 der monatli-

chen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV anzuheben. Für die sehr aufwändige Abfindungsregelung des § 3 Abs. 

2a BetrAVG-E sollte als Abfindungshöhe (wie vor 2005) ein Wert von 4% bzw. 48/10 der monatlichen Be-

zugsgröße nach § 18 SGB IV gelten. Die zwingende Übertragung der Mittel in die Gesetzliche Rentenversi-

cherung sollte gestrichen werden.  

 

Vorzeitige Inanspruchnahme der Betriebsrente: Die vorgeschlagene Regelung, die grds. auch einen 

Rechtsanspruch auf Betriebsrente im laufenden Arbeitsverhältnis vorsieht, wird bei den Arbeitgebern und 

Versorgungseinrichtungen erheblichen Aufwand auslösen. Sie führt insbesondere dann zu großem Ver-

waltungsaufwand, wenn gleichzeitig der Anspruch auf Entgeltumwandlung geltend gemacht wird. Ar-

beitsrechtliche Vereinbarungen und Verwaltungsprozesse gilt es anzupassen. Daher halten wir es für not-

wendig, dass das Inkrafttreten der Änderung in § 6 BetrAVG-E frühestens ein bis zwei Jahre nach Verkün-

dung des Gesetzes erfolgt. Eine Übergangsregelung sollte zudem sicherstellen, dass die Neuregelung nur 

für Neuzusagen ab Verkündung des Gesetzes gilt. Außerdem muss die in der Praxis häufig genutzte Mög-

lichkeit, als Leistungsvoraussetzung für den Bezug der Betriebsrente unter Versorgungsgesichtspunkten 

das Ausscheiden des Beschäftigten beim Arbeitgeber oder aus dem Erwerbsleben vorzusehen, von der 

Neuregelung unberührt bleiben, besser noch im Gesetz direkt verankert werden. Ein gesetzlicher An-

spruch auf eine Teilbetriebsrente darf nicht entstehen und Vereinbarungen über Teilbetriebsrenten, zum 

Beispiel in Tarifverträgen, müssen unberührt bleiben. 

 

Optionsmodelle zur automatischen Entgeltumwandlung auf Betriebsebene: Die Einführung eines Opti-

onssystems soll nach dem Entwurf nur dann zulässig sein, wenn die umzuwandelnden Entgeltansprüche 

nicht in einem bestehenden oder üblicherweise einschlägigen Tarifvertrag geregelt sind. Da es nur wenige 

Branchen und Bereiche gibt, in denen Entgeltansprüche nicht tarifvertraglich geregelt sind, wird dadurch 

der Anwendungsbereich der betrieblichen Optionssysteme unnötigerweise auf Umwandlungen nichttarif-

lichen Entgelts beschränkt.  

 

Verbesserungen beim SPM: Wir begrüßen es, dass in Zukunft klargestellt wird, dass eine mangelhafte, 

oder besser unzureichende, Beteiligung nicht zur Unwirksamkeit der reinen Beitragszusage führt. Die be-

absichtigte Streichung des Absatzes 3 in § 21 BetrAVG ist nachvollziehbar, da der Sachverhalt teilweise in 

§ 24 BetrAVG geregelt werden soll. § 21 Abs. 2 BetrAVG hingegen sollte im Sinne des vom Gesetzgeber 

intendierten Schutzes bestehender Systeme erhalten bleiben. Wir begrüßen es, dass mit § 24 BetrAVG-E 

nunmehr Wege aufgezeigt werden, wie auch nichttarifgebundene Dritte an SPM teilnehmen können. Al-
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lerdings sehen wir noch Regelungsbedarf an verschiedenen Stellen. Die Regelungen zur Wechselmöglich-

keit zwischen Sozialpartnermodellen bzw. Versorgungsträgern und die geplanten Regelungen zu Abfin-

dungen iRv SPM finden unsere grundsätzliche Unterstützung. Aber auch dort bedarf es noch weiterer 

rechtlicher Klarstellungen. Die Flexibilität der Abfindungsmöglichkeiten wird zudem dadurch einge-

schränkt, dass nach der vorgeschlagenen Neuregelung die Abfindungsgrenzen schon vorab von den Sozi-

alpartnern festgelegt werden müssen.  

 

Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung: Wir begrüßen die Anhebung des Förderbetrags von 

288 auf 360 € und die daraus resultierende Erhöhung der steuerlich geförderten Beiträge von 960 auf 

1.200 € (§ 100 Abs. 2 und Abs. 6 EStG). Darüber hinaus begrüßen wir die Kopplung der Einkommensgren-

zen für die Förderberechtigten an die Beitragsbemessungsgrenze BBG (3% der BBG) sowie die gegenüber 

dem aktuellen Stand leichte Erhöhung der Einkommensgrenze von derzeit 2.575 auf 2.898 € (§ 100 Abs. 3 

Ziff. 3 EStG). Für Arbeitgeber stellt die Höhe des Fördersatzes den Anreiz zur Erteilung solcher zusätzli-

chen Betriebsrentenzusagen dar. Wir regen daher an, den Förderprozentsatz von 30% auf 40% bis 50% 

anzuheben. Außerdem sollten die Änderungen nicht erst zum 01.01.2027 in Kraft treten. 

 

Pensionskassen: Vor dem Hintergrund der erforderlichen Flexibilisierung von Erwerbstätigkeit und Ruhe-

stand unterstützen wir eine Änderung im § 232 Abs. 1 Nr. 2 VAG. Wir gehen davon aus, dass auch in Zu-

kunft aufsichtsrechtlich keine individuellen Prüfungen der Pensionskassen hinsichtlich des (teilweisen) 

Wegfalls des Erwerbseinkommens erfolgen müssen. Wir begrüßen die Klarstellung zur teilweisen Auflö-

sung der Verlustrücklage durch eine Ergänzung von § 193 VAG, die den obersten Vertretungen einen grö-

ßeren Spielraum verschafft. Wir begrüßen und unterstützen die hier vorgesehenen Regelungen zur vo-

rübergehenden Unterdeckung von Pensionskassen in § 234j Abs. 4 – 8 VAG-E, halten es aber für notwen-

dig, die Vorschriften an zwei Stellen klarer zu fassen. 

 

Pensionsfonds: Wir begrüßen die Ergänzung der Leistungsformerbringung von Pensionsfonds durch Ra-

tenzahlungen und dass Sterbegeldzahlungen künftig nicht nur an den engen Kreis von Hinterbliebenen 

erbracht werden dürfen. Um ein Exklusivitätsverhältnis zu vermeiden, regen wir an, in der Begründung 

„lebenslange Zahlung“ und „Kapitalzahlung in Raten“ nicht mit einem „oder“ zu verbinden, sondern mit 

einem „und“ oder zumindest mit einem „und/oder“. 

 

Weitergehender Reformbedarf: Wir halten es u.a. für dringend geboten, die folgenden Punkte noch in 

den Gesetzgebungsprozess für ein BRSG II einzubringen: 

 

• Dotierungsgrenzen im Steuer- und Sozialversicherungsrecht zumindest auf steuerlichem Niveau 

vereinheitlichen 

• „Doppelverbeitragung“ nach über 20 Jahren endlich beseitigen 

• Effizienzsteigernde Digitalisierung ermöglichen und Bürokratie abbauen 

• Vorteile des Datenaustauschs mit der Deutschen Rentenversicherung DRV sollten auch von Ein-

richtungen der betrieblichen Altersversorgung genutzt werden können 

• Bestandsübertragungen erleichtern 
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• Beitragszusagen mit Mindestleistung zukunftsfähig machen (Absenkung gesetzlicher Vorgaben 

zum Garantieniveau) 

• Angemessenes Aufsichtsrecht für Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 

• Die neue Anlageverordnung bedarf noch der begleitenden Regulierung 

• Körperschaftssteuerhöchstgrenzen bei Pensions- und Unterstützungskassen anpassen 

• Für steuerbefreite Pensionskassen Klarstellung für „verpfändete Rückdeckungsversicherung“ 

• Zeitgemäße steuerliche und bilanzielle Rahmenbedingungen für Direktzusagen und Unterstüt-

zungskassen schaffen  

• Benachteiligung von Elterngeldbeziehern beseitigen 

• Mehr Generationengerechtigkeit: faire Eingriffsmöglichkeiten in bestehende Zusagen  

• Altersversorgung stärker fördern als Vermögensbildung 

• Kapitaldeckung in der betrieblichen und privaten, nicht in der gesetzlichen Altersvorsorge 
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1 Artikel 1 Änderung des Betriebsrentengesetzes 

1.1 Artikel 1 Ziff. 1 - § 1b Abs. 5 S. 1: Unverfallbarkeit des Arbeitgeberzuschusses 

Die Regelung ist sachgerecht. 

 

 
1.2 Artikel 1 Ziff. 2a - § 3 Abs. 2a: Neue einvernehmliche Abfindungsmöglichkeit 

Wir begrüßen es, dass die Abfindungsmöglichkeiten von Kleinstanwartschaften, bei denen die spätere Leis-

tungshöhe und die Verwaltungskosten in keinem Verhältnis zueinander stehen, erweitert werden sollen. 

 

Wir bezweifeln aber, dass der hier gewählte Weg aufgrund seines großen Verwaltungsaufwandes zielfüh-

rend sein wird. Es wäre sinnvoller, bei zustimmungsfreien Abfindungen die Abfindungsgrenze in § 3 Abs. 2 

BetrAVG auf 2% bzw. 24/10 der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV anzuheben. Für die sehr aufwän-

dige Abfindungsregelung des § 3 Abs. 2a BetrAVG-E sollte als Abfindungshöhe (wie vor 2005 geltend) ein 

Wert von 4% bzw. 48/10 der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV gelten. Die zwingende Übertragung 

der Mittel in die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) sollte gestrichen werden. 

 

Kleinstanwartschaften lösen in Relation zur späteren Leistung unverhältnismäßig hohe Verwaltungskosten aus. 

Sie abzufinden, ist daher im Interesse der beteiligten Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Versorgungseinrichtun-

gen. Unverfallbare Anwartschaften und laufende Leistungen können aktuell nur im sehr engen Rahmen des § 3 

Abs. 2 BetrAVG abgefunden werden (Monatsrente: 35,35 € im Westen, 34,65 € im Osten; Kapitalleistung: 

4.242 € im Westen, 4.158 € im Osten). Diese Abfindungsbeträge sollten zumindest verdoppelt werden. 

 

Die mit der geplanten Neuregelung verbundenen Hürden (Einholung und Dokumentation einer Zustimmung, 

Zwang der Abfindungszahlung an die GRV) werden die Beteiligten abschrecken, von der Möglichkeit Gebrauch 

zu machen. 

 

• Das Zustimmungserfordernis, das eingeführt werden soll, wird einen hohen administrativen Aufwand 

auslösen. Von jedem betroffenen Begünstigten muss die Zustimmung einzeln eingeholt und dokumen-

tiert werden. Es steht daher zu erwarten, dass sich die Betroffenen mit Rückfragen und Beratungsanlie-

gen an die Arbeitgeber wenden, zumal die abgefundene Betriebsrente und die entstehenden Renten-

anwartschaften in der Gesetzlichen Rente nur schwer vergleichbar sind. Um eine Haftung auszuschlie-

ßen, kann sich der Arbeitgeber auf ein solches Verlangen nicht einlassen. Damit wird eine Abfindung 

häufig an der fehlenden Zustimmung scheitern. 

 

• Wir halten eine weitere Ausweitung der Möglichkeiten, freiwillige Zusatzbeiträge an die GRV zu ent-

richten, sozialpolitisch nicht für sinnvoll. Deswegen begrüßen wir im Übrigen die im Referentenentwurf 

enthaltene angepasste Regelung in § 187a Abs. 1a S. 2 SGB VI. 
-  

Es sollte, wo gewünscht, möglich sein, dass der Arbeitgeber oder die Versorgungseinrichtung direkt an die GRV 

zahlen kann. Eine entsprechende steuer- und sozialversicherungsrechtliche Flankierung müsste sicherstellen, 

dass die Zahlungen steuer- und beitragsfrei erfolgen.  
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1.3 Artikel 1 Ziff. 2b - § 3 Abs. 7: Abfindung bei Pensionskassenauflösung 

Wir begrüßen es, dass nach Wegen gesucht wird, kleinteilige, kostenintensive und daher ineffiziente Pensi-

onskassenstrukturen im Interesse aller Beteiligten aufzulösen. Wir fragen uns aber, ob tatsächlich so tiefgrei-

fende Eingriffe in das Arbeitsrecht seitens des BMAS intendiert sind, wie sie § 3 Abs. 7 BetrAVG-E vorsieht. 

 

§ 3 BetrAVG beschäftigt sich grds. nur mit der Abfindungsmöglichkeit von unverfallbaren Anwartschaften und 

laufenden Leistungen. Im laufenden Arbeitsverhältnis kann stets einvernehmlich abgefunden werden, wenn 

die sonstigen Anforderungen (z.B. betriebsverfassungsrechtliche Grenzen/Rahmenbedingungen) beachtet wer-

den. Vielfach wird in der Praxis aber, soweit möglich, der Wechsel des Versorgungsträgers (z.B. über Einzel- 

oder Teilbestandsübertragung) gewählt statt der Abfindung.  

 

Die Regelung des § 3 Abs. 7 BetrAVG-E kann so verstanden werden, dass auf diesem Wege auch im laufenden 

Arbeitsverhältnis im Vollzug eines Auflösungsbeschlusses, wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind, „die entspre-

chenden Anwartschaften“ als abgefunden gelten. Anders als außerhalb des § 3 Abs. 7 BetrAVG-E würde der 

Verschaffungsanspruch hier folglich keinerlei Rolle spielen. Angesichts des damit verbundenen tiefgreifenden 

Eingriffs in arbeitsrechtliche Regelungen wäre es im Interesse der Rechtsklarheit, dass dies im Gesetzestext und 

der Begründung deutlicher zum Ausdruck gebracht würde.  

 

Insgesamt ist zu beachten, dass die arbeitsrechtliche Verpflichtung des Arbeitgebers nicht selten über die sat-

zungsgemäßen Leistungen hinausgeht. Die Regelungsabsicht der geplanten Neuerung sollte diesbezüglich kla-

rer zum Ausdruck gebracht werden. 

 

 
1.4 Artikel 1 Ziff. 3 - § 6 Vorzeitige Altersleistung 

Die vorgeschlagene Regelung, die grds. auch einen Rechtsanspruch auf Betriebsrente im laufenden Arbeits-

verhältnis vorsieht, wird bei den Arbeitgebern und Versorgungseinrichtungen erheblichen Aufwand auslö-

sen. Sie führt insbesondere dann zu großem Verwaltungsaufwand, wenn gleichzeitig der Anspruch auf Ent-

geltumwandlung geltend gemacht wird. Arbeitsrechtliche Vereinbarungen und Verwaltungsprozesse gilt es 

anzupassen. Daher halten wir es für notwendig, dass das Inkrafttreten der Änderung in § 6 BetrAVG-E frü-

hestens ein bis zwei Jahre nach Verkündung des Gesetzes erfolgt. Eine Übergangsregelung sollte zudem si-

cherstellen, dass die Neuregelung nur für Neuzusagen ab Verkündung des Gesetzes gilt.  

 

Außerdem sollte im Gesetzestext und nicht nur in der Begründung zum Ausdruck kommen, dass durch diese 

Regelung kein gesetzlicher Anspruch auf eine Teilbetriebsrente eingeführt wird. Der Beschlussempfehlung 

des Bundesrates vom 22. November 2024 (BR-Drs. 488/24, S. 1 und S. 2) folgend sollte zusätzlich ausgeführt 

werden, dass Versorgungsregelungen, zum Beispiel in Tarifverträgen, die bei Bezug einer Altersrente als Teil-

rente anteilige Leistungen vorsehen, weiterhin zulässig sind. Es sollte im Gesetz selbst klargestellt werden, 

dass auch weiterhin Bedingungen (wie etwa der Wegfall des Erwerbseinkommens) als Voraussetzungen für 

den Bezug einer Betriebsrente vereinbart werden können. 
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Der Gesetzgeber hat sich entschlossen, über eine Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ru-

hestand zu versuchen, ältere Mitarbeiter länger im Unternehmen zu halten und damit dem bestehenden Ar-

beits- und Fachkräftemangel entgegenzuwirken.  

 

Seit dem 01.01.2023 gilt, dass bei Bezug einer vorgezogenen Altersrente aus der GRV ein Hinzuverdienst nicht 

mehr angerechnet wird – 8. SGB IV-Änderungsgesetz. Neben der Inanspruchnahme der vorgezogenen Alters-

rente aus der Gesetzlichen Rentenversicherung kann der Mitarbeiter in Voll- oder Teilzeit weiterbeschäftigt 

bleiben und sein Gehalt weiter beziehen, ohne dass eine Anrechnung auf die gesetzliche Rentenzahlung er-

folgt. 

 

Vor dem Hintergrund der bisherigen Rechtslage, dass erst der Bezug einer Vollrente aus der Gesetzlichen Ren-

tenversicherung auch den Leistungsanspruch auf die Betriebsrente auslösen konnte, wurden in den Betriebs-

rentenzusagen nicht immer Abschläge bei vorzeitigem Betriebsrentenbezug vereinbart. Daher muss sicherge-

stellt werden, dass keine ungewollten „Mitnahmeeffekte“ bei der betrieblichen Altersversorgung entstehen. 

Nicht jede Teilrente aus der Gesetzlichen Rentenversicherung sollte daher die Betriebsrente (die häufig nur als 

Vollrente ausgelöst werden kann) abrufbar machen, sondern nur ab einem gewissen Schwellenwert, der min-

destens 50% betragen sollte, d.h. beispielsweise bei 75% liegen sollte. 

 

Wir schlagen daher folgende Ergänzung des Gesetzestextes vor: 

„Einem Arbeitnehmer, der die Altersrente aus der Gesetzlichen Rentenversicherung mindestens in Höhe 

eines Teilbetrags von 75% seines Vollrentenanspruchs in Anspruch nimmt, sind auf sein Verlangen nach 

Erfüllung der Wartezeit und sonstiger Leistungsvoraussetzungen Leistungen der betrieblichen Altersver-

sorgung zu gewähren.“ 

 

Es sollte im Gesetz selbst klargestellt werden, dass zusätzlich bestehende Leistungsvoraussetzungen (z.B. Bezug 

einer Vollrente aus der GRV, Wegfall des Erwerbseinkommens) in den Versorgungszusagen fortbestehen. 

 

Besondere Herausforderungen ergeben sich im Zusammenhang mit sog. Gesamtversorgungszusagen. Eine sol-

che Zusage zeichnet sich dadurch aus, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer nicht eine bestimmte Versor-

gungsleistung, sondern einen bestimmten Gesamtversorgungsgrad zusagt. Die vom Arbeitgeber gewährte Leis-

tung soll gemeinsam mit der gesetzlichen Rente sowie anderen betrieblichen oder sonstigen Versorgungsleis-

tungen ein bestimmtes Versorgungsniveau sicherstellen, das typischerweise in Abhängigkeit von der Höhe der 

zuletzt bezogenen Vergütung ermittelt wird. Bei Gesamtversorgungszusagen besteht stets die Verpflichtung 

des Arbeitgebers, auf die volle Betriebsrente aufzustocken, nachdem die tatsächliche gesetzliche Rente abge-

zogen wird. Bei Gesamtversorgungszusagen sollte daher auch eine fiktive Vollrente unterstellt werden können. 

Es käme zu erheblichen und für den Arbeitgeber teuren Verwerfungen, wenn nur eine Teilrente aus GRV ange-

rechnet werden würde.  

 

Die Umsetzung der Neuregelung wird bei den Arbeitgebern und Versorgungseinrichtungen erheblichen Auf-

wand auslösen. Arbeitsrechtliche Vereinbarungen müssen auf Betriebs- und Tarifebene angepasst werden. Zu-

dem bedarf es erheblicher verwaltungstechnischer Anpassungen. Daher halten wir es für notwendig, dass das 

Inkrafttreten der Änderung in § 6 BetrAVG-E frühestens ein bis zwei Jahre nach Verkündung des Gesetzes er-
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folgt. Eine Übergangsregelung sollte zudem sicherstellen, dass die Neuregelung nur für Neuzusagen ab Verkün-

dung des Gesetzes gilt. Die in der Praxis häufig genutzte Möglichkeit, als Leistungsvoraussetzung für den Bezug 

der Betriebsrente unter Versorgungsgesichtspunkten das Ausscheiden des Beschäftigten beim Arbeitgeber 

oder aus dem Erwerbsleben vorzusehen, bleibt laut Begründung von der Neuregelung unberührt 

 

 
1.5 Artikel 1 Ziff. 4 - 6 - §§ 9 - 11: PSVaG 

Wir begrüßen die geplanten Änderungen in den §§ 9 - 11 BetrAVG, die den PSVaG betreffen. 

 

Es ist im Interesse aller Mitglieder des PSVaG, dass dieser so effizient und aufwandsarm wie möglich seinen 

gesetzlichen Auftrag erfüllen kann. Das bedeutet auch, dass eine größtmögliche Bürokratieentlastung erreicht 

wird und alle sinnvollen Möglichkeiten der Digitalisierung eröffnet werden. 

 

Die Automatisierung der Erstellung von Beitragsbescheiden und die verstärkte Nutzung von Online-Portalen 

werden durch die vorgesehenen Gesetzesänderungen ermöglicht. Die vorgesehenen neuen Grundlagen für die 

Kommunikation mit der Bundesagentur für Arbeit und die GRV bieten ebenfalls die Möglichkeit, Prozesse in 

der Leistungserbringung zu verkürzen und damit Verwaltungskosten einzusparen. 

 

 
1.6 Artikel 1 Ziff. 7 - § 20 Abs. 3: Neue Möglichkeiten, Optionsmodelle einzuführen 

 

Wir begrüßen die Möglichkeit von Optionssystemen auf betrieblicher Ebene nach § 20 Abs. 3 BetrAVG-E aus-

drücklich. Seit langem ist empirisch belegt, dass durch Optionssysteme ein wesentlich höherer Durchdrin-

gungsgrad der Entgeltumwandlung erreicht und damit die Verbreitung der bAV gefördert werden kann. 

Die aktuelle Fassung des Referentenentwurfs ist jedoch zu eng und begrenzt die mögliche positive Wirkung 

des Optionsmodells auf sehr wenige Fälle. Deswegen sollten – vorbehaltlich des § 20 Abs. 1 BetrAVG – (rein) 

betriebliche Optionsmodelle auch für die Umwandlung tariflichen Entgelts zugelassen werden.   

 

Die Einführung eines Optionssystems soll nach dem Entwurf nur dann zulässig sein, wenn die umzuwandelnden 

Entgeltansprüche nicht in einem bestehenden oder üblicherweise in einem einschlägigen Tarifvertrag geregelt 

sind. Da es nur wenige Branchen und Bereiche gibt, in denen Entgeltansprüche nicht tarifvertraglich geregelt 

sind oder üblicherweise geregelt werden, wird dadurch der Anwendungsbereich der betrieblichen Optionssys-

teme auf Umwandlungen nicht-tariflichen Entgelts stark beschränkt.  

 

Würden – vorbehaltlich des § 20 Abs. 1 BetrAVG – (rein) betriebliche Optionsmodelle auch für die Umwand-

lung tariflichen Entgelts zugelassen, entstünden weder für die Tarifvertragsparteien noch für die Arbeitnehmer 

Nachteile: Zum einen läge die Entscheidungshoheit, ob tarifvertragliches Entgelt umgewandelt werden darf, 

auch weiterhin bei den Tarifvertragsparteien, § 20 Abs. 1 BetrAVG. Zum Zweiten müssten die Betriebsparteien 

auch im Rahmen (rein) betrieblicher Optionssysteme zwingend die engen „Leitplanken“ des § 20 Abs. 2 Be-

trAVG-E beachten, die auf den Schutz des Arbeitnehmers gerichtet sind. 
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Aus betriebsverfassungsrechtlicher Sicht sollte § 20 Abs. 3 BetrAVG-E als Ausnahmevorschrift (lex specialis) zu 

§ 77 Abs. 3 Satz 1 BetrVG formuliert werden. Dies wäre rechtspolitisch auch gerechtfertigt, denn mit einer Zu-

lässigkeit (rein) betrieblicher Optionsmodelle auch für tarifliches Entgelt würde das mit § 20 Abs. 3 BetrAVG-E 

verfolgte Ziel, den Durchdringungsgrad der Entgeltumwandlung und damit die Verbreitung der bAV zu fördern, 

noch besser erreicht werden. 

 

Wir würden eine Rückkehr zum ursprünglichen Referentenentwurf aus dem Jahre 2024 begrüßen. Zusätzlich 

sollten noch folgende Fragen geklärt und geregelt werden:  

 

Verhältnis zum Tarifvorbehalt in § 20 Abs. 1 BetrAVG 

Nach § 4 Abs. 4 TVG und § 20 Abs. 1 BetrAVG ist ein Verzicht auf tarifliche Rechte, und damit auch auf Teile des 

Tariflohns, nur mit Billigung der Tarifvertragsparteien zulässig. Daher findet sich in § 20 Abs. 2 BetrAVG die Re-

gelung, dass „in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinba-

rung“ ein Optionsmodell geregelt werden kann. Fraglich ist, ob nach § 20 Abs. 3 BetrAVG-E Tarifgebundene ein 

Optionssystem bereits umsetzen können, wenn der Tarifvertrag nur eine Öffnungsklausel für eine Entgeltum-

wandlung enthält und Optionsmodelle nicht ausdrücklich ausgeschlossen sind. Hier wäre eine gesetzliche Klar-

stellung wünschenswert. 

 

20%-iger Arbeitgeberzuschuss 

In § 1a Abs. 1a BetrAVG wird geregelt, dass bei Entgeltumwandlungen unter Nutzung von Pensionskassen, Pen-

sionsfonds oder Direktversicherungen bis zu 15% des Umwandlungsbetrages als Arbeitgeberzuschuss (bei Sozi-

alversicherungs-Ersparnissen) geleistet werden müssen. In vielen Unternehmen dürfte die durchschnittliche 

Sozialversicherungs-Ersparnis durch Entgeltumwandlung deutlich unter 15% liegen. Wir sehen keinen sachli-

chen Grund für die Verpflichtung bei Optionsmodellen nach § 20 BetrAVG-E einen, um ein Drittel höheren Zu-

schuss zu verlangen, und das bei allen genutzten Durchführungswegen. 

 

 
1.7 Artikel 1 Ziff. 8 b bb) - § 21 Abs. 1: Folge der mangelhaften Beteiligung bei SPM 

Wir begrüßen die vorgesehene Neuregelung. Eine mangelhafte, oder besser unzureichende, Beteiligung darf 

nicht zur Unwirksamkeit der reinen Beitragszusage führen. 

 

Damit werden in der Fachliteratur vereinzelt vorgetragene Zweifel am Vorliegen einer wirksamen reinen Bei-

tragszusage bei Mängeln der Beteiligung ausgeräumt.  

 

Im Interesse einer weiteren Klarstellung schlagen wir zudem vor, dass in § 21 Abs. 1 S. 2 BetrAVG „mangel-

hafte“ Beteiligung durch „unzureichende“ Beteiligung ersetzt werden sollte. Damit wären Fälle der Nichtbetei-

ligung ebenfalls erfasst. 

 

Es ist zu begrüßen, dass per Tarifvertrag darauf verzichtet werden kann, die Organisations- und Durchführungs-

struktur eines bestehenden SPM zu nutzen und so die Beteiligungspflicht ebenfalls zu erfüllen. Mangels ent-

sprechender Ressourcen werden vor allem kleinere Tarifpartner davon Gebrauch machen können. 
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1.8 Artikel 1 Ziff. 8 c) - § 21 Absätze 2 u. 3: Streichung von Absätzen, die in Zukunft in § 24 BetrAVG gere-

gelt werden 

Die beabsichtigte Streichung der Absätze 2 und 3 in § 21 BetrAVG ist nachvollziehbar, da die Sachverhalte 

teilweise in § 24 BetrAVG geregelt werden sollen bzw. eine ohnehin bei den Tarifpartnern herrschende Pra-

xis widerspiegeln. 

 

Wir empfehlen aber, dass die gestrichenen Regelungen in die Gesetzesbegründung aufgenommen werden. 

Sie gehen nämlich teilweise über den Wortlaut des § 24 Abs. 4 BetrAVG hinaus.  

 

 
1.9 Artikel 1 Ziff. 9 a) - § 22 Abs. 3 Nr. 1: Wechsel von SPM oder Versorgungsträger  

Wir halten die Regelung grundsätzlich für sinnvoll, empfehlen aber, zur Vermeidung von Missverständnissen 

noch einige Klarstellungen vorzunehmen. 

 

Es ist sicherlich richtig, dass in Zukunft Konstellationen denkbar sind, nach denen das SPM und damit ggf. der 

entsprechende Versorgungsträger gewechselt wird. Für diese Fälle braucht es eindeutige Regelungen zur Por-

tabilität. Es wäre hilfreich, wenn zunächst klargestellt würde, welche Fälle von der Regelung erfasst bzw. nicht 

erfasst werden sollen. Fraglich ist zum Beispiel, ob auch Fälle des Wechsels des Versorgungsträgers innerhalb 

eines SPM erfasst sind. 

Zur Verbesserung der Portabilität sollte die Wechselmöglichkeit nicht allein auf SPM und deren Versorgungs-

werke beschränkt werden.  

 

Es ist zu begrüßen, dass anders als in § 4 BetrAVG keine Begrenzung der Übertragungswerte vorgesehen ist. So 

wird Portabilität erleichtert. 

 

 
1.10 Artikel 1 Ziff. 9 b) - § 22 Abs. 4 S. 3: Abfindung im Rahmen des SPM 

Wir begrüßen die Neuregelung, da sie dem SPM mehr Flexibilität verleiht. Daneben sollte aber die bisherige 

einseitige Möglichkeit der zustimmungsfreien Abfindung durch die Versorgungseinrichtung auch ohne Zu-

stimmung (von Arbeitnehmer oder Tarifpartnern) weiterhin erhalten bleiben. Die Flexibilität der Abfin-

dungsmöglichkeiten wird aber dadurch wieder eingeschränkt, dass nach der vorgeschlagenen Neuregelung 

die Abfindungsgrenzen schon vorab von den Sozialpartnern festgelegt werden müssen.  

 

 
1.11 Artikel 1 Ziff. 10 - § 24: Beteiligung Dritter am SPM 

Wir begrüßen es, dass mit § 24 BetrAVG-E nunmehr Wege aufgezeigt werden, wie auch nichttarifgebundene 

Dritte an SPM teilnehmen können.  

 

Allerdings sehen wir noch Regelungsbedarf an verschiedenen Stellen. 
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Zu Abs. 1: 

Einbeziehung von außertariflichen Arbeitnehmern und leitenden Angestellten 
Gemäß § 24 BetrAVG können nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der ein-

schlägigen tariflichen Regelung vereinbaren. Für außertarifliche Mitarbeiter und leitende Angestellte ist damit 

der Zugang zu einem SPM praktisch ausgeschlossen, da diese von den Anwendungsbereichen der Tarifverträge 

nicht erfasst werden, es sei denn, dass der Tarifvertrag für sie ausdrücklich geöffnet wird, was in der Praxis sel-

ten erfolgt. Es sollte eine Regelung geschaffen werden, die auch die Einbeziehung von außertariflichen Mitar-

beitern und leitenden Angestellten zulässt. 

 

 

Zu Abs. 2 

Konkurrierende SPM und Tarifvorbehalt 
Es muss geklärt werden, wie mit der Konkurrenz von SPMen umzugehen ist, wenn mehrere SPM einschlägig 

sind. Das kann relevant werden, wenn verschiedene Gewerkschaften für die Arbeitsverhältnisse zuständig sind 

oder für einzelne Betriebs- oder Konzernteile unterschiedliche Gewerkschaften zuständig sind. Der Tarifvorbe-

halt sperrt nur SPM anderer Branchen, z.B. bei Andock-Tarifverträgen nach Abs. 2 Nr. 1. Es sollte die Möglich-

keit bestehen, nur ein SPM für alle Beschäftigten zu nutzen. Das sollte klargestellt werden. 

 

Zu Abs. 3 

§ 24 Abs. 3 BetrAVG-E unter § 24 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG-E mitregeln 

Anstelle einer Sonderregelung für Mitarbeiter einer Gewerkschaft könnte § 24 Abs 2 Nr. 2 BetrAVG-RefE dahin-

gehend geändert werden, dass die einschlägigen Tarifvertragsparteien der Teilnahme an einem SPM anderer 

Tarifvertragsparteien zustimmen. Sie müssen gem. Satz 1 dem Beitritt eines nicht einschlägig tarifgebundenen 

Unternehmens ebenfalls zustimmen. Durch Änderung des Abs. 2 Nr. 2 in „die für das Arbeitsverhältnis ein-

schlägigen Tarifvertragsparteien dem zustimmen.“ könnte Abs. 3 dann entfallen. 

 

Zu Abs. 4 

Der Begriff „Dritte“ im vierten Absatz ist unklar. Es sollte in der Gesetzesbegründung aufgenommen werden, 

dass die Nichttarifgebundenen belastet werden sollen. Bei „Dritte“ geht es wohl um beide Seiten der Nicht-

Tarifbindung (Arbeitnehmer und Arbeitgeber), die getrennt zu berücksichtigen sind. Insofern könnten auch die 

Rechtsfolgen eines differenzierten Zusatzbeitrags klargestellt werden. Ist der Arbeitnehmer nicht gewerk-

schaftlich organisiert, könnte das mit einem Zusatzbeitrag ausgeglichen werden. Ist der Arbeitgeber nicht im 

Arbeitgeberverband oder nur ohne Tarifbindung, könnte auch das beim finanziellen Beitrag berücksichtigt wer-

den. Der Zusatzbeitrag würde sich dann aus den Zusatzbeiträgen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern zusam-

mensetzen. 

 

Geregelt werden sollte zudem, um welche Kosten es in Satz 1 im Einzelnen geht, wie diese berechnet und aus-

gewiesen werden sollen. 
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2 Artikel 2 - Änderungen im Einkommensteuergesetz 

2.1 Artikel 2 Ziff. 1 - § 3 Nr. 55c S. 2 Buchst. b: Abfindung in der GRV steuerlich 

Diese Regelung wird grundsätzlich begrüßt. 

 

Allerdings müsste sie noch dahingehend ergänzt werden, dass auch nicht unter das BetrAVG fallende Perso-

nen einbezogen werden. 

 

Die neue Möglichkeit, in § 3 Abs. 2a BetrAVG-E mit Zustimmung des Arbeitnehmers Abfindungen bis zu einer 

bestimmten Höhe (bei Rente: 2%, bei Kapitalleistungen 24/10 der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV) 

in die GRV einzuzahlen, dürfte in der Praxis nur genutzt werden, wenn die eingezahlte Abfindung steuerfrei ist. 

Dies ist in § 3 Nr. 55c EStG umgesetzt worden, was zu begrüßen ist.  

 

Allerdings knüpft die Steuerfreistellung in § 3 Nr. 55c EStG an den § 3 Abs. 2a BetrAVG an. Rein formal greift 

diese dann nicht für Personenkreise, die nicht unter das BetrAVG fallen. Hier sollte baldmöglichst im BMF-

Schreiben zur steuerlichen Förderung der betrieblichen Altersversorgung klargestellt werden, dass die Steuer-

freiheit nach § 3 Nr. 55c EStG auch für Personenkreise, für die das BetrAVG nicht gilt, greift. Die mitunter auf-

wändige Prüfung, ob jemand in den Anwendungsbereich des BetrAVG fällt oder nicht, würde damit obsolet. 

 

 
2.2 Artikel 2 Ziff. 2 - § 100 Abs. 2 S. 1: Förderbetrag 

Wir begrüßen die Anhebung des Förderbetrags von 288 auf 360 € und die daraus resultierende Erhöhung der 

steuerlich geförderten Beiträge von 960 auf 1.200 € (§ 100 Abs. 2 und Abs. 6 EStG).  

 

Darüber hinaus begrüßen wir die Kopplung der Einkommensgrenzen für die Förderberechtigten an die BBG 

(3% der BBG) sowie die gegenüber dem aktuellen Stand leichte Erhöhung der Einkommensgrenze von derzeit 

2.575 auf 2.898 € (§ 100 Abs. 3 Ziff. 3 EStG). Das geplante Inkrafttreten erst zum 1. Januar 2027 halten wir für 

zu spät und aus betrieblicher Praxis nicht für erforderlich. 

 

Wir bedauern es, dass der Förderprozentsatz nicht von 30% auf 40% bis 50% erhöht werden soll. Bedauerlich 

ist auch, dass die Änderungen des § 100 EStG erst zum 01.01.2027 in Kraft treten sollen. 

 

Die Geringverdienerförderung nach § 100 EStG ist seit ihrer Einführung 2018 eine Erfolgsgeschichte. Es ist da-

her zielführend, das Konzept, Arbeitgeber durch einen leicht administrierbaren Förderbeitrag zu motivieren, 

Betriebsrentenversprechen zu erteilen, auszubauen. Es ist auch folgerichtig, wenn die monatliche Einkom-

mensgrenze dynamisch auf 3% der jährlichen BBG in der allgemeinen Rentenversicherung festgelegt wird. So 

kann der Tatsache entgegengewirkt werden, dass regelmäßige Lohn- und Gehaltssteigerungen dazu führen, 

dass Arbeitnehmer aus dem Kreis der Begünstigten herauswachsen, obwohl sich ihre relative Gehaltsposition 

gegenüber anderen Arbeitnehmern nicht verändert hat.  

 

Aus Sicht des Arbeitgebers ist aber die Höhe des Förderprozentsatzes von ausschlaggebender Bedeutung für 

die Nutzung der Geringverdienerförderung nach § 100 EStG. Eine Erhöhung dieses Betrages auf 40% bis 50% 

würde daher zu einer deutlichen Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung bei Geringverdienern führen. 
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3 Artikel 3 - Änderungen im Versicherungsaufsichtsgesetz 

3.1 Artikel 3 Ziff. 3 - § 232 Abs. 1 Nr. 2 VAG-E: Pensionskassen Wegfall Erwerbseinkommen 

Die aba begrüßt und unterstützt, dass im Hinblick auf die gewünschte Flexibilisierung von Erwerbstätigkeit und 

Ruhestand für Pensionskassen eine Änderung im § 232 Abs. 1 Nr. 2 VAG-E vorgesehen ist. Wir gehen davon 

aus, dass dazu Regelungen in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgen können und in diesem Fall 

aufsichtsrechtlich ausreichend sind. Zudem erwarten wir, dass auch in Zukunft aufsichtsrechtlich keine indivi-

duellen Prüfungen der Pensionskassen hinsichtlich des (teilweisen) Wegfalls des Erwerbseinkommens erfolgen 

müssen. Diese wären bei den meisten Pensionskassen nur mit einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungs-

aufwand oder praktisch gar nicht umsetzbar. 
 

3.2 Artikel 3 Ziff. 5 - § 234j Abs. 4 - 8 VAG-E: vorübergehende Unterdeckung des Sicherungsvermögens bei 

Pensionskassen 

Die aba begrüßt sehr und unterstützt grundsätzlich die hier vorgesehenen Regelungen zur vorübergehenden 

Unterdeckung von Pensionskassen. Die aba weist jedoch auf folgende zwei Punkte hin und bittet um entspre-

chende Änderungen: 

 

1) Die Begründung des § 234j Abs. 5 VAG-E geht von einem Fall der außerplanmäßigen Abschreibung der Ka-

pitalanlage aus. Aber auch außerplanmäßige Entwicklungen der Verpflichtungen können zu einer Unterde-

ckung führen. Somit sollten sowohl Gesetzestext als auch Begründung allgemein von einer Unterdeckung 

sprechen (das tut der entworfene Gesetzestext heute schon), gleich wie diese entstanden sein mag. Die 

Abschreibung auf Kapitalanlagen (was der relevanteste Fall sein dürfte) kann hier als Beispiel genannt wer-

den. 

 

2) Analog § 239 Abs. 3 VAG ist in § 234j Abs. 4 und Abs. 5 VAG-E aufzunehmen, dass die Genehmigung durch 

die BaFin zu erteilen ist, sofern die Bedingungen der Absätze 4 und 5 erfüllt sind.  

 
 

3.3 Artikel 3 Ziff. 6 - § 236 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 VAG-E: Pensionsfonds Ratenzahlung und Sterbegeldzahlung an 

Dritte 

Die Ergänzung der Leistungsformerbringung von Pensionsfonds durch Ratenzahlungen und die Möglichkeit, 

Sterbegeldzahlungen auch an Dritte zu erbringen, werden begrüßt. 

 

Im Rahmen der Übertragung von Versorgungsanrechten auf einen Pensionsfonds nach § 3 Nr. 66 EStG besteht 

für den Pensionsfonds unstrittig das praktische Bedürfnis, in diesem Kontext auch Ratenzahlungen erbringen 

zu können. Dies ist bislang aufsichtsrechtlich nur über eine Verlautbarung der BaFin in einer FAQ-Liste vom 

09.08.2021 flankiert. Dass dies nun explizit im § 236 Abs. 1 VAG-E verankert wird, erscheint sinnvoll.  

 

Laut Begründung macht die Änderung in Absatz 1 Satz 2 deutlich, „dass im Rahmen eines Kapitalwahlrechts die 

Auszahlung des Kapitals in Raten zulässig ist, so dass der Pensionsfonds den Versorgungsberechtigten das 

Recht einräumen kann, die Leistung als lebenslange Zahlung oder als Kapitalzahlung in Raten in Anspruch zu 
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nehmen. …“ Um ein Exklusivitätsverhältnis zu vermeiden, bitten wir jedoch darum, in der Begründung „lebens-

lange Zahlung“ und „Kapitalzahlung in Raten“ nicht mit einem „oder“ zu verbinden, sondern mit einem „und“ 

oder zumindest mit einem „und/oder“. 

 

 

3.4 § 193 VAG: Teilweise Auflösung einer überdotierten Verlustrücklage  

Wir begrüßen die Ergänzung in Abs. 2 „(Die Satzung kann vorsehen, dass die oberste Vertretung eine Ent-

nahme aus der Verlustrücklage beschließen kann, die zugunsten der Mitglieder oder der Versicherten verwen-

det wird. Der Beschluss bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.“), die es VVaG künftig ermöglicht, „ei-

nen Teil der Verlustrücklage zugunsten der Mitglieder zu verwenden, wenn die zu verteilenden Mittel mit gro-

ßer Sicherheit nicht mehr zur Deckung von außergewöhnlichen Verlusten oder zur Sicherstellung der langfristi-

gen Risikotragfähigkeit benötigt werden“. 

 

 

4 Artikel 6 - Änderungen im Versicherungsvertragsrecht 

Artikel 6 Ziff. 6 - § 212: Erweiterung Fortsetzungsrecht 

 

Die Erweiterung der Regelung zur Fortführung einer durch Entgeltumwandlung im Sinne des § 1a Abs. 1 Be-

trAVG finanzierten bAV von Elternzeit auf alle entgeltfreien Zeiten ist zu begrüßen. 

 

Bei einer Entgeltumwandlung oberhalb von 4% der BBG von Personen, die unter das BetrAVG fallen, wäre der 

Verweis auf den reinen Entgeltumwandlungsanspruch nach § 1a Abs. 1 BetrAVG einschränkend und § 212 VAG 

formal nicht anwendbar. Daher sollte der Verweis auf § 1a Abs. 1 BetrAVG erweitert werden und sich auch auf 

höhere Entgeltumwandlungen beziehen. 

 

Es sollte eine begleitende Regelung eingefügt werden, wonach die Fortführung im gesetzlichen Rahmen nicht 

zu einer Novation führt (vgl. BMF-Schreiben vom 01.10.2009 – IV C 1 – S 2252/07/0001), zum einen, um das 

Interesse an einer Fortführung des Vertrags nicht zu konterkarieren, zum anderen, um Versicherer von dem 

Zusatzaufwand, den Vertrag „aufteilen“ zu müssen, zu befreien. 

 

Zudem sollte auch hier klargestellt werden, dass trotz des Verweises auf § 1a Abs. 1 BetrAVG in § 212 VVG 

auch Personenkreise, die nicht unter das BetrAVG fallen, hiervon erfasst sind. Auch dies könnte in einem BMF-

Schreiben klargestellt werden. 
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5 Artikel 10 - Änderungen des Sozialgesetzbuches (SGB) Sechstes Buch (VI): GRV und einschlägige Rege-

lungen im Steuerrecht 

Grundsätzlich werten wir es als positiv, dass automatisierte, digitale Verfahren geschaffen werden und auch 

der PSVaG hier angeschlossen wird (§ 151d SGB VI-E).  

 

Wünschenswert und auch in der Praxis notwendig wäre jedoch auch ein Anschluss von Trägern der betriebli-

chen Altersversorgung.  

 

Die nunmehr in § 187a Abs. 1a SGB VI vorgenommene Klarstellung, die auch der ursprünglichen Intention 

des Gesetzgebers bei Schaffung dieser Vorschrift entspricht, begrüßen wir ausdrücklich. 

 

 

Betriebliche Versorgungseinrichtungen sind nach wie vor nicht in der Liste der abrufberechtigten Stellen ent-

halten, auch haben sie an anderer Stelle keine Möglichkeit, über digitale Verfahren auf Daten zuzugreifen, die 

Begünstigte bereits im Rahmen von Antragsverfahren bei öffentlich-rechtlichen Trägern hereingegeben haben. 

Dies führt im Ergebnis bei den Begünstigten zu viel Unverständnis, Mehrkosten und Ärger sowie immer wieder 

zur Diskussion und Verwaltungsaufwand bei den Versorgungseinrichtungen der betrieblichen Altersversor-

gung. In der Praxis wären erleichterte und rechtssichere Möglichkeiten des Abrufs von bei öffentlichen Stellen 

vorhandenen Daten (z.B. Lebensbescheinigungen, Anschluss an Renten Service Deutsche Post) mehr als not-

wendig und zeitgemäß.  

 

Flankierend zu den wünschenswerten Änderungen in § 150 SGB VI sollte aus unserer Sicht ebenfalls eine Ände-

rung des § 69 Abs. 2 SGB X erfolgen. Hintergrund sind die bereits dargestellten unverhältnismäßigen Aufwände 

bei der Abfrage von Sterbedaten bzw. Lebensbescheinigungen. Die Deutsche Post bietet den Lebensnachweis 

als digitalen Service an, jedoch sind in diesem Sinne nur diejenigen Versorgungseinrichtungen abfrageberech-

tigt, die aufgrund eines Tarifvertrages eingerichtet wurden. Damit aber wird eine Vielzahl an Einrichtungen der 

betrieblichen Altersversorgung von diesem Verfahren ausgeschlossen, was zu deren unzeitgemäßer und kos-

tenintensiver Schlechterbehandlung führt.  

 

Handlungsbedarf besteht weiterhin in Bezug auf die Digitale Rentenübersicht und die diesbezüglichen steuer-

rechtlichen Regelungen über die Abfrage der Steuer-ID durch Vorsorgeeinrichtungen: Mit dem Jahressteuerge-

setz 2024 wurde für die mitteilungspflichtigen Stellen nach § 22a Absatz 1 EStG die Übergangsregelung in § 52 

Abs. 30b EStG bis zum 31.12.2026 verlängert. Dadurch bleibt es möglich, für bis zu diesem Datum bestehende 

Versicherungs- oder Vertragsverhältnisse in den Fällen des § 11 des Rentenübersichtsgesetzes die steuerliche 

Identifikationsnummer (Steuer-ID) vor Eintritt des Versorgungsfalls und ohne vorheriges Herantreten an die 

Versorgungsberechtigten im Wege einer maschinellen Anfrage beim Bundeszentralamt für Steuern zu ermit-

teln Dies ist zu begrüßen, ebenso, dass gem. § 20a Abs. 2 Satz 10 EStG in der gem. Jahressteuergesetz 2024 ab 

01.01.2027 geltenden Fassung der Grundsatz der Ersterhebung (Nutzung des MAV-Verfahrens erst nach einem 

ergebnislosen Erhebungsversuch) dauerhaft und für alle mitteilungspflichtigen Stellen entfallen wird. Von die-

sen Änderungen profitieren jedoch nur drei von fünf Durchführungswegen (Direktversicherungen, Pensions-

fonds, Pensionskassen), nicht aber die Durchführungswege Direktzusage und Unterstützungskasse, die nicht 

mitteilungspflichtig sind, da ihre Leistungen der Lohnbesteuerung unterworfen sind 
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Für den Erfolg der Digitalen Rentenübersicht ist es unseres Erachtens zwingend erforderlich, dass die Bürgerin-

nen und Bürger möglichst von allen Versorgungsträgern vollständige Informationen zu ihrer Altersversorgung 

erhalten können. Das kann nur dann gelingen, wenn die Versorgungsträger bei einer Anfrage die für die Identi-

fikation erforderliche Steuer-Identifikationsnummer in ihrem Bestand haben. Wie das bestehende Verfahren 

zeigt, ist das Erfordernis einer direkten Abfrage der Steuer-ID bei den Versorgungsberechtigten nicht nur ein 

vermeidbarer bürokratischer Aufwand für die Versorgungsträger und die Bürgerinnen und Bürger. Die direkte 

Abfrage der Steuer-ID beim Bundeszentralamt sorgt vielmehr dafür, dass die Versorgungsträger frühzeitig eine 

korrekte Steuer-ID im Bestand vorhalten können, um die Digitale Rentenübersicht mit Informationen bedienen 

zu können.  

 

Die bestehende Abfragemöglichkeit beim Bundeszentralamt für Steuern funktioniert sehr gut und bietet den 

Versorgungseinrichtungen einen einfachen und sehr erfolgreichen Weg, die Steuer-ID zu erlangen. Alternativ 

könnte auch den Arbeitgebern das Recht eingeräumt werden, die Steuer-ID der Beschäftigten an die für sie 

zuständige Versorgungseinrichtung zu übermitteln. 

 

 

6 Weitergehender Reformbedarf, der im weiteren parlamentarischen Prozess berücksichtigt werden 

sollte 

Die aba hätte es begrüßt, wenn im Referentenentwurf für ein BRSG II noch mehr von ihren Anregungen aus 

dem Fachdialog „Stärkung der Betriebsrente“ Berücksichtigung gefunden hätten. 

 

Wir halten es u.a. für dringend geboten, die folgenden Punkte noch in den Gesetzgebungsprozess für ein BRSG 

II einzubringen: 

 
6.1 Dotierungsgrenzen im Steuer- und Sozialversicherungsrecht zumindest auf steuerlichem Niveau ver-

einheitlichen 

Der steuerliche Dotierungsrahmen bei Direktversicherungen, Pensionsfonds und Pensionskassen von 8% der 

BBG der GRV und die sozialabgabenfreie Dotierung in Höhe von 4% der BBG der GRV fallen weit auseinander. 

Zur Reduzierung dieser Komplexität, und um dadurch entstehende Fälle der „Doppelverbeitragung“ zu beseiti-

gen, sollten die Dotierungshöchstgrenzen im Steuer- und Sozialversicherungsrecht zumindest auf dem steuerli-

chen Niveau vereinheitlicht werden. Um entsprechende Prüfung hatte auch der Bundesrat in seiner Stellung-

nahme zum 2. BRSG-E gebeten. 

 
6.2 „Doppelverbeitragung“ nach über 20 Jahren endlich beseitigen 

Mit dem GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz wurde zum 01.01.2020 ein Freibetrag bei der Ermittlung des 

Krankenversicherungsbeitrages auf Betriebsrentenleistungen eingeführt, leider nur für Pflichtversicherte. Für 

Betriebsrentenanteile, die über dem Freibetrag liegen, muss ein Krankenversicherungsbeitrag abgeführt wer-

den. Für den Pflegeversicherungsbeitrag gilt allerdings weiterhin nur eine (gleichhohe) Freigrenze. Wird diese 

überschritten, müssen von der vollen Betriebsrente Pflegeversicherungsbeiträge abgeführt werden. Das führt 
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zu einer unnötigen Komplexität der Beitragsabrechnung. Auch für die Pflegeversicherung sollte daher ein Frei-

betrag eingeführt werden. Den Umfang der „Doppelverbeitragung“ könnte man durch eine Anhebung eines 

solchen Freibetrages reduzieren. Alternativ könnte man den Rechtszustand von vor 2004 wieder herbeiführen. 

 

 
6.3 Effizienzsteigernde Digitalisierung ermöglichen und Bürokratie abbauen 

Alle Vorschriften, die hinsichtlich der bAV ein Schriftformerfordernis enthalten, wie etwa das Steuerrecht, soll-

ten, wie es auch der Normenkontrollrat anregt, dringend dahingehend geändert werden, dass das Schriftform-

erfordernis durch ein Textformerfordernis ersetzt wird.  

 

Die im Gesetzentwurf enthaltenen Erleichterungen durch Digitalisierung in den Prozessen für den PSVaG soll-

ten auch als Thema für die bAV aufgenommen werden. Der Aufwand z.B. für die Einholung von Informationen, 

die an zentraler Stelle bereits vorliegen, führt zu Unverständnis auf Seiten der Betroffenen und zu hohen Kos-

ten auf Seiten der Einrichtungen. Hier gilt es, pragmatische Lösungen zu finden und voranzutreiben.  

 

Entbürokratisierung entlastet Arbeitgeber und Versorgungseinrichtungen und senkt im Interesse der Berech-

tigten die Kosten. Außerdem können so auch die Kosten in Aufsichts- und Verwaltungsbehörden gesenkt wer-

den. Die aba hat zur Entbürokratisierung kürzlich etliche weitere Vorschläge beigesteuert. 

 

 

6.4 Digitalisierung der bAV - Vorteile des Datenaustauschs mit der DRV sollten auch von EbAV genutzt 

werden können 

Alle EbAV sollten künftig in den Datenaustausch mit der DRV einbezogen werden. Diese Möglichkeit könnte 

EbAV – wie bereits der VBL, den Zusatzversorgungskassen im öffentlichen Dienst und der SOKA-BAU –die Fest-

stellung der Leistungen künftig deutlich erleichtern. Notwendig hierfür wären ein Auskunftsanspruch bzw. eine 

Erweiterung von § 148 Abs. 3 SGB VI und eine Datenverarbeitungsbefugnis (§ 69 Abs. 2 Nr. 2 SGB X). Im Be-

reich der Altersversorgung wäre dies ein zukunftsweisendes Projekt, das ggf. auch aus dem Sondervermögen 

„Infrastruktur und Klimaneutralität“ unterstützt werden könnte.  

 

 
6.5 Bestandsübertragungen erleichtern 

Bestandsübertragungen zwischen EbAV müssen einfacher und damit praxisgerechter ausgestaltet werden. Be-

stehende Rechtsunsicherheiten müssen beseitigt werden.  

 

Außerdem könnte für den Fall der Auslagerung bestehender Zusagen auf einen Pensionsfonds eine Dotierungs-

möglichkeit sinnvoll sein, die sich an der Höhe der auszulagernden Versorgungszusagen orientiert. Ferner sollte 

das Teilwertverfahren in ähnlicher Weise abgewandelt werden, wie dies inzwischen auch gesetzlich in § 5 Abs. 

7 S. 4 EStG für den Fall der entgeltlichen Übernahme bestehender Versorgungszusagen geregelt ist.  
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6.6 Beitragszusage mit Mindestleistung zukunftsfähig machen durch abgesenkte Garantieniveaus (Absen-

kung gesetzlicher Vorgaben zum Garantieniveau) 

Für die Beitragszusage mit Mindestleistung sollte ein niedrigeres Garantieniveau als 100% der gezahlten Bei-

träge von den Beteiligten vereinbart werden können oder vom Gesetzgeber definiert werden.  

 

Hinweis: Ganz generell sollten auch für die traditionellen Durchführungsformen der betrieblichen Altersversor-

gung - ähnlich wie bei dem SPM - Zusagen mit abgesenkten Garantien ermöglicht werden, und zwar betreffend 

die Anwartschafts- und die Rentenphase. Auch die Option von Pufferbildungen sollte, wo möglich, geschaffen 

werden, wie zum Beispiel bei bestimmten Ausprägungen des Pensionsfonds. 

 

Insbesondere mit Blick auf kleinere und mittlere Unternehmen würden damit Möglichkeiten geschaffen, die 

Berechtigten vermehrt an den Erträgen des Kapitalmarktes partizipieren zu lassen. Zudem würden Fehlanreize 

in Form von verbleibenden Haftungsrisiken reduziert, die allein durch die Öffnung von SPM für Dritte nicht 

überwunden werden können.  

 

 
6.7 Angemessenes Aufsichtsrecht für EbAV 

EbAV werden regulatorisch häufig so behandelt wie Lebensversicherungen, dabei gibt es deutliche Unter-

schiede. Daher sind viele Regelungen, die für Lebensversicherungen sinnvoll sind, nicht für EbAV geeignet. Die 

Anforderungen an EbAV sind somit unverhältnismäßig und führen zu hohen Aufwänden und Kosten, denen 

kein entsprechender Nutzen gegenübersteht. Ein aufsichtlicher Rahmen auf europäischer und nationaler 

Ebene, der den Besonderheiten der betrieblichen Altersversorgung angemessen Rechnung trägt, ist daher un-

bedingt notwendig. Die Erwähnung von Proportionalität in der Regulierung reicht nicht (z.B. DORA-Verord-

nung). Die Anforderungen müssen eine Anwendung des Proportionalitätsprinzips in der praktischen Umset-

zung auch ermöglichen.  

 

 

6.8 Im Kontext der neuen Anlageverordnung notwendige begleitende Regulierung 

Wir haben die Änderungen durch die neue Anlageverordnung sehr begrüßt und sind dem BMF dankbar, dass 

die Verordnung bereits am 06. 02. 2025 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht werden konnte. Damit diese ihre 

volle Wirkung entfalten können, bedarf es noch der begleitenden Regulierung, insbesondere der Anwendungs-

vorgaben im Kapitalanlage-Rundschreiben und der Umsetzung im BaFin-Berichtswesen (Sammelverfügung) 

sowie Änderungen bei den Stresstestvorgaben und Prognoserechnungen.  

 

In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die neue Infrastruktur-Quote eher zu dem politisch ge-

wünschten Mehr an Infrastruktur führt, wenn diese Quote auch auf Infrastruktur-Investitionen in geschlosse-

nen Fonds bzw. gebündelten Investitionen angewendet werden kann. 

 

Ergänzend zu den bereits vorgenommenen Änderungen der Anlageverordnungen sieht der Ref-E keine Anpas-

sungen der Regelungen für Pensionsfonds vor, für die ebenfalls Mischungsgrenzen für Anlagen nach Nr. 17 so-

wie Streuungsgrenzen gelten. Hier sind entsprechende Anpassungen nötig. 
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6.9 Körperschaftsteuerhöchstgrenzen bei Pensions- und Unterstützungskassen anpassen 

Pensionskassen und Unterstützungskassen sind unter bestimmten Voraussetzungen von der Körperschaft-

steuer befreit. Erforderlich ist u. a., dass die gewährten Leistungen bestimmte Grenzwerte nicht überschreiten. 

Die letzte Anpassung der Höchstgrenzen fand vor nunmehr über 25 Jahren statt.  

 

Wir empfehlen eine deutliche Anhebung der Höchstgrenzen aus § 2 KStDV, da ansonsten die durch steuerbe-

freite Pensionskassen und Unterstützungskassen gewährten Versorgungen deutlich hinter dem Kaufkraftver-

lust der letzten Jahrzehnte zurückbleiben. In diesem Sinne zielführend wäre weiterhin eine im Zeitverlauf auto-

matisch erfolgende Anpassung der Höchstgrenzen.  

 

 

6.10 Steuerbefreite Pensionskassen – Bitte um Klarstellung für „verpfändete Rückdeckungsversicherung“  

Aufgrund schon seit Jahrzehnten bestehender Satzungsbestimmungen haben einige Pensionskassen Rückde-

ckungsversicherungen abgeschlossen, was nach den Bestimmungen des VAG Pensionskassen grundsätzlich er-

laubt ist. Nach einem jüngeren BFH-Urteil stellt die Erbringung von Leistungen als Rückdeckungsversicherung 

die Befreiung von der Körperschaftsteuer in Frage. Dabei bleibt unberücksichtigt, dass Sinn und Zweck der 

Rückdeckungsversicherung die Finanzierung einer betrieblichen Altersversorgung über steuerlich im Regelfall 

ebenfalls anerkannte Durchführungswege (Direktzusage, Unterstützungskasse) ist. Diese Problematik ist auch 

der BaFin bekannt. Durch eine Gesetzesänderung sollte klargestellt werden, dass eine aufsichtsrechtlich zuläs-

sige Rückdeckungsversicherung dann nicht zu Steuerpflicht führt, wenn die Rückdeckungsversicherung die vor-

handenen Rückdeckungsversicherungen an die Versicherten verpfändet und somit sichergestellt würde, dass 

durch die Rückdeckungsversicherungen nur die zugesagten Versorgungsleistungen finanziert werden können.  

 

 
6.11 Zeitgemäße steuerliche und bilanzielle Rahmenbedingungen für Direktzusagen und Unterstützungs-

kassen schaffen 

Der nach § 6a EStG steuerlich vorgeschriebene Abzinsungssatz von 6% für die Rückstellungsbildung bei Direkt-

zusagen ist deutlich zu hoch.  

 

Angepasst werden muss auch der Zinssatz, der nach § 4d EStG den verbindlichen steuerlichen Bewertungsfak-

toren für die Berechnung des Deckungskapitals für lebenslänglich laufende Leistungen von Unterstützungskas-

sen zugrunde liegt.  

 

Das steuerlich vorgegebene Bewertungsverfahren für Direktzusagen ist dahingehend anzupassen, dass auch 

moderne, effiziente und flexible Zusageformen sachgerecht erfasst werden können. In der Handelsbilanz führt 

der variable Bewertungszins gemäß § 253 HGB zu mitunter erheblicher Bilanz- und Aufwandsvolatilität und 

sollte durch einen festen Bewertungszins ersetzt werden. 
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6.12 Benachteiligung von Elterngeldbeziehern beseitigen 

Die steuerfreie Entgeltumwandlung mindert die Bemessungsgrundlage für das Elterngeld. In der Praxis wird die 

Entgeltumwandlung daher häufig beendet, um finanzielle Nachteile während der Elternzeit zu vermeiden. Um 

die dadurch entstehende negative Auswirkung auf die Betriebsrentenhöhe zu vermeiden, schlagen wir vor, 

dass die Berechnung des Elterngeldes künftig so erfolgt, als wäre keine Entgeltumwandlung vereinbart worden. 

In vergleichbarer Weise wird z.B. bereits beim Insolvenzgeld vorgegangen: Bei Entgeltumwandlung zugunsten 

versicherungsförmiger Durchführungswege erfolgt die Berechnung des Insolvenzgeldes so, als wäre keine Ent-

geltumwandlung vereinbart worden. 

 

 
7. Weitergehende, grundsätzliche Empfehlungen für die Weiterentwicklung der Altersvorsorge 

7.1 Mehr Generationengerechtigkeit: faire Eingriffsmöglichkeiten in bestehende Zusagen 

Nicht erst die hohen Inflationsraten und die sich daraus ergebenden enormen Anpassungsverpflichtungen zei-

gen den Unternehmen, dass sie vor einem Generationen-Dilemma stehen. Versorgungszusagen in der bAV ge-

nießen einen derart hohen Besitzstandsschutz, dass selbst in zukünftige Zuwächse kaum eingegriffen werden 

kann. Immer größere Anteile des Aufwandes für betriebliche Altersversorgung fließen in Betriebsrentenanpas-

sungen und die Dotierung bestehender Zusagen. Immer geringere Anteile des Aufwandes für betriebliche Al-

tersversorgung stehen für die Dotierung neuer Zusagen zur Verfügung. Die Schere zwischen den Betriebsrent-

nern und älteren Arbeitnehmern mit Betriebsrentenanwartschaften auf der einen und jungen Arbeitnehmern 

auf der anderen Seite öffnet sich zunehmend.  

 

Bereits erteilte Zusagen sollten vor diesem Hintergrund im Interesse von mehr Generationengerechtigkeit für 

die Zukunft abänderbar sein, unabhängig davon, ob sie kollektivrechtlich erteilt wurden oder nicht. Unter Be-

rücksichtigung des rechtlich garantierten Besitzstandsschutzes sollte geprüft werden, inwieweit in zukünftige 

Zuwächse von Versorgungszusagen eingegriffen werden kann. Übertriebener Besitzstandsschutz darf nicht die 

Hoffnungen der jüngeren Generation auf Betriebsrentenzusagen zunichtemachen. 

 

 
7.2 Altersversorgung stärker fördern als Vermögensbildung 

Altersversorgung ist mehr als das bloße Einsammeln und Anlegen von Geld. Gute Altersversorgung setzt vo-

raus, dass verlässliche Leistungen effizient darstellbar sind. Und am effizientesten geht es erwiesenermaßen 

über die bAV, die Kapitaldeckung mit kollektivem Bezug und in der Regel lebenslangen Rentenzahlungen ver-

bindet. Private Altersvorsorge verlangt regelmäßig viele eigene Entscheidungen, um den richtigen Anbieter und 

das passende Produkt auszuwählen. Dies setzt die Bereitschaft und Zeit, sich intensiv mit dem Thema Alters-

vorsorge zu befassen, sowie eine gewisse finanzielle Bildung voraus, weshalb bei staatlicher Förderung nicht 

auf die lebenslange Rentenzahlung verzichtet werden sollte, um Fehlallokationen zu vermeiden. Individuelle 

Vermögensbildung, die zudem die Leistungsphase vollkommen ausblendet, darf nicht besser gefördert werden 

als sozialpolitisch hochwertige und kostengünstige betriebliche Altersversorgung.  
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7.3 Kapitaldeckung in der betrieblichen und privaten, nicht in der gesetzlichen Altersvorsorge 

Angesichts der anspruchsvollen rechtlichen und ökonomischen Voraussetzungen, die mit Kapitaldeckungsele-

menten in der GRV verbunden sind, sollte der Weg zu mehr Kapitaldeckung besser über die betriebliche Alters-

versorgung und die private Altersvorsorge gewählt werden. 

 

 

 

KS/SD/MK/AZ  

08. August 2025  
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gung und zur Änderung anderer Gesetze 
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Die ABV ist die politische Spitzenorganisation der 91 auf Landesrecht beruhenden berufsstän-

dischen Versorgungseinrichtungen der verkammerten Freien Berufe (Ärzte, Apotheker, Archi-

tekten, Notare, Rechtsanwälte, Steuerberater bzw. Steuerbevollmächtigten, Tierärzte, Wirt-

schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer, Zahnärzte sowie Psychotherapeuten und Ingeni-

eure) in der Bundesrepublik Deutschland. Aufgabe unserer Mitgliedseinrichtungen ist es, für 

den ihnen aufgrund landesgesetzlicher Zuweisung als Pflichtmitglied angehörenden Perso-

nenkreis die Vorsorge für das Alter, bei Invalidität und für Hinterbliebene sicherzustellen. 

 

 

Wir nehmen Stellung zu Art. 11 Nr. 5 wie folgt: 

 

Die ABV – Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e. V. begrüßt 

uneingeschränkt, dass mit der Änderung des § 172a SGB VI klargestellt wird, dass die seit 

Oktober 2022 geltende Berechnungsweise für den Arbeitgeberbeitrag bei Beschäftigungen mit 

einem Arbeitsentgelt im Übergangsbereich (§ 20 Abs. 2 f. SGB IV) auch für Beschäftigte greift, 

die als Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrichtung von der Versicherungspflicht 

in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind. 
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Stellungnahme des AfW Bundesverband 

Finanzdienstleistung e. V. 

 

zur Verbändeanhörung zum Referentenentwurf eines 

Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung 

(BRSG II) 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum oben genannten Referentenentwurf Stellung nehmen zu 

dürfen. Diese Möglichkeit nehmen wir gerne wahr und möchten im Folgenden unsere Position zu den 

geplanten Neuregelungen darlegen. 

Der AfW Bundesverband Finanzdienstleistung vertritt die Interessen von ca. 40.000 unabhängigen 

Finanzanlagen- und Immobiliardarlehensvermittlerinnen und -vermittlern sowie Versicherungsmaklerinnen 

und -maklern aus rund 2.200 Mitgliedsunternehmen – überwiegend kleine und mittelständische Betriebe. 

Mitglieder im AfW sind unter anderem auch Maklerpools, Verbünde, Versicherungs- und 

Investmentgesellschaften und Serviceanbieter für unabhängige Beraterinnen und Berater. 

 

Zusammenfassung 

Der AfW begrüßt den Referentenentwurf des BRSG II ausdrücklich. Die im Gesetzesentwurf vorgesehenen 

Änderungen enthalten zahlreiche sinnvolle und überfällige Maßnahmen zur Stärkung der betrieblichen 

Altersvorsorge in Deutschland. 

Gleichzeitig weisen wir auf einige Regelungsbereiche hin, die aus Vermittlersicht Nachbesserungen 

erfordern – insbesondere im Hinblick auf Bürokratievermeidung, Rechtsklarheit und Förderoffenheit 

gegenüber allen Durchführungswegen und Zielgruppen. 

Der Erfolg der Reform wird wesentlich davon abhängen, ob sie auch in der Breite vermittelt und 

angenommen werden kann – dabei spielen unabhängige Vermittlerinnen und Vermittler eine zentrale Rolle. 
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Im Detail 

 

1. Opting-Out-Systeme (§ 20 BetrAVG-E) 

Wir begrüßen die Einführung tarifunabhängiger Optionssysteme ausdrücklich. Diese „automatische 

Entgeltumwandlung mit Widerspruchsrecht“ hat sich international als effektives Instrument zur Verbreitung 

der bAV erwiesen. 

Kritikpunkt: Die Einschränkung auf Fälle mit 20 % Arbeitgeberzuschuss (statt der bestehenden 15 %) schafft 

unnötige Hürden. Viele Unternehmen werden diesen Sprung nicht mittragen, was die Reichweite der 

Maßnahme begrenzt. 

Anregung: Eine flexiblere Zuschussregelung (z. B. optional 15 %–20 %) sowie Unterstützung durch 

standardisierte Mustertexte und Tools zur Umsetzung sind aus unserer Sicht notwendig, um Akzeptanz bei 

KMU zu schaffen. 

 

2. Öffnung des Sozialpartnermodells (§§ 21 und 24 BetrAVG-E) 

Die Erweiterung auf nichttarifgebundene Arbeitgeber ist ein wesentlicher Fortschritt. 

Kritikpunkt: Die Einbindung über Betriebs- oder Dienstvereinbarungen ist in kleinen Unternehmen mitunter 

nicht praktikabel. Die gesetzliche Möglichkeit einer Einbindung durch Dritte (§ 24 BetrAVG-E) bleibt 

unkonkret. 

Anregung: Wir empfehlen eine klarere rechtliche Ausgestaltung für den Einsatz über Plattformen oder 

Verbände sowie die Bereitstellung praxistauglicher Vertragsmuster und digitaler Implementierungshilfen. 

 

3. Förderung von Geringverdienern (§ 100 EStG-E) 

Die Anhebung der Einkommensgrenze und die Erhöhung des Förderbetrags auf 360 €/Jahr (30 % staatlich 

bezuschusst) sind äußerst begrüßenswert. 

 

4.  Digitalisierung beim PSV (§§ 9 und 10 BetrAVG-E) 

Wir begrüßen die geplanten Automatisierungen und digitalen Kommunikationsoptionen ausdrücklich. 

Anregung: Die Integration von Schnittstellen zu Vermittlerportalen und Versicherungsplattformen sollte 

flankierend gefördert werden, um die Nutzung in der Breite zu ermöglichen. 
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5.  Vermittlervergütung 

Der Referentenentwurf enthält erfreulicherweise keine Regelungen zur Einschränkung von Provisionen oder 

zur Verpflichtung zur Honorarberatung. 

Bewertung: Dies bewahrt die Beratungsfreiheit und die Strukturvielfalt im Markt – ein zentrales Anliegen 

unserer Mitglieder. 

Hinweis: Wir weisen auf die hohe Bedeutung unabhängiger Beratung hin, die auch auf Provisionsbasis 

qualitätsgesichert erfolgen kann. 

 

Schlussbemerkung 

Die Reform hat das Potenzial, die betriebliche Altersvorsorge entscheidend voranzubringen. Damit sie auch 

in der Fläche wirksam wird, ist eine Umsetzung mit Augenmaß, Klarheit und Bürokratievermeidung 

erforderlich. Der AfW steht dem BMAS gerne beratend zur Verfügung, um den Reformprozess im Interesse 

von Arbeitnehmern, Arbeitgebern und Vermittlern konstruktiv zu begleiten. 

 

 

Berlin, 06. August 2025  

 

 

Norman Wirth       Frank Rottenbacher 

Geschäftsführender Vorstand    Vorstand 

 



 

AGV Banken ∙ Burgstraße 28 ∙ 10178 Berlin 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Rochusstraße 1 

53123 Bonn 

Nur per E-Mail: 

IVb4@bmas.bund.de  

Berlin, 8. August 2025 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des zweiten Gesetzes zur Stär-

kung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Ge-  

setze (2. Betriebsrentenstärkungsgesetz) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Übersendung des Referentenentwurfs und die Möglichkeit 

zur Stellungnahme, die wir sehr gerne wahrnehmen. Gerne machen wir von der 

Möglichkeit Gebrauch, nur zu den Änderungen gegenüber dem Gesetzentwurf 

der vergangenen Legislatur Stellung zu nehmen, und verweisen im Übrigen auf 

unsere Stellungnahme vom 24. Juli 2024, die wir auch noch einmal als Anlage 

beifügen. Wir bitten Sie, unsere Positionen zu berücksichtigen. 

Als Tarifvertragspartei, die bereits erfolgreich ein Sozialpartnermodell mit ein-

geführt hat, richten wir dabei wie schon 2024 den Fokus insbesondere auf 

Anpassungen bei den Neuregelungen zur Ausweitung des 

Sozialpartnermodells. Hier ist uns sehr daran gelegen, für Unternehmen 

einer Branche mit einschlägigem Tarifvertrag den Beitritt zu 

Sozialpartnermodellen anderer Branchen auszuschließen. Andernfalls 

entstünde eine Konkurrenzsituation zwischen Tarifverträgen gleicher oder 

verschiedener Branchen, was der Tarifbindung und der Tarifautonomie in 

Deutschland nachhaltig schaden würde. 
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Zu unseren Anmerkungen im Einzelnen: 

A. Zu § 20 Abs. 3 BetrAVG-E – Optionsmodell ohne Tarifvertrag 

Mit der Änderung im Vergleich zum Regierungsentwurf des vergangenen Jah-

res wird das Spannungsfeld zwischen BetrAVG und § 77 Abs. 3 BetrVG aufge-

löst. Die Norm entspricht in ihrer Neufassung dem Anwendungsbereich des § 

2 Abs. 2 S. 5 AltersteilzeitG. 

Die gewählte Formulierung reduziert allerdings die Verwendungsmöglichkeiten 

von Optionsmodellen ohne eine tarifvertragliche Grundlage durch den einge-

schränkten Adressatenkreis deutlich (vgl. die Durchführungsanweisungen zum 

Altersteilzeitgesetz / AtG-DA Stand 01.06.2015 zu § 2 AltersteilzeitG – 

ausführlich in unserer Stellungnahme vom 24. Juli 2024 auf Seiten 5/6 unter D 

3. dargestellt), so dass wir nur für wenige Beschäftigte einen tatsächlichen 

Anwendungsbereich sehen. 

Nicht konsistent erscheint uns weiterhin die Höhe des vorgesehenen Arbeitge-

berzuschusses, die ohne einen für uns nachvollziehbaren Grund von der Höhe 

des Zuschusses in § 1a Abs. 1a BetrAVG abweicht. Wir bezweifeln zudem, 

dass die „Verteuerung“ des Modells den gesetzgeberischen Zweck unterstützt, 

zu einer weiteren Verbreitung betrieblicher Altersversorgung beizutragen. 

Warum der Entwurf ein dem Altersteilzeitgesetz vergleichbares Stufenschema 

nicht auch in § 24 BetrAVG-E vorsieht, bleibt für uns unverständlich (siehe 

hierzu unsere Stellungnahme von 2024, Seite 5 f.). 

B. Zu § 24 BetrAVG-E – Ausweitung des Sozialpartnermodells 

Zur Verdeutlichung unserer grundsätzlichen Position zu § 24 BetrAVG-E ver-

weisen wir an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich auf unsere Stellung-

nahme vom 24. Juli 2024 und das dort vorgeschlagene Stufenmodell (unter D, 

Seiten 5 ff.). 
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1. Grundsätzliche Erwägungen 

Aus unserer Sicht als Tarifvertragspartei, die gemeinsam mit den Gewerk-

schaften Verdi und DBV ein Sozialpartnermodell erfolgreich eingeführt hat, be-

grüßen wir ausdrücklich, dass der Gesetzgeber das Sozialpartnermodell und 

damit die Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung weiter fördern will. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft jedoch ein Spannungsfeld zwischen be-

trieblicher Altersversorgung einerseits und der Tarifautonomie andererseits, 

das einseitig und ohne erkennbare Notwendigkeit zugunsten der Altersversor-

gung gelöst wird. Wir verweisen daher noch einmal auf die verfassungskonfor-

men Lösungsvorschläge in unserer Stellungnahme des vergangenen Jahres 

(Stufenmodell). 

Insbesondere die in § 24 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG-E vorgesehene Regelung 

ist zu weit gefasst. Denn diese ermöglicht grundsätzlich, dass Unterneh-

men auch bei einem bestehenden Sozialpartnermodell der eigenen Bran-

che (sogar bei Tarifbindung) dem Sozialpartnermodell einer anderen 

Branche oder eines anderen Unternehmens beitreten können. Dies wider-

spricht dem Grundgedanken der Tarifautonomie, wie er insbesondere in 

§ 4a TVG zum Ausdruck kommt. 

Das von uns vorgeschlagene Stufenmodell vermeidet dagegen ein solches 

Spannungsfeld zwischen Tarifautonomie und BetrAV einerseits und erweitert 

den möglichen Anwendungsbereich des Sozialpartnermodells andererseits. 

Der aktuelle Referentenentwurf greift unseren Vorschlag der dritten Stufe in § 

24 BetrAVG-E im Übrigen bereits in der Neuformulierung des § 20 Abs. 3 

BetrAVG-E auf. 

Zitat aus unserer Stellungnahme des vergangenen Jahres:  

„Mögliches Stufenschema für § 24 Abs. 1 bis 3 BetrAVG-E:  
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1. Wie schon bisher in § 24 Abs. 1 BetrAVG geregelt, die Möglichkeit 

Nichttarifgebundener an einschlägigen tariflichen Regelungen zum So-

zialpartnermodell zu partizipieren, wie wir es als Branche gemeinsam 

mit unseren Tarifpartnern Ver.di und DBV in § 1 Ziff. 2 TV Altersversor-

gung geregelt haben. 

2. Sofern es keinen einschlägigen Tarifvertrag gibt (Abs. 2), sollte es die 

Möglichkeit geben, sich mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien nicht 

einschlägigen Lösungen anzuschließen. 

3. Sofern in bestimmten Bereichen üblicherweise keine tariflichen Rege-

lungen getroffen werden (Abs. 3), sollte die reine Beitragszusage durch 

Betriebsvereinbarung bzw. arbeitsvertraglich ermöglicht werden.“ 

2. Zu den Änderungen in der Gesetzesbegründung 

Wir begrüßen einzelne Änderungen in der Begründung des Referentenent-

wurfs, sehen jedoch teilweise weiterhin Anpassungsbedarf im Gesetzestext: 

Höhe des Arbeitgeberbeitrages Abs. 2 Nr. 1 

Im Vergleich zur Begründung des Entwurfs aus dem vergangenen Jahr ist der 

Hinweis entfallen, dass „Anschlusstarifverträge“ vom in Bezug genommenen 

Sozialpartnermodell abweichende Beitragsregelungen treffen können (Entwurf 

2024, S. 29, Abs. 2; Entwurf 2025, S. 17, Abs. 3). Dies begrüßen wir ausdrück-

lich. Da der Wortlaut des Gesetzes aber hinsichtlich dieser Frage offen ist, ist 

es aus unserer Sicht weiterhin erforderlich, dass sich im Gesetzentwurf selbst 

ein entsprechender Hinweis wiederfindet, insbesondere da in der Begründung 

zu Abs. 2 Nr. 2 im Gegensatz zur Regelung in Nr. 1 ausdrücklich auf die voll-

ständige Übernahme der Tarifregelungen verwiesen wird. 
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Form der Zustimmung der Teilnahme Dritter 

Wir begrüßen auch, dass der Referentenentwurf unserem Hinweis auf die 

Form der Zustimmung gefolgt ist und zumindest in der Begründung des Geset-

zes darauf hinweist, dass eine Zustimmung formfrei und auch im Tarifvertrag 

selbst als Einwilligung möglich ist (vgl. unsere Stellungnahme von 2024, S. 7; 

Referentenentwurf, S. 17, Abs. 5). 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Dr. Jens T. Thau gez. Ulf Grimmke 

stv. Hauptgeschäftsführer Geschäftsführer 
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Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Zeitwertkonten 

Datum: 25.07.2024 

zum Referentenentwurf Zweites Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und 

zur Änderung anderer Gesetze des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des 

Bundesministeriums der Finanzen nehmen wir wie folgt Stellung:   

 

☺Artikel 8 Ziffer 1 [Neuregelung zu § 7c Abs. 1 Ziffer 2a SGB IV]  

[Gleichzeitige Nutzung von Wertguthaben und vorgezogener Altersrente (Flexirente)] 

Wir begrüßen die Neuregelung, dass sich die Inanspruchnahme, d.h. die Nutzung von Wertguthaben 

im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses und vorgezogene Altersrentenleistungen aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung (sog. Flexirente) nicht länger ausschließen. Beide Instrumente wollen 

den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand flexibilisieren. Es ist für alle Beteiligten gut und 

richtig, dass sich diese nicht länger widersprechen, sondern ergänzen und den Flexibilisierungsgrad in 

der gerade für die Beschäftigten und die Unternehmen sehr bedeutsamen ruhestandsnahen 

Lebensphase weiter erhöhen können.  

 Die Gesetzesbegründung zur Neuregelung sollte u.E. jedoch in folgenden Punkten 

nachgeschärft/korrigiert werden: 

 

a) Aufnahme eines Hinweises, dass die Neuregelung nur deklaratorische Wirkung hat. Viele 

Unternehmen nutzen seit dem Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen in 2023 bereits Wertguthaben 

neben vorgezogenen Altersrentenleistungen gleichzeitig, um etwaig notwendige 

Arbeitszeitverringerungen vor Erreichen der Regelaltersgrenze auszugleichen. Die beitrags- und 

steuerrechtliche Zulässigkeit wird in der Praxis bereits unterstellt von großen Teilen der 

Fachliteratur bereits heute mit guten Argumenten bejaht. Mit dem Hinweis auf eine nur 

deklaratorische Wirkung der Neuregelung könnten sehr komplexe arbeitsrechtliche 

Anschlussfragen vermieden werden.  

 

b) Die Begründung schließt die gleichzeitige Nutzung von Wertguthaben im Rahmen der Altersteilzeit 

und vorgezogene Altersrentenleistungen ausdrücklich aus. Begründet wird der Ausschluss der 

Altersteilzeit damit, dass sich die staatliche Förderung der Altersteilzeit und die vorgezogenen 

Altersrentenleistungen widersprächen. Beide Instrumente, d.h. die Altersteilzeit und die 

Neuregelung verfolgen das gleiche und u.E. gerade keine sich widersprechende Ziele. Beide 

Instrumente wollen nach unserem Verständnis den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 

flexibilisieren. Der in der Begründung enthaltene Ausschluss der Altersteilzeit aus dem 

Anwendungsbereich der Neuregelung sollte korrigiert- und Konsistenz von Wertguthaben aus 

Langzeit- und Altersteilzeitkonten hergestellt werden.  
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Artikel 8 Ziffer 1 (Neuregelung zu § 7c Abs. 1 Satz 1 SGB IV) 

[Zeitliche Beschränkung der Nutzung von Wertguthaben nur bis zur Regelaltersgrenze] 

 

Die Neuregelung des § 7c Abs. 1 Satz 1 SGB IV beschränkt für alle Freistellungszwecke generell die 

Inanspruchnahme von Wertguthaben auf die Dauer bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze. Diese 

zeitliche beitrags- und steuerrechtliche Befristung wirkt den aktuellen Bemühungen – ein Arbeiten 

jenseits der Regelaltersgrenze zu fördern - diametral entgegen.  

Wertguthaben haben insbesondere starke positive Effekte auf die Mitarbeiterzufriedenheit, 

Mitarbeiterbindung und auf den Krankenstand. Es wird für die Arbeitgeber schwieriger, ältere 

Beschäftigte im Unternehmen jenseits der Regelaltersgrenze zu halten, wenn ihnen gleichzeitig 

wichtige personalpolitische Werkzeuge für genau diese Klientel weggenommen werden.  

Auf einander abgestimmte Instrumente, die auch jenseits der Regelaltersgrenze funktionieren, sind 

zwingend, um möglichst individuelle und passgenaue Anreize für ein „Längerarbeiten“ zu schaffen. 

Hierzu gehört vor allem die Möglichkeit eine Arbeitszeitverringerung auch jenseits der 

Regelaltersgrenze ohne Einkommensverluste anzubieten. Die betriebliche Altersvorsorge, 

Zeitwertkonten und die Flexirente leisten hier bereits heute einen wichtigen Beitrag, um Menschen aus 

der sog. „Boomergeneration“, durch attraktive Übergangsmodelle, nicht an die vorgezogene 

Altersrente zu verlieren. Wertguthaben helfen den Beschäftigten genau wie die Flexirente den 

Übergang vom Erwerbsleben in die Rente zu individualisieren und zu flexibilisieren.  

Auch das Gleichbehandlungsgebot dürfte gefährdet sein, wenn im Unterschied zu jüngeren 

Beschäftigten ältere Mitarbeitende jenseits der Regelaltersgrenze, ihr Recht verlieren, eine Teilzeit 

aufzustocken, ein Familienmitglied zu pflegen oder auch nur ein Sabbatical zu machen.  

Die zeitliche Nutzung von Wertguthaben vor und nach der Regelaltersgrenze ist sowohl im Interesse 

von Unternehmen als auch der Beschäftigten.  

 Wir empfehlen daher auf die Neuregelung des § 7c Abs. 1 Satz 1 SGB IV, d.h. auf die zeitliche 

Begrenzung der Wertguthabennutzung gänzlich zu verzichten 

 

Lösungsvorschläge mit geringerer Eingriffsintensität:  

Soweit es beitrags- und steuerrechtliche Argumente gegen eine Nutzung von Wertguthaben jenseits 

der Regelaltersgrenze gibt, sind verhältnismäßigere, weniger eingriffsintensive Maßnahmen denkbar.  

Die Dotierung in ein Wertguthaben erfolgt steuergestundet. D.h. die Lohnsteuer fällt erst bei Zufluss, 

d.h. bei Freistellung oder im Störfall an. Es gelten die Steuermerkmale und Steuersätze zum 

Auszahlungstermin. Zur Vermeidung steuerlicher Fehlanreize dürfen Wertguthaben daher nur solange 

dotiert werden, wie sie bis zur Regelaltersgrenze durch Freistellung bei 100% der Bezüge wieder 

entspart werden können. Wird das Rentenalter als zeitliche Grenze aufgegeben und durch das flexible 

Ende des arbeitsrechtlichen Beschäftigungsverhältnis ersetzt, besteht durchaus die Gefahr, dass die 

steuerlichen Dotierungsgrenzen durch Aufschub des Arbeitsverhältnisses (allein zur Steueroptimierung) 

beliebig erweitert- und damit steuerliche Fehlanreize gesetzt- werden könnten.  
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Auch Beitragsverluste in einzelnen Sozialversicherungszweigen können entstehen. Dotierungen in ein 

Wertguthaben sind in den Sozialversicherungen gem. § 23b Abs. 1 SGB IV zunächst beitragsgestundet. 

Die Verbeitragung erfolgt vielmehr erst im Freistellungsfall. Liegt die Freistellung jenseits der 

Regelaltersgrenze tritt für die Beschäftigten mit Erreichen der Regelaltersgrenze Versicherungsfreiheit 

in der Arbeitslosenversicherung ein. Ohne die beitragsrechtliche Befristung könnten mithin in der 

Arbeitslosenversicherung die Wertguthaben nicht nur beitragsfrei gebildet, sondern jenseits der 

Regelaltersgrenze auch noch beitragsfrei enspart werden. Das führt zwangsweise zu 

Beitragsmindereinnahmen in der Arbeitslosenversicherung. Allerdings ist zu beachten, dass auch bei 

Versicherungsfreiheit noch der hälftige Arbeitgeberbeitrag anfällt. 

Ein ähnlicher Effekt tritt auch bei der Rentenversicherung ein. Liegt die Freistellung jenseits der 

Regelaltersgrenze tritt für die Beschäftigten mit Erreichen der Regelaltersgrenze Versicherungsfreiheit 

in der Rentenversicherung ein, wenn die Beschäftigten eine Altersvollrente beziehen und nicht auf die 

Versicherungsfreiheit verzichten.  

Statt die Wertguthabennutzung jenseits der Regelaltersgrenze pauschal zu verbieten und das 

Instrument der Zeitwertkonten zu beschädigen, könnte auch ein verhältnismäßigerer, weniger 

eingriffsintensiverer Weg beschritten werden, um etwaige steuerliche Fehlanreize und 

Beitragsmindereinahmen in der Arbeitslosen- und Rentenversicherung zu vermeiden.  

Steuerliche Fehlanreize lassen sich schon dadurch vermeiden, wenn für die Frage des 

Dotierungsdeckels wie bislang auf die Regelaltersgrenze abgestellt wird und nach Erreichen der 

Regelaltersgrenze die steuerstundende Wirkung von Dotierungen versagt würde. In diesem Fall können 

Wertguthaben jenseits der Regelaltersgrenze zwar nicht mehr steuergestundet dotiert aber 

zumindest noch entspart werden und so ihre personalpolitische Bedeutung zumindest partiell noch 

entfalten.  

 Eine entsprechende Verwaltungsanweisung findet sich bereits im BMF-Schreiben vom 17.06.20091 

sie könnte entsprechend konkretisiert werden.  

Zur Vermeidung von Beitragsverlusten in der Arbeitslosen- und Rentenversicherung wäre eine 

„partielle Störfallverbeitragung“ bei Eintritt der Versicherungsfreiheit in diesen 

Sozialversicherungszweigen möglich. Entnahmen aus dem Wertguthaben wären nach der partiellen 

Verbeitragung wie das Erwerbstätigeneinkommen beitragsfrei. Lediglich der Arbeitgeber schuldet den 

hälftigen Beitrag. Tritt in der Rentenversicherung keine Versicherungsfreiheit ein, weil die Beschäftigten 

keine oder nur eine Teilrente beziehen, bzw. auf die Versicherungsfreiheit verzichten, würde kein 

Störfall i.S.d. § 23b Abs. 2 SGB IV eintreten und die Entnahmen aus dem Wertguthaben wären wie das 

Erwerbstätigeneinkommen in der Rentenversicherung von den Beschäftigten und vom Arbeitgeber zu 

verbeitragen. Unabhängig davon, ob durch das Erreichen der Regelaltersgrenze Versicherungsfreiheit 

eintritt oder nicht, würden die Sozialversicherungen auch bei Überschreiten der Regelaltersgrenze die 

durch die Wertguthabenbildung gestundenten Beiträge erhalten, entweder als laufendes 

Arbeitsentgelt oder (bei Eintritt der Versicherungsfreiheit) als Störfall. Im Falle der 

Arbeitslosenversicherung könnten sogar Beitragsmehreinnahmen generiert werden, weil auf die 

Wertguthabenentnahmen jenseits der Regelaltersgrenze nach der Störfallverbeitragung sogar noch ein 

hälftiger AG-Anteil anfällt.  

 Eine Regelung der partiellen Verbeitragung bei Erreichen der Regelaltersgrenze für die 

Versicherungszweige, für die Versicherungsfreiheit eintritt (d.h. in der Arbeitslosen und 

Rentenversicherung) müsste im § 23b Abs. 2 SGB IV neu geregelt werden.  

 
1 Vgl. BMF-Schreiben 17.06.2006 lit.B.I 
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Auch die geplante Aktivrente sollte die Wertguthabennutzung jenseits der Regelaltersgrenze bereits 

mitdenken. Sie sollte den Fortbestand des Beschäftigungsverhältnisses incentivieren. Dabei sollte es 

keine Rolle spielen, ob der Mitarbeiter in Vollzeit oder beispielsweise in Teilzeit mit einer aus 

Wertguthaben finanzierten Aufstockung beschäftigt ist. Das geplante Lohnsteuerprivileg solle 

konsistenter Weise nur am arbeitsrechtlichen Fortbestand des Arbeitsverhältnisses anknüpfen. 

Steuerliche Mindereinnahmen, die über das ohnehin schon gewährte Privileg hinausgehen, ist durch 

die alleinige Anknüpfung an das arbeitsrechtliche Beschäftigungsverhältnis nicht zu befürchten, wenn 

zumindest die Wertguthaben einbezogen werden dürfen, die die Beschäftigten vor Erreichen der 

Regelaltersgrenze eigenverantwortlich und selbst gebildet haben.  

 Die geplante Aktivrente sollte sich zu Wertguthaben bekennen, und die vom Arbeitnehmer selbst 

erarbeiteten und nach Erreichen der Regelaltersgrenze nur entsparten Wertguthaben 

(beispielsweise um eine Arbeitszeitverringerung aufzustocken) mit einbeziehen.  

 

Artikel 8 Ziffer 3 (§ 23b Abs. 2 SGB IV)  

Die Neuregelung, dass mit Erreichen der Regelaltersgrenze für die gem. § 7f SGB IV bei der DRV Bund 

geführten Wertguthaben eine Störfallverbeitragung vorzunehmen ist, halten wir für akzeptabel, da 

sie keine gravierenden arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen entfalten wird.  

 

☺Artikel 8 Ziffer 7 (§ 116 Abs. 2 SGB IV) 

Wir begrüßen die Idee, dass auch für Wertguthabenvereinbarungen, die vor dem 01.01.2009 

abgeschlossen wurden, eine gleichzeitige Inanspruchnahme von Wertguthaben und gesetzlichen 

Altersrentenleistungen möglich ist. 

 

 Soweit der deklaratorische Charakter der Neuregelung in Artikel 8 Ziffer 1 (Neuregelung § 7c 

Abs. 1 Ziffer 2a SGB IV) geeignet zum Ausdruck gebracht wird, halten wir diese Neuregelung 

für entbehrlich und schlagen die ersatzlose Streichung vor.  

 

Im Ergebnis begrüßen wir die Neuregelung (§ 7c Abs. 1 Ziffer 2a SGB IV) d.h. Kombinierbarkeit von 

Flexirente und Wertguthaben in der so sensiblen ruhestandnahen Lebensphase bis zur 

Regelaltersgrenze. Die ebenfalls NEU geplante generelle zeitliche Befristung von Wertguthaben bis zur 

Regelaltersgrenze (§ 7c Abs. 1 Satz 1 SGB IV) verkennt dagegen die Zeichen der Zeit und läuft dem 

Interesse, Anreize für ein freiwilliges Weiterarbeiten zu setzen, entgegen. Die geplante Befristung sollte 

ersatzlos entfallen. Soweit der Gesetzgeber steuerliche Fehanreize und Mindereinnahmen in der 

Arbeitslosen- und Rentenversicherung befürchtet, empfehlen wir die zuvor genannten punktuellen und 

weniger einschneidenden Maßnahmen. Die geplante Aktivrente sollte die Wertguthaben bereits 

frühzeitig mitdenken, um später einen weiteren Booster für ein Plus an Flexibilität im Alter zu zünden.  

 

25.07.2025 

Arbeitsgemeinschaft Zeitwertkonten 



 

Denninger Str. 37 
D-81925 München 
Tel. +49 (0) 89 9235-8500 
Fax +49 (0) 89 9235-8599 
E-Mail: info@aka.de 
Internet:  www.aka.de 
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1. Einleitung 
 

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) für ein Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz soll der Verbreitungsgrad der be-
trieblichen Altersversorgung gesteigert werden, indem die Rahmenbedingungen für deren 
weiterhin freiwilligen Auf- und Ausbau im Arbeits-, Finanzaufsichts- und Steuerrecht ver-
bessert werden.  
 
Aufgrund der nur geringfügigen Änderungen verweisen wir zunächst auf unsere Stellung-
nahme zum ersten Referentenentwurf vom 24. Juni 2024, sofern unsere Vorschläge – wie im 
Fall der damals von uns angeregten Änderungen der Anlageverordnung – nicht bereits umge-
setzt worden sind.  
 
Ergänzend zu unserer damaligen Stellungnahme regen wir zu dem aktuellen Referentenent-
wurf lediglich drei Änderungen zu den vorgesehenen Neuregelungen an. Darüber hinaus 
unterbreiten wir unter dem Gesichtspunkt des Bürokratieabbaus in der betrieblichen Alters-
versorgung weitere Vorschläge, um deren Effizienz zu steigern. 
 
 

Art. 1 Nr. 3 – Änderung der Begründung zu § 6 BetrAVG-Entwurf 
 

Vorschlag: In der Begründung zum geänderten § 6 BetrVG schlagen wir aus Gründen der 
Rechtsicherheit folgende Formulierung vor: „Versorgungsregelungen, zum Beispiel in Tarifver-

trägen, die bei Bezug einer Altersrente als Teilrente anteilige Leistungen vorsehen, sind wei-

terhin möglich.“ 

 
Begründung: 
Bereits in unserer Stellungnahme zum ersten Referentenentwurf haben wir folgende ver-
gleichbare Klausel angeregt, um sicherzustellen, dass ein nur anteiliger Bezug der gesetz-
lichen Rente nicht dazu führt, dass dann die volle Betriebsrente zu zahlen ist:  

„Die Versorgungsordnungen können vorsehen, dass bei einem Teilrentenbezug aus 

der gesetzlichen Rentenversicherung die Betriebsrente ebenfalls entsprechend anteilig 

gewährt wird.“ 
 
Der Regierungsentwurf vom 18. September 2024 sah in der Begründung folgende Formu-
lierung vor:  

„Ein gesetzlicher Anspruch auf eine Teilbetriebsrente ist mit der Neuregelung nicht ver-

bunden; Vereinbarungen über Teilbetriebsrenten, zum Beispiel in Tarifverträgen, blei-

ben unberührt,“ 

 
die aber aus Sicht des Bundesrates in seiner Beschlussempfehlung vom 22. November 
2024 (BR-Drs. 488/24, S. 1 und 2) unzureichend ist, um zweifelsfrei eine nur anteilige Zah-
lung der Betriebsrente beim Teilrentenbezug aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
festzuschreiben. Eine solche Rechtssicherheit kann aus unserer Sicht durch den eingangs 
genannten Vorschlag herbeigeführt werden.  
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Art. 16 Abs. 3 – Inkrafttreten bei der Geringverdienerförderung 
 

Vorschlag: Bei der Geringverdienerförderung regen wir ein Inkrafttreten bereits zum 1. Januar 
2026 an. 

 
Begründung:  
Zunächst sah der damalige Regierungsentwurf mit dem 1. Januar 2025 bereits eine kürzere 
Übergangsregelung vor, so dass es für uns nicht nachvollziehbar ist, warum diese Frist nun-
mehr deutlich verlängert worden ist. Die Arbeitgeber bzw. deren Rechenzentren müssten zwar 
die höheren Grenzen relativ kurzfristig umsetzen, würden aber umgekehrt unmittelbar von der 
höheren Forderung profitieren. Ferner würde ein zeitnahes Inkrafttreten der Geringverdiener-
förderung auch der Zielsetzung des Gesetzes entsprechen, die Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung zu fördern. Und schließlich wäre eine kürzere Umsetzungsfrist auch für die 
von uns vertretenen Zusatzversorgungskassen unproblematisch, da sie verfahrenstechnisch 
nichts ändern müssten. 
 
 

Art. 16 Abs. 4 – Inkrafttreten beim Teilrentenbezug 
 

Vorschlag: Beim Inkrafttreten des § 6 BetrAVG-Entwurf schlagen wir an dieser Stelle eine 
Verschiebung um ein halbes Jahr auf den 1.1.2027 vor. 

 
Begründung:  
Bereits in unserer ersten Stellungnahme haben wir begrüßt, dass zukünftig auch der Bezug 
einer Teilrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung einen Leistungsfall in der betriebli-
chen Altersversorgung gemäß § 6 BetrAVG-Entwurf auslöst. Gleichwohl ist aus unserer Sicht 
eine längere Übergangsfrist erforderlich, damit sich nicht nur die Anbieter auf die Rechtsände-
rung einstellen können. Vielmehr müssen zuvor auch die Versorgungsordnungen, und damit 
gegebenenfalls auch Tarifverträge, angepasst werden. Die von uns vorgeschlagene längere 
Übergangsfrist entspricht im Übrigen auch dem Zeitraum, der in dem Regierungsentwurf im 
damaligen Art. 15 Abs. 4 vorgesehen war.  
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Weitere Anregungen zur Förderung des Bürokratieabbaus 
 
Außerhalb dieses Referentenentwurfs stellt die AKA folgende Vorschläge zur Diskussion, um 
den Bürokratieabbau, der mehrfach im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien erwähnt ist, 
auch in der betrieblichen Altersversorgung umzusetzen. 
 
 

1. Rentenbezugsmitteilung nach § 22a EStG – Streichung des 
Zustimmungserfordernisses in § 93c Abs. 1 Nr. 3 AO 

 

Vorschlag: In § 93c Abs. 1 Nr. 3 Abgabenordnung (AO) werden die Worte „mit Zustimmung 

des Steuerpflichtigen elektronisch“ gestrichen. 

 
Begründung 
§ 22a Abs. 1 Satz 1 EStG verweist einleitend auf § 93c AO, der in Absatz 1 Nr. 3 das o.g 
Zustimmungserfordernis enthält. Wir regen an, dieses Erfordernis im Interesse einer Reduzie-
rung des internen Aufwands bei den Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung zu strei-
chen. Die Zustimmung zu einer elektronischen Informationsbereitstellung steht aus unserer 
Sicht nicht im Einklang mit der generell verfolgten Zielsetzung, Vorgänge möglichst vorrangig 
digital abzubilden. Ergänzend weisen wir mit Blick auf das Zustimmungserfordernis darauf hin, 
dass es unter dem Blickwinkel des Datenschutzes nie zu Problemen gekommen ist.  
 
 

2. Rentenbezugsmitteilung nach § 22a EStG – Änderungen beim 
Verspätungsgeld nach Absatz 5 

 

Vorschlag: § 22a Abs. 5 Satz 3 EStG wird um folgenden (unterstrichenen) Zusatz ergänzt: 
„Von der Erhebung ist abzusehen, soweit ...... nicht zu vertreten hat oder wenn die Fehlerquote 

unterhalb von 5% der insgesamt für einen Veranlagungszeitraum zu übermittelnden Renten-

bezugsmitteilungen liegt.“ 

 
Begründung 
Einleitend ist festzustellen, dass sich sicherlich auch wegen der Einführung des Verspätungs-
geldes die Qualität der Meldungen an die ZfA erheblich verbessert hat, so dass die in § 22a 
Abs. 5 EStG vorgesehene Sanktion von 10 Euro pro verspätete Meldung, begrenzt auf 50.000 
Euro, im Prinzip nicht zu beanstanden ist.  
 
Jedoch ist seit dem Inkrafttreten des § 22a Abs. 5 EStG festzustellen, dass vor allem Einrich-
tungen mit großen Beständen durchgängig den Höchstbetrag von 50.000 Euro zu zahlen ha-
ben, selbst wenn sie zuvor mit sehr großer Sorgfalt die Meldungen an die ZfA abgesetzt hatten 
und nur eine Fehlerquote von weit unter 5%, in einem uns bekannten Fall sogar von unter 1%, 
vorzuweisen hatten. Solche Fälle widersprechen aus unserer Sicht der damaligen Absicht des 
Gesetzgebers, kooperationsunwillige Versorgungseinrichtungen sanktionieren zu wollen.  
 
Die vorgeschlagene Quote von 5% würde aus unserer Sicht die hohe Meldequalität auch bei 
großen Beständen honorieren und überdies einen Anreiz schaffen, dieses Niveau aufrechtzu-
erhalten. Dies würde letztendlich auch zum Bürokratieabbau beitragen, da dann Einsprüche 
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der Einrichtungen unterbleiben würden, und damit auch auf Seiten der ZfA in diesen Fällen 
keine aufwändigen Stellungnahmen notwendig wären. 
 

 

3. Neue Infrastrukturquote in der Anlageverordnung 
 
Zunächst begrüßen wir die bereits erfolgte Umsetzung der Änderungen der Anlageverordnung 
im Februar 2025. Die enthaltenen Neuerungen (insbesondere die Erhöhung der Risikokapital-
quote von 35% auf 40%, die Einführung einer neuen Mischungsquote in Höhe von 5% für 
Infrastrukturanlagen sowie die Ermöglichung der Anrechnung von Überschreitungen der 
Streuungsquoten auf die Öffnungsklausel) erachten wir als sehr hilfreich. Eine baldige Ergän-
zung der begleitenden Regelungen im Kapitalanlage-Rundschreiben 11/2017 der BaFin er-
achten wir als wichtig. 
 

Vorschlag: Neue 5%-Infrastrukturquote der AnlV – Anwendung der Infrastrukturquote für  
Infrastruktur-Investitionen in geschlossenen Fonds bzw. gebündelten Investitionen zu ermög-
lichen, um mehr Infrastrukturanlagen zu erreichen. 

 
In diesem Zusammenhang ist aus unserer Sicht ein Aspekt hervorzuheben, der bei der Um-
setzung der Infrastrukturquote zu berücksichtigen ist: Um die neue Infrastrukturquote auch in 
der Praxis wirklich zu einem Erfolg werden zu lassen, sollte eine partielle Durchschau bei 
Dachfonds auf die gehaltenen Zielfonds bzw. bei geschlossenen Fonds auf Zielinvestments 
für Infrastruktur-Investitionen ermöglicht werden. Bislang ist in der Begründung zur Änderung 
der AnlV der neuen Infrastrukturquote ausgeführt, dass Infrastruktur-Investitionen, „die einem 

offenen Spezial-AIF beigemischt sind“, auf die Infrastrukturquote angerechnet werden können. 
Eine partielle Durchrechnungsmöglichkeit im Ermessen der Einrichtung ist jedoch erforderlich 
(„Davon-Quote“), um die neu geschaffene 5%-Infrastrukturquote in vielen praxisrelevanten 
Fällen anwenden zu können.  
 
Infrastruktur-Investitionen werden oftmals im Rahmen von Dachfondskonstruktionen bzw. zu-
sammen mit anderen alternativen Anlagen (Private Equity / Private Debt) über geschlossene 
Fonds abgebildet, die bislang der Nummer 13b oder der Nr. 17 zugeordnet sind (bspw. 
Umbrella-Fonds mit Teilfonds für Private Equity und Private Debt, die jeweils auch Infrastruk-
tur-Anlagen enthalten; hier gibt es viele weitere Praxis-Anwendungen). Da die neue Mi-
schungsquote für Infrastruktur Anlageform-übergreifend ausgestaltet wurde (d.h. Infrastruktur-
anlagen können in vielen Nummern des Anlagekatalogs enthalten sein), ergibt sich die 
Thematik der Bündelung von Infrastrukturanlagen mit anderen Anlagearten über geschlossene 
Fonds regelmäßig, da die Konzipierung der Vehikel und Bündelung eben die Zuordnung zu 
den bislang bestehenden Nummern und Mischungsquoten berücksichtigt hat. Daraus sollte 
jedoch kein Nachteil für die Nutzung der neu geschaffenen Infrastrukturquote für Bestandsan-
lagen entstehen.  
 
Um in diesen Konstellationen die neue Infrastrukturquote von 5% in praktischer Hinsicht sicher 
nutzen zu können, muss hinsichtlich der Mischung die Durchschau auf die gehaltenen Zielin-
vestments sicher ermöglicht werden. Ohne diese Möglichkeit einer partiellen Durchrechnung 
wäre es nur möglich, einen geschlossenen Fonds / Teilfonds der Infrastrukturquote zuzuord-
nen, wenn ausschließlich Infrastruktur-Investitionen enthalten sind. Für diese „Trennung“ gab 
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es bisher für viele Einrichtungen keinen Anlass bzw. die Größenordnung der indirekten Infra-
struktur-Investitionen haben dies nicht nahegelegt. Für die Anrechnung indirekter Anlagen auf 
die neue Infrastrukturquote müssten daher neue Fonds / Teilfonds pro Einrichtung aufgelegt 
werden, was mit hohem Aufwand und hohen Kosten verbunden ist und somit aus Effizienzge-
sichtspunkten abzulehnen ist. Die Möglichkeit einer partiellen Durchrechnung für Infrastruktur-
Investitionen ergibt sich unserer Meinung nach aus der Regulierungszielsetzung, Infrastruk-
turanlagen zu fördern, was impliziert, hierfür auch praxistaugliche Umsetzungsregelungen zu 
schaffen. Dass die Ausübung der partiellen Durchrechnung im Ermessen der Einrichtungen 
stehen sollte, ergibt sich unseres Erachtens aus dem Zuordnungswahlrecht, die Infrastruktur-
quote für Infrastruktur-Anlagen nutzen zu können, aber nicht zu müssen (vgl. Begründung zur 
Änderung der AnlV: „Sie müssen nicht – auch nicht vorrangig – unter die Infrastrukturquote 

gezogen werden.“).  

 

Diese Thematik könnte unserer Ansicht nach auch in dem oben genannten BaFin Kapitalan-
lage-Rundschreiben adressiert werden.  
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8. August 2025 | Bundesagentur für Arbeit  

Stellungnahme der Bundesagentur für Ar-
beit zum Referentenentwurf eines Zweites 
Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Al-
tersversorgung und zur Änderung anderer 
Gesetze vom 25. Juli 2025 

 

Stellungnahme 

Die Bundesagentur für Arbeit wurde im Rahmen der Verbändeanhörung um eine 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zweites Gesetz zur Stärkung der be-

trieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze gebeten. Die Bun-

desagentur für Arbeit nimmt zu ausgewählten Regelungen des Referentenent-

wurfs Stellung. 

In Anbetracht der beabsichtigten Ausweitung der betrieblichen Altersversorgung 

sollte eine mögliche Privilegierung der Beiträge klargestellt werden. In der Geset-

zesbegründung sollte deutlich herausgestellt werden, ob die Arbeitnehmerbeiträge 

im SGB II vom Einkommen abzusetzen sind.  



     

 

 

BAI-Stellungnahme  

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen 
Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze  

(2. Betriebsrentenstärkungsgesetz) 
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I. Vorbemerkung 
 
Der Bundesverband Alternative Investments e.V. (BAI) bedankt sich für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme zum Referentenentwurf zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und 
zur Änderung anderer Gesetze (nachfolgend 2. BetriebsrentenstärkungsG).  
  
Als zentrale Interessenvertretung der Alternative-Investments-Branche mit rund 300 
Mitgliedsunternehmen, deren Investoren wiederum insbesondere Vertreter der privaten oder 
betrieblichen Altersversorgung sind, nehmen wir nachfolgend lediglich zu Art. 4 des 
Referentenentwurfes Stellung. 
 
Die Anlageverordnung wurde durch die achte Verordnung zur Änderung von Verordnungen 
nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz am 7. Februar 2025 angepasst. Damit sind die 
geplanten Erweiterungen – namentlich eine separate Infrastrukturquote, die Erhöhung der 
Risikokapitalquote und die Nutzung der Öffnungsklausel bei 
Streuungsgrenzenüberschreitungen – bereits rechtskräftig umgesetzt. 
 
Im Hinblick auf die vorgeschlagenen Änderungen in der PFAV möchten wir voranstellen, dass 
wir die bisherigen Bestrebungen der Bundesregierung, mit diesem Entwurf die bereits im 
Koalitionsvertrag festgesetzte Zielsetzung, die betriebliche Altersversorgung zu 
stärken, insbesondere durch die Erlaubnis von Anlagemöglichkeiten mit höheren 
Renditen, nunmehr auch umzusetzen, sehr begrüßen.  
 
Die damit verbundene Stärkung der betrieblichen Altersversorgung durch die Erweiterung des 
regulatorischen Rahmens für kapitalgedeckte Anlageformen mit höherem Renditepotenzial 
halten wir weiterhin für elementar zur Erreichung dieses Ziels, weshalb wir die inzwischen in 
Kraft getretene Einführung einer eigenständigen Infrastrukturquote, die Erhöhung der 
Risikokapitalquote sowie die Ausweitung der Öffnungsklausel in der AnlV aus unserer Sicht für 
entscheidende Schritte halten, um den betroffenen Altersvorsorgeeinrichtungen eine 
strategisch breitere und effizientere Vermögensanlage zu ermöglichen. 
 
Im Kontext der weiteren rechtlichen Rahmenbedingungen – etwa dem Entwurf zum 
Zukunftsfinanzierungsgesetz II (ZuFinG II) mit Änderungen im Investmentsteuergesetz und im 
KAGB – wird deutlich, dass regulatorische Kohärenz zwischen verschiedenen Regelwerken 
essenziell ist. Insbesondere institutionelle Investoren im Bereich Infrastruktur investieren 
überwiegend über (alternative) Investmentfonds. Um diesen Zugang nicht unnötig zu 
beschränken, sollten bestehende Inkonsistenzen im aufsichtsrechtlichen Umfeld zügig 
bereinigt werden. 
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Ziel muss es daher sein, einen konsistenten aufsichtsrechtlichen Rahmen für alle 
Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung sicherzustellen und strukturelle 
Nachteile, wo möglich, abzubauen. Wir unterbreiten daher die folgenden, punktuellen 
Vorschläge zur Anpassung der PFAV, da aus unserer Sicht nach Umsetzung der AnlV-
Änderungen noch ein Nachsteuerungsbedarf besteht, um ein kohärentes Aufsichts- und 
Steuerregime in Deutschland zu schaffen. 
 
 

II. Anmerkungen und Petita zum Referentenentwurf:  
 
Artikel 4 Ref-E 
 
Artikel 4 enthält bislang keine gesonderten Regelungen zur Einführung einer 
Infrastrukturquote für Pensionsfonds nach Maßgabe der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung 
(PFAV). Dies erscheint auf den ersten Blick insoweit konsequent, als für Pensionsfonds 
überwiegend keine festen Mischungsquoten gelten. Allerdings sind Anlagen in 
Investmentvermögen, die weder Private-Equity-/Debt-Fonds noch Immobilienfonds sind (also 
AIF nach § 17 Abs. 1 Nr. 17 PFAV), auf ein vorsichtiges Maß zu beschränken (§ 18 Abs. 1 Satz 2 
PFAV). Im Hinblick auf die Zielsetzung, Infrastrukturinvestments zu erleichtern, indem diese 
Investitionen nicht mit anderen Anlagen konkurrieren, wäre es nach unserem Dafürhalten 
indes wünschenswert, klarzustellen, dass für über AIF gem. Nr. 17 gehaltene 
Infrastrukturassets/-unternehmen die sonst für diese AIF geltenden Mischungsregeln nicht 
gelten. 
 
Darüber hinaus regen wir an, § 17 Abs. 1 PFAV wie folgt zu ändern: 
 
1. Erweiterung der Anlage in Immobilien 
 
Die Regelung in Nr. 14 c) beschränkt die Anlage auf Investitionen in Immobilienfonds, deren 
Verwaltungsgesellschaft ihren Sitz in der EU oder einem EWR-Staat hat, sodass lediglich der 
Erwerb von Anteilen oder Aktien an inländischen und vergleichbaren ausländischen Spezial-
Alternativen Investmentfonds (AIF) bzw. inländischen und vergleichbaren ausländischen 
geschlossenen Publikums-AIF erworben werden können, die wiederum direkt oder indirekt in 
bestimmte Arten von Immobilien oder Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften 
investieren. Dies hat zur Folge, dass z.B. eine Beteiligung an amerikanischen Immobilienfonds 
ausgeschlossen wird bzw. in einem solchen Fall ein Umweg über einen luxemburgischen AIFM 
erfolgen muss, welches die Investition komplexer und teurer gestaltet. Der Immobilienmarkt 
in den USA stellt ein äußerst attraktives Investitionsfeld für Investmentfonds dar und trägt 
signifikant zur Erreichung von Diversifikations- und Renditezielen bei, während er zugleich ein 
ausgewogenes Risikoprofil aufrechterhält. Solche Investitionen stellen eine wesentliche 
Komponente der Anlagestrategien vieler Investoren dar und sind ein wichtiger Bestandteil des 
Finanzmarktes. Sie ermöglichen es sowohl kleinen als auch großen Investoren, von den 
Besonderheiten und Vorteilen des Immobilienmarktes zu profitieren. Für die Erweiterung und 
Erleichterung von Immobilieninvestitionen schlagen wir daher vor, die Beschränkung 
aufzuheben bzw. zu erweitern. 
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Nach § 231 Abs. 1 Nr. 8 KAGB-E (Referentenentwurf ZuFinG II) dürfen Immobilien-
Sondervermögen zukünftig auch Beteiligungen an Infrastruktur-Projektgesellschaften 
erwerben, deren Unternehmensgegenstand im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung 
darauf beschränkt ist, EEG-Anlagen zu errichten, zu erwerben oder zu halten. Ein unmittelbarer 
baulicher Zusammenhang mit einem Gebäude muss nicht bestehen, so dass diese Anlagen 
auch auf gepachteten Grundstücksflächen betrieben werden können. Darüber hinaus sieht § 
231 Abs. 3 KAGB vor, dass zukünftig nicht nur – wie bisher – Bewirtschaftungsgegenstände für 
eine Immobilie erworben werden dürfen, sondern auch die für EEG-Anlagen und 
Ladestationen für Elektromobilität erforderlichen Gegenstände.  
 
Diese Änderungen haben Auswirkungen auf die Immobilienquotenfähigkeit von deutschen 
Spezial-AIF und vergleichbaren ausländischen Investmentvermögen, die zukünftig in 
Infrastruktur-Projektgesellschaften bzw. in EEG-Anlagen investieren. 
 
Denn nach der aktuellen Fassung der PFAV sind Anteile an solchen Fonds für Solvency-II-
Investoren nicht für die Immobilienquote erwerbbar. Grund hierfür ist, dass nach § 2 Abs. 1 Nr. 
14 lit. c) PFAV nur Anteile an inländischen Spezial AIFs und vergleichbaren ausländischen 
Investmentvermögen erwerbbar sind, die Vermögensgegenstände nach § 231 Abs. 1 Nr. 1 bis 
6 KAGB investieren. Anteile an Fonds, die auch in Infrastruktur-Projektgesellschaften gem. § 
231 Abs. 1 Nr. 8 KAGB-E investieren, sind somit nicht immobilienquotenfähig. Eine 
entsprechende Anpassung der PFAV ist somit erforderlich. 
 
2. Modifizierung der Regelungen zum Erwerb von Anteilen an offenen Spezial-AIF 
§ 2 Abs. 1 Nr. 16 
 
Wir regen weiter an, in § 2 Abs. 1 Nr. 16 neben dem offenen Spezial-AIF gem. § 284 KAGB auch 
den offenen Spezial-AIF gem. § 282 KAGB aufzunehmen, da mittlerweile auch dieser 
Fondstypus zunehmend Verwendung findet, zumal auch dieser Zugang zu Anlagen mit 
höheren Renditen bietet. 
 
3. Synchronisation von § 2 Abs. 1 Nr. 13 b) und § 2 Abs. 1 Nr. 17 PFAV in Bezug auf 
erfasste Verwaltungsgesellschaften 
 
Im Hinblick auf die in § 2 PFAV enthaltenen Anforderungen an zulässige Kapitalanlagen ist eine 
Anpassung des § 2 Abs. 1 Nr. 17 PFAV im Sinne eines Gleichlaufs mit § 2 Abs. 1 Nr. 13 b) PFAV 
erforderlich, um etwaige Unklarheiten oder Einschränkungen bei der Erwerbbarkeit von 
Fondsinvestitionen zu vermeiden – insbesondere im Hinblick auf Infrastrukturfonds, die je 
nach Ausgestaltung sowohl unter Nr. 13 b) als auch unter Nr. 17 subsumiert werden könnten. 
 
Während § 2 Abs. 1 Nr. 13 b) ausdrücklich auch Anlagen im OECD-Raum zulässt, ist § 2 Abs. 1 
Nr. 17 derzeit auf Fonds beschränkt, deren Verwaltungsgesellschaften im EWR ansässig sind. 
Dies führt dazu, dass bestimmte Infrastrukturdebtfonds, die ihren Sitz außerhalb des EWR, aber 
innerhalb des OECD-Raums haben, für PFAV-regulierte Investoren nicht erwerbbar wären – 
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obwohl diese Anlagen mit Blick auf die Risikodiversifikation sowie aufsichtsrechtliche 
Anforderungen grundsätzlich geeignet erscheinen. 
 
Darüber hinaus ist in § 2 Abs. 1 Nr. 17 PFAV bislang kein Erwerb von Fonds vorgesehen, die 
durch nach § 44 KAGB registrierte Verwaltungsgesellschaften verwaltet werden. Auch hier 
sollte – analog zu § 2 Abs. 1 Nr. 13 b) PFAV – eine Erweiterung erfolgen, um die Anlageflexibilität 
zu erhöhen und unbeabsichtigte Beschränkungen zu vermeiden 
 
 

****** 
Bonn, 7. August 2025 
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Frank Dornseifer, Rechtsanwalt   Sina Nennstiel, LL.B., Mag. iur. 
- Geschäftsführer -     - Referentin Recht & Policy - 
 
Bundesverband Alternative Investments e.V 
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Stellungnahme zum Referentenentwurf des  
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des  

Bundesministeriums der Finanzen für ein  
„Zweites Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung 

und zur Änderung anderer Gesetze“ 
 
 
 

Forderungen der Chemie-Arbeitgeber 
 

• Die vorgeschlagene Erweiterung der Abfindungsregelung für Kleinstanwartschaften ist unzu-
reichend, kaum praktikabel und bringt neue Bürokratie. Wir fordern die Erhöhung der Grenze für 
Abfindungen ohne Zustimmung auf mindestens 2 Prozent. 

• In § 24 BetrAVG-RefE ist eine Ergänzung zum Anschluss an bestehende Sozialpartnermodelle ein-
zufügen. Die Möglichkeit, die Anwendung der Strukturen eines bestehenden Modells in einem Ta-
rifvertrag zu vereinbaren, muss sich unmittelbar aus dem Gesetz ergeben. Dies wird für das Sozi-
alpartnermodell Chemie schon so praktiziert. Ein Zwang zur Beteiligung an Durchführung und 
Steuerung darf sich daraus nicht ergeben. 

• Die Klarstellung im SGB IV, nach der eine Entsparung von Wertguthaben parallel zum Bezug einer 
Altersrente möglich ist, darf nicht auf die Zeit bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze beschränkt 
werden. Dies konterkariert die Förderung der Beschäftigung jenseits der Regelaltersgrenze und 
steht im Widerspruch zu den Zielen der Wachstumsinitiative der Bundesregierung. 

 
  

Der Bundesarbeitgeberverband Chemie ist der tarif- und sozialpolitische Spitzenverband der chemischen 
und pharmazeutischen Industrie sowie großer Teile der Kautschuk-Industrie und der kunststoffverarbei-
tenden Industrie. Er vertritt die Interessen seiner 10 regionalen Mitgliedsverbände mit 1.700 Unternehmen 
und 585.000 Beschäftigten gegenüber Gewerkschaften, Politik und Öffentlichkeit. 
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Die Chemie-Arbeitgeber begrüßen, dass das BMAS mit dem Referenten-Entwurf für ein zweites Gesetz zur 
Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze die bereits in der vergan-
genen Legislaturperiode begonnene Diskussion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der betriebli-
chen Vorsorgesysteme schnell wieder aufgegriffen hat. Damit können die Ergebnisse des Fachdialogs Be-
triebsrente aus 2022/23 aufgegriffen, wie auch Regelungen für weitere Themen – so vor allem eine Klar-
stellung zur parallelen Entsparung von Wertguthaben zum Bezug einer Altersrente – zügig erneut in das 
Gesetzgebungsverfahren gegeben werden. Es ist im Interesse der chemisch-pharmazeutischen Industrie, 
dass dieses Verfahren jetzt startet und Änderungen nach Möglichkeit schon 2026 in Kraft treten können. 
Am Fachdialog Betriebsrente hatte sich der Bundesarbeitgeberverband Chemie (BAVC) aktiv beteiligt und 
eine umfangreiche Stellungnahme mit Vorschlägen eingereicht. Auf die Notwendigkeit der Korrektur der  
– bestätigt auch durch ein Papier der wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages – nicht be-
gründeten Praxis der Sozialversicherungsträger, eine parallele Entsparung von Wertguthaben zum Bezug 
einer Altersrente nicht zuzulassen und stattdessen die Auslösung eines Störfalls zu verlangen, haben wir 
gegenüber Sozialversicherungsträgern, BMAS und dem Gesetzgeber in den letzten Jahren vielfach hinge-
wiesen. 

Die betriebliche und tarifliche Altersversorgung hat in der chemischen und pharmazeutischen Industrie 
eine lange Tradition. Wenige Branchen bieten ihren Beschäftigten in einem vergleichbaren Umfang eine 
Altersversorgung über die zweite Säule. Entsprechend besteht in den Unternehmen der chemisch-phar-
mazeutischen Industrie ein umfassendes Wissen mit Blick auf die Auswirkungen der rechtlichen Regelun-
gen, aber auch eine große Betroffenheit bei (Nicht-) Änderungen der Vorschriften. Als erste Branche haben 
wir zudem bereits 2022 mit einem Flächentarifvertrag die reine Beitragszusage ermöglicht und ein Sozial-
partnermodell eingeführt und verfügen somit über annähernd drei Jahre praktische Erfahrung mit dieser 
Zusageform, die auch im Fokus der mit dem vorliegenden Entwurf vorgeschlagenen Änderungen steht 

Ergänzend zu den Anmerkungen zu den einzelnen Vorschlägen haben wir zwei übergreifende Hinweise: 

• An mehreren Stellen erfassen die vorgeschlagenen Neuregelungen dem Wortlaut nach nur Beschäf-
tigte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind. Für Arbeitnehmende, die von der Ver-
sicherungspflicht befreit und Mitglied in berufsständischen Versorgungswerken sind, müssen die Re-
gelungen aber ebenso anwendbar sein. Dies betrifft zum Beispiel die Möglichkeit der Abfindung von 
Kleinstanwartschaften, die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme einer betrieblichen Altersversor-
gung und die Neuregelungen zu Wertguthaben. Bei dieser Gelegenheit sollte das BetrAVG insgesamt 
auf entsprechende Bezüge geprüft werden. 

• Auch wird im Entwurf an verschiedenen Stellen (weiterhin) eine Betriebs- oder Dienstvereinbarung als 
Voraussetzung festgeschrieben. Hier muss jeweils die Möglichkeit einer Vereinbarung mit einem 
Sprecherausschuss ergänzt werden. Anderenfalls bleibt eine zahlenmäßig in unserer Branche an Ge-
wicht gewinnende Beschäftigtengruppe ausgeschlossen. Dies betrifft zum Beispiel die Regelungen zu 
Optionssystemen. Auch mit Blick auf diesen Punkt sollte das BetrAVG insgesamt noch einmal geprüft 
werden. 
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Zu den Regelungsvorschlägen im Referentenentwurf im Einzelnen nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

1. Erweiterung der Abfindungsmöglichkeiten in § 3 BetrAVG-RefE 

a. § 3 Abs. 2 und 2a BetrAVG-RefE 

Die Regelung zur Abfindung von Kleinstanwartschaften ohne Zustimmung der Beschäftigten in 
§ 3 Abs. 2 BetrAVG soll gemäß Entwurf unverändert bleiben. Eine praktikable, einfach umsetzbare 
Erweiterung der Abfindungsmöglichkeiten ist nicht vorgesehen. Um unverhältnismäßigen Ver-
waltungsaufwand bei Arbeitgebern bzw. Versorgungsträgern zu vermeiden und Bürokratie abzu-
bauen, fordern wir eine Anhebung des Grenzwertes in § 3 Abs. 2 BetrAVG auf mindestens 2 Pro-
zent. 

Die neu vorgeschlagene, ergänzende Regelung in § 3 Abs. 2a BetrAVG-RefE zur Abfindung von 
Kleinstanwartschaften soll nur mit Zustimmung der Arbeitnehmenden anwendbar und auf 2 Pro-
zent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV begrenzt sein. Dieser Wert ist zu kurz gegrif-
fen und muss für eine Abfindung mit Zustimmung der Beschäftigten mindestens bei 4 Prozent 
liegen. Die Regelung ist zudem kaum praktikabel. Für Arbeitgeber bzw. Versorgungsträger stellen 
Einholung und Dokumentation der Zustimmung einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand dar.  Für 
die Beschäftigten wird die Attraktivität einer Übertragung an die gesetzliche Rentenversicherung 
kaum zu beurteilen sein. Die abzufindende Kleinstanwartschaft kann nur schwer einer Leistung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung gegenübergestellt werden; auch weil die Einzahlung dort 
neben der Altersversorgung ggf. auch für weitere Leistungen (Erwerbsminderungsrenten, Hinter-
bliebenenrente usw.) verwendet wird und die Auszahlung nach anderen Regelungen zu versteu-
ern und verbeitragen ist. Bei Eigenbeiträgen i.S.d. § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG, die auf diesem Weg 
abgefunden würden, droht ggf. sogar eine doppelte Versteuerung bzw. Verbeitragung. Aufgrund 
dieser Fragestellungen ist damit zu rechnen, dass Beschäftigte eine Beratung durch Arbeitgeber 
oder Versorgungsträger zum Vergleich der Leistungen vor der Zustimmung zu einer Abfindung er-
warten. Um eine Haftung auszuschließen, kann sich der Arbeitgeber auf ein solches Verlangen 
nicht einlassen. Eine Beratung durch den Arbeitgeber stünde auch in keinem sinnvollen Verhält-
nis zum Ziel der Abfindung – der Reduzierung von Verwaltungsaufwand. 

Unklar ist für uns zudem, in welchem Verhältnis die beiden Regelungen gemäß § 3 Abs. 2 bzw. 2a 
BetrAVG-RefE stehen sollen. Gelten diese (bei Beträgen bis 1 Prozent) nebeneinander oder nach-
einander (bei max. 1 Prozent nur Abs. 2 und bei über 1 bis max. 2 Prozent nur Abs. 2a?). Hier muss 
die Formulierung klarer gefasst werden. 

b. § 3 Abs. 7 BetrAVG-RefE 

Wir begrüßen die Schaffung von Rechtssicherheit mit Blick auf die Abfindung von Betriebsrenten-
anwartschaften in laufenden und beendeten Arbeitsverhältnissen sowie von Betriebsrenten für 
den – seltenen – Fall, dass sich eine Pensionskasse in der Rechtsform eines VVaG, über die die 
betriebliche Altersversorgung durchgeführt wird, mit Genehmigung der BaFin auflöst. 
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2. Entfall der Voraussetzung des Bezugs einer Vollrente für Leistungsbezug  
aus einer bAV in § 6 BetrAVG-RefE 

Die bisherige Anspruchsvoraussetzung für die Gewährung von Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung – der Bezug einer Vollrente der gesetzlichen Rentenversicherung – soll gestrichen werden. 
Zukünftig soll jeder Bezug einer gesetzlichen Altersrente ausreichend sein. Wir begrüßen, dass hier-
durch Klarheit geschaffen wird und die neue, durch den Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen geschaf-
fene Realität bei der Gestaltung von Übergängen zwischen Erwerbsleben und Ruhestand, auch im Be-
trAVG aufgegriffen wird. 

Von entscheidender Bedeutung ist dabei für uns, dass Leistungsvoraussetzungen wie Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis, Wartezeiten und andere, die in den Versorgungsordnungen oder Versiche-
rungsbedingungen geregelt sind, weiterhin gelten und durch Arbeitgeber und Versorgungseinrichtun-
gen gestaltet werden können. Diese Möglichkeit darf nicht entfallen. 

3. Regelungen zu Digitalisierung und automatisierter Datenverarbeitung  
in §§ 9 bis 11 BetrAVG-RefE 

Wir begrüßen, dass eine automatisierte Datenverarbeitung und die Nutzung digitaler Kommunikati-
onswege für den PSV ermöglicht wird. So können Aufwände reduziert und Bearbeitungszeiten be-
schleunigt werden. Dies entlastet auch Versicherte und Arbeitgeber. 

Auch die Möglichkeit für den PSV, für die Bearbeitung erforderliche Daten, die bei anderen Institutio-
nen (zum Beispiel der Deutschen Rentenversicherung) bereits vorhanden sind, direkt abzufragen, ist 
positiv. Nicht nachvollziehbar ist hingegen, dass diese Möglichkeit auf den PSV beschränkt bleiben 
soll. Wünschenswert wäre ein Anschluss auch von Trägern der betrieblichen Altersversorgung an ent-
sprechende Systeme. Auch diese sollten auf Daten zugreifen können, die Begünstigte im Rahmen von 
Antragsverfahren bei öffentlich-rechtlichen Trägern eingereicht haben. Für Versorgungsträger und 
Versicherte ließen sich so Vereinfachungen umsetzen und bürokratische Prozesse abbauen. 

4. Ermöglichung von Optionssystemen ohne tarifvertragliche Grundlage und zugehörige  
Ergänzung der Unverfallbarkeit in §§ 1b und 20 Abs. 3 BetrAVG-RefE 

Im Tarifvertrag Einmalzahlung und Altersvorsorge (TEA) für die chemische Industrie ist in  
§ 18 Nr. 5 eine Öffnung für Optionssysteme nach § 20 Abs. 2 BetrAVG enthalten. Insofern betrifft die 
vorgeschlagene Neuregelung die tarifgebundenen Betriebe unserer Branche nicht. 

Nicht nachvollziehbar ist für uns, warum die Regelung in § 20 Abs. 3 BetrAVG-RefE für Optionssysteme 
ohne tarifvertragliche Basis einen Arbeitgeberzuschuss von 20 Prozent vorsieht. Der Wert scheint po-
litisch gewählt und ist (anders als der Arbeitgeberzuschuss von 15 Prozent, der sich von der Größen-
ordnung her aus der durchschnittlichen Ersparnis der Sozialversicherungsbeiträge ableiten lässt) so-
mit willkürlich festgelegt. Eine solche Vorgehensweise lehnen wir ab. 

Zudem können Betriebe ohne Betriebsrat auch nach der Neuregelung weiterhin kein Optionssystem 
nutzen. Die für eine weitere Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung wichtige Gruppe der 
Kleinst- und Kleinunternehmen bleibt somit weiter außen vor. Dies sollte überdacht werden. 
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5. Weiterentwicklung und Stärkung der reinen Beitragszusage bzw. von  
Sozialpartnermodellen in §§ 21, 22 und 24 BetrAVG-RefE 

Wir begrüßen, dass die Regelungen im BetrAVG zur reinen Beitragszusage bzw. Sozialpartnermodel-
len unter dem Eindruck der bisherigen Erfahrungen überarbeitet werden. Die Chemie-Arbeitgeber un-
terstützen die Anstrengungen der Bundesregierung, diese attraktive und zukunftsfähige Form der be-
trieblichen Altersversorgung zu stärken und ihre Verbreitung zu fördern. 

Die Sozialpartner der chemischen Industrie, IGBCE und BAVC, haben bereits 2022 in ihrem Tarifver-
trag Einmalzahlungen und Altersvorsorge (TEA) Regelungen für ein Sozialpartnermodell aufgenom-
men. Auf Grundlage des TEA haben IGBCE und BAVC das Sozialpartnermodell mit inzwischen zwei 
Versorgungseinrichtungen ausgestaltet. Über den Chemie-Pensionsfonds steht seit November 2022 
ein Angebot für die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung in Form der reinen Beitragszu-
sage zur Verfügung. Das zweite Angebot für die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung in 
Form der reinen Beitragszusage auf Basis des Tarifvertrages der chemischen Industrie bei der Höchs-
ter Pensionskasse steht seit Jahresbeginn 2025 den Betrieben und Beschäftigten unserer Branche zur 
Verfügung. 

Der Tarifvertrag Einmalzahlungen und Altersversorgung (TEA) regelt im Unterabschnitt 2 Organisation 
und Durchführung des Sozialpartnermodells einschließlich zusätzlichem Arbeitgeber- und Siche-
rungsbeitrag. Weitere Einzelheiten sind in den jeweiligen Verträgen mit den Versorgungseinrichtungen 
festgelegt. Tarifliche Leistungen und Zuschüsse, die über die Festlegung des zusätzlichen Arbeitge-
ber- und des Sicherungsbeitrages im Unterabschnitt 2 des TEA hinausgehen, sind an anderer Stelle 
im TEA geregelt. 

Das Sozialpartnermodell der chemischen Industrie sieht die Möglichkeit des Beitritts Dritter auf tarif-
vertraglicher Ebene durch Übernahme der tariflichen Regelungen zu Organisation und Durchführung 
des Sozialpartnermodells vor. Andere Branchen können sich so über eigene Flächentarifverträge  
– oder einzelne Unternehmen über Haustarifverträge – dem Chemie-Sozialpartnermodell anschlie-
ßen. Die Flächen- bzw. Haustarifverträge der beitretenden Branchen bzw. Unternehmen übernehmen 
dabei die Regelungen des Unterabschnitts 2 des Tarifvertrages Einmalzahlungen und Altersvorsorge 
(TEA) zur Organisations- und Durchführungsstruktur des Sozialpartnermodells Chemie in ihre eigenen 
tariflichen Vorschriften. Arbeitgeberbeiträge oder Zuschüsse, die über die Festlegung des zusätzli-
chen Arbeitgeberbeitrages oder des Sicherungsbeitrages hinausgehen, können dabei von anderen 
Branchen bzw. Unternehmen abweichend von den Festlegungen für die chemische Industrie geregelt 
werden.  

Diese in unserem Modell vorgesehene Möglichkeit zum Beitritt wird in der Praxis auch bereits genutzt. 
So haben sich sowohl mehrere Unternehmen über Haustarifverträge mit der IGBCE dem Sozialpart-
nermodell Chemie angeschlossen wie auch die Branchen der keramischen Industrie und der kunst-
stoffverarbeitenden Industrie in Bayern sowie die Glas- und Solarbranche über Flächentarifverträge 
mit der IGBCE.  

In Ergänzung der neu eingefügten Optionen des Beitritts über individuelle Vereinbarungen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmenden nach § 24 Abs. 2 BetrAVG-RefE muss diese im Sozialpartnermo-
dell Chemie bereits praktizierte Beitrittsmöglichkeit auf tarifvertraglicher Ebene durch Übernahme 
von tariflichen Regelungen zu Organisation und Durchführung eines Sozialpartnermodells in das Ge-
setz aufgenommen werden. Darüber hinaus muss klargestellt werden, dass sich auch die auf diesem 
Weg einem bestehenden Sozialpartnermodell beitretenden Tarifvertragsparteien nicht an der Durch-
führung und Steuerung beteiligen müssen.  
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Konkret schlagen wir hierzu Folgendes vor: 

a) § 21 Abs. 1 BetrAVG-RefE – Beteiligungspflicht 

Wir begrüßen die Klarstellung in § 21 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG-RefE, dass eine mangelhafte Beteili-
gung nicht zur Unwirksamkeit einer reinen Beitragszusage führt. 

Gemäß § 21 Abs. 2 BetrAVG-RefE soll die Beteiligungspflicht nach Satz 1 entfallen, wenn ein Ta-
rifvertrag vorsieht, sich einem bestehenden Sozialpartnermodell anzuschließen. Auch diese Re-
gelung unterstützen wir ausdrücklich. 

Wir begrüßen weiterhin die Klarstellung im Rahmen der Begründung, dass „Anschluss-Tarifver-
träge“ sowohl die vollständige Übernahme der Regelungen des Ausgangstarifvertrags vorsehen 
können als auch lediglich die Nutzung der Organisations- und Durchführungsstrukturen eines be-
stehenden Sozialpartnermodells vereinbaren und darüber hinaus eigenständige Regelungen tref-
fen können, etwa zur Höhe des möglichen Arbeitgeberbeitrags.  

Im Falle eines Beitritts zum Sozialpartnermodell Chemie übertragen die beitretenden Organisati-
onen ihre Beteiligung an Durchführung und Steuerung auf die das Modell tragenden Tarifvertrags-
parteien. Diese Vorgehensweise wird vom RefE erfasst. 

b) § 24 BetrAVG-RefE – Beteiligung Dritter an Sozialpartnermodellen 

Im Sinne der obigen Ausführungen muss § 24 BetrAVG-RefE um mögliche Wege zum Beitritt von 
Branchen oder einzelnen Unternehmen an das Sozialpartnermodell Chemie und seine bereits 
praktizierte, konkrete Umsetzung ergänzt werden. Die im Entwurf enthaltenen Optionen zur indi-
viduellen Vereinbarung der Anwendung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmenden in den ver-
schiedenen in den Absätzen 1 und 2 aufgezählten Fallkonstellationen sind um einen weiteren Ab-
satz (hier zunächst als 2a bezeichnet) zur Beitrittsmöglichkeit auf tarifvertraglicher Ebene zu er-
gänzen: 

„(2a) Die Anwendung der Organisations- und Durchführungsstrukturen eines bestehenden 
Sozialpartnermodells kann mit Zustimmung der das Sozialpartnermodell tragenden Tarifver-
tragsparteien 

1. zwischen einem Arbeitgeber und der nach ihrer Satzung für die Arbeitsverhältnisse bei 
diesem Arbeitgeber tarifzuständigen Gewerkschaft, 

2. zwischen einem Arbeitgeberverband und der nach ihrer Satzung für die Arbeitsverhält-
nisse in der Branche zuständigen Gewerkschaft  

in einem Tarifvertrag vereinbart werden.“ 

c) § 24 Abs. 1 BetrAVG-RefE – Stärkung des Sozialpartnermodells 

Gemäß § 24 BetrAVG können nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung 
der einschlägigen tariflichen Regelung vereinbaren. Es sollte eine Regelung geschaffen werden, 
die auch die Einbeziehung von außertariflichen Mitarbeitern und leitenden Angestellten einfacher 
zulässt. 

Außertarifliche Mitarbeiter und leitende Angestellte werden von den Anwendungsbereichen der 
Tarifverträge häufig nicht erfasst, der Tarifvertrag muss für sie ausdrücklich geöffnet werden. Da 
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dies nicht immer gegeben ist, wird für außertarifliche Mitarbeiter und leitende Angestellte der Zu-
gang zu einem Sozialpartnermodell damit häufig ausgeschlossen sein. 

Der Tarifvertrag über Einmalzahlungen und Altersvorsorge in der chemischen Industrie (TEA) ent-
hält eine Öffnungsklausel für außertarifliche sowie leitende Angestellte. Dies gewährleistet die 
Gleichbehandlung aller Beschäftigtengruppen im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung 
und ermöglicht gleichermaßen den Zugang zum Sozialpartnermodell. 

d) § 24 Abs. 2 BetrAVG-RefE – satzungsgemäße Tarifzuständigkeit 

Die satzungsgemäße Tarifzuständigkeit einer Gewerkschaft ist nicht immer eindeutig. Es existie-
ren Fälle, in denen verschiedene Gewerkschaften für die Arbeitsverhältnisse in einem Betrieb ta-
rifzuständig sein könnten. Es muss sichergestellt werden, dass eine durch den Arbeitgeber ge-
troffene Entscheidung zur Anwendung eines Sozialpartnermodells auf Basis des § 24 BetrAVG-
RefE nicht nachträglich – zum Beispiel durch ein internes Schiedsgerichtsverfahren zwischen Ge-
werkschaften oder Änderungen an deren Satzung – in Frage gestellt werden kann. 

Es existieren zudem Unternehmen bzw. Konzerne, bei denen für einzelne Betriebs- oder Konzern-
teile unterschiedliche Tarifzuständigkeiten von Gewerkschaften existieren. Ein Sozialpartnermo-
dell ist in diesen Fällen nur dann attraktiv, wenn sichergestellt wird, dass die Anwendung eines 
einheitlichen Modells für alle Arbeitsverhältnisse möglich ist. Hierfür ist eine entsprechende Re-
gelung zu ergänzen. 

e) § 24 Abs. 3 BetrAVG-RefE – Mitarbeitende der Tarifvertragsparteien 

Wir begrüßen die Aufnahme der Möglichkeit der Nutzung des Sozialpartnermodells durch die Mit-
arbeitenden der das Modell tragenden Tarifvertragsparteien in den RefE. Auch begrüßen wir die 
Klarstellung in der Gesetzesbegründung, dass zu den Tarifvertragsparteien auch die rechtlich 
selbständigen regionalen Untergliederungen zu fassen sind. 

Aufgrund des föderalen Aufbaus vieler Tarifvertragsparteien und der weit verbreiteten Aufteilung 
in sozial- (Arbeitgeberverband) und wirtschaftspolitische (Industrieverband) Interessenvertre-
tung in rechtlich selbständigen regionalen oder fachlichen Gliederungen, ist die Erstreckung auf 
die rechtlich selbständigen regionalen Untergliederungen nicht ausreichend. Vielmehr sollte sich 
die Regelung auch auf in der jeweiligen Branche tätige kooperative Partner der Branche erstre-
cken. Die Regelung sollte in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

f) § 24 Abs. 4 BetrAVG-RefE – Umlagefähigkeit der Kosten 

Dieser Regelung bedarf es aus Sicht der Chemie-Arbeitgeber nicht. Wenn sie eingeführt wird, ist 
klarer zu fassen, welche Kosten umlagefähig sein sollen. In der jetzt vorgeschlagenen Regelung 
ist für uns nicht ersichtlich, welche konkreten Mehrkosten durch den Beitritt weiterer Organisati-
onen entstehen und wie diese zu berechnen und nachzuweisen wären. Die Umlagefähigkeit von 
Kosten darf zudem nicht zu einer Reduzierung der Attraktivität von Sozialpartnermodellen und 
des Anschlusses an bestehende Modelle führen. 

g) § 22 Abs. 4 BetrAVG-RefE – Abfindung im Sozialpartnermodell 

Die Schaffung einer Tariföffnungsklausel für Abfindungsregelungen auch für Sozialpartnermo-
delle durch die Ergänzung in § 22 Abs. 4 BetrAVG-RefE begrüßen wir. Dadurch wird der Hand-
lungsspielraum der Tarifvertragsparteien erhöht und es wird geheilt, dass die allgemeine Tariföff-
nungsklausel in § 19 BetrAVG die Regelungen zu Sozialpartnermodellen nicht erfasst. 
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Die Zustimmung der Tarifvertragsparteien soll dabei nicht in jedem Einzelfall erforderlich sein, 
sondern auch generell im Tarifvertrag geregelt werden können. 

6. Neuregelung der Förderung in § 100 EstG 

Die Anhebung der maximalen Förderung und die zukünftige Dynamisierung der Einkommensgrenze 
begrüßen wir. 

7. Neuregelungen im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 

a. Definition von Pensionskassen in § 232 Abs. 1 Nr. 2 VAG RefE 

Die vorgeschlagene Neuregelung begrüßen wir. Die geänderte Erwerbsrealität im Übergang vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand wird aufgegriffen und eine nach dem Wegfall der Hinzuverdienst-
grenzen entstandene Unklarheit beseitigt. 

Wichtig ist, dass es auch mit dieser Neuregelung für Arbeitgeber und Versorgungseinrichtungen 
– falls so gewünscht - weiter möglich ist, die Leistung aus einer betrieblichen Altersversorgung 
auf die Zeit fehlenden Einkommens, also nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis, zu 
konzentrieren, und dass dies im Entwurf als Regelfall beschrieben ist. 

b. Ermöglichung einer befristeten Unterdeckung für Pensionskassen in § 234j VAG RefE 

Die Aufnahme der Möglichkeit der befristeten Unterdeckung für Pensionskassen begrüßen wir. 
Die vorgeschlagenen Erweiterungen passen zum Geschäftsmodell von Pensionskassen und un-
terstützen besser in der Steuerung der Kapitalanlagen sowie im Risikomanagement. 

Nicht nachvollziehbar ist die vorgesehene Pflicht zur Vorlage des Sicherungsvermögensplans 
beim PSV. Eine gesetzlich zukünftig in engem Rahmen zulässige Unterdeckung einer Pensions-
kasse ist nicht mit einer Insolvenz gleichzusetzen. Sie führt auch nicht zu einer Leistungspflicht 
durch den PSV – anderenfalls würde der Entwurf eine solche Regelung kaum vorschlagen. Der 
Punkt ist zu streichen. 

c. Einführung einer Option für Ratenzahlungen durch Pensionsfonds in § 236 VAG RefE 

Pensionsfonds sollen neben Renten und Kapitalauszahlungen nun auch Ratenzahlungen verein-
baren können. Diese zusätzliche Flexibilität begrüßen wir. 

8. Erweiterung der Fortsetzungsmöglichkeiten von Versicherungen nach Zeiten ohne Entgelt  
in § 212 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) RefE 

Die Ausweitung des Rechts zur Fortführung nach einer entgeltlosen Zeit über den Fall der Elternzeit 
hinaus sehen wir neutral. Es sollte jedoch sprachlich klargestellt werden, dass dieses Recht nur „nach 
Wiederaufnahme der laufenden Entgeltleistung im Rahmen des Arbeitsverhältnisses“ besteht. 

9. Erweiterung der Regelungen zur zusätzlichen Deckungsrückstellung  
in Sozialpartnermodellen in § 35 Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung (PFAV) RefE 

Die zusätzliche Flexibilität für die Tarifvertragsparteien mit Blick auf die Gestaltung der Zuführungen 
in die zusätzliche Deckungsrückstellung begrüßen wir. 
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10. Klarstellung / Neuregelung der Verwendung von Wertguthaben in § 7c, 23b und 116 SGB IV RefE 

Wir begrüßen es mit Nachdruck, dass im Entwurf mit der Klarstellung im SGB IV zur Entsparung von 
Wertguthaben parallel zum Rentenbezug ein erster Schritt enthalten ist. Die von uns seit langem und 
wiederholt erhobene Forderung wird somit zumindest teilweise umgesetzt. Die Entsparung auch pa-
rallel zum Bezug einer Altersrente soll bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze künftig möglich sein. 
Die bisherige, aus unserer Sicht unzutreffende Praxis der Sozialversicherungsträger, in diesen Fällen 
mit Beginn des Rentenbezugs die Auslösung eines Störfalls zu verlangen, würde damit zumindest für 
diese Phase gestoppt. 

Vor dem Hintergrund der – vom Ansatz her richtigen – Pläne der Bundesregierung, die Beschäftigung 
älterer Arbeitnehmer gerade auch jenseits der Regelaltersgrenze weiter zu fördern und zu flexibilisie-
ren und hierfür zusätzliche Anreize z. B. durch eine „Aktivrente“ zu setzen, ist es aber nicht nachvoll-
ziehbar, dass die vorgesehene Regelung für die parallele Entsparung von Wertguthaben zum Bezug 
einer Altersrente nur bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze greifen soll. Die Regelung muss im 
Gleichlauf mit der Flexibilisierung des Hinzuverdienstes auch über die Regelaltersgrenze hinausgrei-
fen. Nur wenn sich auch eine Inanspruchnahme eines Wertguthabens unproblematisch und ohne 
Verluste für einzelne Beschäftigte zeitlich „nach hinten“ verschieben lässt, kann „davor“ die Arbeits-
zeit verlängert werden. Die vorgesehene Begrenzung auf den Zeitpunkt der Regelaltersgrenze wäre 
eine Fortsetzung der überholten Systematik, die die flexible Nutzung von Wertguthaben zumindest in 
Teilen verhindert. 

Zum besseren Verständnis fordern wir darüber hinaus, dass die Regelungen der §§ 7c und 116 SGB IV 
RefE hinsichtlich ihrer Systematik und ihres Wortlauts aufeinander abgestimmt werden: 

Die Einschränkung der Inanspruchnahme des Wertguthabens bis zum Ablauf des Kalendermonats 
des Erreichens der Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch in § 7 c Abs. 1 S. 1 und Abs. 1 Nr. 2 a) 
SGB IV RefE müssen gestrichen werden und der Systematik des § 116 SGB IV RefE folgend in einem 
neuen Absatz 3 aufgenommen werden. Dabei muss der Bezug einer Rente wegen Alters nach dem 
Sechsten Buch nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 a) SGB IV von der Einschränkung ausdrücklich ausgenommen 
werden. Aus dem Gesetz muss klar hervorgehen, dass eine Inanspruchnahme auch über die Regelal-
tersgrenze hinaus möglich ist. 

Es fehlt im Referentenentwurf zudem eine Klarstellung, dass für Personen, die in berufsständischen 
Versorgungswerken versichert sind, ebenso die Neuregelung zur Anwendung kommt, auch wenn auf-
grund anderweitiger Satzungsregelungen für sie nicht die Regelaltersgrenze nach dem SGB VI gilt. 

Die Begründung zum Referentenentwurf stellt zudem klar, dass eine Entsparung eines Guthabens aus 
der Aktivphase der Altersteilzeit während des gleichzeitigen Bezugs einer Altersrente nicht möglich 
sein soll. Der mit dem Rentenbezug erfolgte Eintritt in den (Teil-)Ruhestand stehe dem Sinn und Zweck 
der Altersteilzeit und deren Förderung, u. a. durch den steuer- und beitragsfreien Aufstockungsbetrag 
sowie die zusätzlichen Rentenversicherungsbeiträge des Arbeitgebers, entgegen. Nach unserem Ver-
ständnis ist Altersteilzeit eine spezielle Form der Ausgestaltung von Wertguthabenvereinbarungen im 
Sinne von §§ 7 ff.  SGB IV; es ist nicht nachvollziehbar, dass hierfür eine abweichende Regelung zu der 
für Entsparungen aus anderen Wertguthaben gelten soll. So sehr eine Klarstellung der Frage der Be-
handlung von Wertguthaben in Form der Altersteilzeit grundsätzlich zu begrüßen ist, so falsch ist in 
unseren Augen die inhaltliche Ausgestaltung. 

Bis zum Inkrafttreten der jetzt vorgeschlagenen Neuregelung tritt aus der – für uns schon heute unzu-
treffenden – Sicht der Sozialversicherungsträger für alle Arbeitnehmenden, die neben der Inanspruch-
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nahme von Wertguthaben in diesem Zeitraum erstmalig eine Altersrente beziehen, weiterhin ein Stör-
fall ein. Hier muss gemeinsam mit den Sozialversicherungsträgern eine Vorgehensweise abgestimmt 
werden, dass spätestens mit Beschluss des Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung eine Art „Mo-
ratorium“ in Kraft gesetzt wird und für diesen Personenkreis kein Störfall mehr ausgelöst werden 
muss. 

11. Notwendige Neuregelungen, die auch im neuen Entwurf 2025 nicht aufgegriffen wurden 

Wir bedauern ausdrücklich, dass der Entwurf keine Neuregelungen in den folgenden Punkten ent-
hält: 

• Klarstellung der Frage einer Garantiehöhe bzw. Mindestleistung in der beitragsorientierten Leis-
tungszusage (boLZ) 

• Eingriffsmöglichkeiten in bestehende Zusagen mit dem Ziel einer generationengerechteren Ge-
staltung der betrieblichen Altersversorgung 

• Rechnungszinssatz für Pensionsrückstellungen in § 6a EStG 

• Angleichung der steuer- und sozialversicherungsfreien Dotierungsrahmen 

• Verringerung der Informationspflichten für EbAV 

Wir verweisen zu diesen und weiteren Punkten auf unsere Stellungnahme zum Fachdialog Betriebs-
rente vom November 2022. Wir sind weiterhin der Auffassung, dass in diesen Punkten ein dringender 
Handlungsbedarf besteht, um die Attraktivität der betrieblichen Altersversorgung für Arbeitgeber und 
Beschäftigte zu erhalten und nach Möglichkeit weiter zu steigern. 

 

******** 



 

 

Kleine Schritte in die richtige Richtung, 
aber zu wenig Reformelan 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge und zur Änderung anderer 
Gesetze (2. Betriebsrentenstärkungsgesetz) 

8. August 2025 

Zusammenfassung 

Der Referentenentwurf des 2. Betriebsrentenstärkungsgesetzes enthält mehrere sinnvolle 
Maßnahmen zur Weiterentwicklung der betrieblichen Altersvorsorge. Allerdings fallen die 
geplanten Änderungen zu gering aus, um einen deutlichen Schub für die weitere Verbreitung 
der betrieblichen Altersvorsorge, insbesondere in den bisher unterversorgten Bereichen leisten 
zu können. Der Reformelan ist zu gering. Der Entwurf sollte daher an vielen Stellen 
weiterentwickelt werden.  

Die geplanten Maßnahmen zur Unterstützung eines Online-Wahlverfahrens bei den 
Sozialwahlen sind grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings müssen Sozialversicherungsträger 
auch in Zukunft die Möglichkeit haben, keine Online-Wahlen mehr durchzuführen. Darüber 
hinaus sind weitere Schritte zur Verbesserung der bürokratischen Prozesse im Zusammenhang 
mit den Sozialwahlen erforderlich.  

Die Einführung einer reinen Beitragszusage muss endlich allen Unternehmen ermöglicht 
werden. Dies würde die Chance für einen neuen Aufschwung in der betrieblichen Altersvorsorge 
schaffen. Dazu müsste der Zugang zum Sozialpartnermodell offener gestaltet werden, sodass 
die Teilnahme auch für branchenfremde Unternehmen möglich ist, ohne dass diese sich auf den 
Organisationsbereich einer ein Sozialpartnermodell tragendenden Gewerkschaft beziehen 
müssen.  

Die geplante teilweise Zulassung von Optionsmodellen zur Entgeltumwandlung auf betrieblicher 
Ebene fällt zu restriktiv aus. Der geplante Arbeitgeberbeitrag in Höhe von 20 % des 
umgewandelten Entgeltbetrages weicht zudem ohne sachlichen Grund von der Höhe des 
Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a BetrAVG ab und wird die Bereitschaft der 
Unternehmen, Optionsmodelle zur Entgeltumwandlung einzuführen, nicht fördern.  

Ebenfalls zu zögerlich fällt die geplante Erleichterung von Abfindungen aus. Dabei wäre eine 
erleichterte Abfindung kleiner Betriebsrentenanwartschaften zur Vermeidung von Bürokratie und 
unverhältnismäßig hohen Kosten für die Verwaltung von Kleinstanwartschaften sehr wichtig. Die 
neue Option, Abfindungen unter besonderen Voraussetzungen in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen zu können, ist wenig attraktiv und dürfte wenig genutzt werden.  

Viele notwendige Maßnahmen zur Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge fehlen leider. Dies 
betrifft die überfällige Anpassung und Klärung der Arbeitgeberhaftung bei Beitragszusagen mit 
Mindestleistung und bei beitragsorientierten Leistungszusagen, die Verbesserung der 
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steuerlichen Rahmenbedingungen und erleichterte, rechtssichere Möglichkeiten zur Anpassung 
bestehender Zusagen. 

Im Einzelnen 

1. Arbeitsrechtliche Neuregelungen 

Zugang zum Sozialpartnermodell weiter fassen 

Die Vorschläge zum besseren Zugang zum Sozialpartnermodell sind erste wichtige Schritte zur 
besseren Verbreitung der reinen Beitragszusage, gehen aber nicht weit genug. Um die Chance 
der reinen Beitragszusage möglichst vielen Arbeitgebern und Beschäftigten zu eröffnen, muss 
die Bezugnahme auf ein bestehendes Sozialpartnermodell auch für Unternehmen aus Branchen 
anderer Gewerkschaftsorganisationen möglich sein. Ein möglichst breiter Zugang zum 
Sozialpartnermodell erhöht die Chancen auf eine flächenmäßige Verbreitung der reinen 
Beitragszusage, insbesondere bei kleinen und mittleren Unternehmen, die bisher noch keine 
betriebliche Altersvorsorge anbieten. Ohne eine solche Öffnung besteht die Gefahr, dass für 
einen Großteil der Beschäftigten in Deutschland auch weiter keine reine Beitragszusage möglich 
ist, weil die Mehrheit der Gewerkschaften bislang kein Sozialpartnermodell vereinbart hat. 

Sollte es dennoch dabei bleiben, dass bei reinen Beitragszusagen nur auf einschlägige 
Tarifverträge Bezug genommen werden kann, muss mehr Klarheit geschaffen werden, welche 
Gewerkschaft für welches Arbeitsverhältnis zuständig ist. Die Gewerkschaftszuständigkeit, die 
für die Vereinbarung einer nichteinschlägigen tariflichen Regelung zu einem Sozialpartnermodell 
nach § 24 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG-E ausschlaggebend ist, ist in den Anhängen der Satzung der 
jeweiligen Gewerkschaft festgehalten. Eine satzungsgemäße Tarifzuständigkeit einer 
Gewerkschaft ist aber nicht für alle Unternehmen und Betriebe immer eindeutig zu bestimmen. 
Es gibt eine Reihe von Fällen, in denen verschiedene Gewerkschaften für die 
Arbeitsverhältnisse in einem Betrieb tarifzuständig sein könnten. Es muss sichergestellt werden, 
dass eine seitens des Arbeitgebers getroffene Entscheidung zur Anwendung eines 
Sozialpartnermodells auf Basis des § 24 BetrAVG-E nicht nachträglich – zum Beispiel durch ein 
rein internes Schiedsgerichtsverfahren zwischen Gewerkschaften zur Klärung der 
Tarifzuständigkeit – in Frage gestellt werden kann. Diese bestehende rechtliche Unsicherheit 
muss in geeigneter Weise aufgehoben werden. Einmal begonnene Versorgungen über ein 
Sozialpartnermodell müssen aus Gründen der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes bis 
zum Ende der Vorsorge Bestandsschutz haben. 

Außerdem existieren Unternehmen bzw. Konzerne, bei denen für einzelne Betriebs- oder 
Konzernteile unterschiedliche satzungsgemäße Tarifzuständigkeiten von Gewerkschaften 
bestehen. Ein Sozialpartnermodell wird für solche Arbeitgeber nur dann in Betracht kommen, 
wenn sichergestellt wird, dass die Anwendung eines einheitlichen Modells für alle 
Arbeitsverhältnisse möglich ist. 

Sollte der Gesetzgeber an der Voraussetzung der Gewerkschaftszuständigkeit bei der 
Bezugnahme auf eine nichteinschlägige tarifliche Regelung zum Sozialpartnermodell festhalten, 
so müsste der Zugang zu einem anderen Sozialpartnermodell (auch aus dem 
Zuständigkeitsbereich einer anderen Gewerkschaft) jedenfalls dann möglich sein, wenn die das 
Sozialpartnermodell tragenden Tarifvertragsparteien einer Teilnahme nicht zustimmen oder die 
Teilnahme aus anderen Gründen nicht möglich ist. 

Für das Chemie-Sozialpartnermodell und seine konkreten Umsetzungen in zukünftig zwei 
Versorgungseinrichtungen ist entscheidend, dass im § 24 BetrAVG-E eine Ergänzung der 
möglichen Wege zum Anschluss von Branchen oder einzelnen Unternehmen an bestehende 
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Sozialpartnermodelle eingefügt wird. Zu den im Referentenentwurf in den Absätzen 1 und 2 
aufgezählten Fallkonstellationen sollte ein weiterer Abs. nach Abs. 2 (hier zunächst als 2a 
bezeichnet) ergänzt werden: 

„(2a) Die Anwendung der Organisations- und Durchführungsstrukturen eines bestehenden 
Sozialpartnermodells kann mit Zustimmung der das Sozialpartnermodell tragenden 
Tarifvertragsparteien 

1. zwischen einem Arbeitgeber und der nach ihrer Satzung für die Arbeitsverhältnisse bei 
diesem Arbeitgeber tarifzuständigen Gewerkschaft, 

2. zwischen einem Arbeitgeberverband und der nach ihrer Satzung für die 
Arbeitsverhältnisse in der Branche zuständigen Gewerkschaft 

in einem Tarifvertrag vereinbart werden.“ 

Der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretung sollte es möglich sein, ein für alle gleichermaßen 
geltendes Sozialpartnermodell kollektivrechtlich per Betriebsvereinbarung oder 
Sprecherausschussrichtlinie vereinbaren zu können. Die Anwendung einer nicht einschlägigen 
tariflichen Regelung über ein Sozialpartnermodell kann nach dem derzeitigen Wortlaut nur auf 
individualvertraglicher Ebene vereinbart werden. Nicht zuletzt aufgrund der sehr 
unterschiedlichen Versorgungslandschaft bedeutet dies aber wieder einen großen 
Verwaltungsaufwand. 

Auch Beschäftigte der regionalen und fachlichen Gliederung von Tarifvertragsparteien sollten 
das von ihnen vereinbarte Sozialpartnermodell nutzen können. Nach § 24 Abs. 3 BetrAVG-E 
sollen die Mitarbeitenden der das Modell tragenden Tarifvertragsparteien das 
Sozialpartnermodell nutzen können. Diese geplante Neuregelung ist sinnvoll, jedoch ist die 
Beschränkung auf Mitarbeitende der tragenden Tarifvertragsparteien zu eng gefasst. Aufgrund 
des föderalen Aufbaus vieler Tarifvertragsparteien und der weit verbreiteten Aufteilung in sozial- 
(Arbeitgeberverband) und wirtschaftspolitische (Industrieverband) Interessenvertretung in 
jeweils rechtlich selbständigen regionalen oder fachlichen Gliederungen erfasst der Vorschlag 
nur einen kleinen Teil der in Frage kommenden Mitarbeitenden. Die Regelung sollte daher 
folgendermaßen angepasst werden: 

„Arbeitnehmer, die bei Tarifvertragsparteien beschäftigt sind, die einen Tarifvertrag über ein 
Sozialpartnermodell abgeschlossen haben, können mit ihrem Arbeitgeber die Teilnahme an 
diesem Sozialpartnermodell vereinbaren. Dies gilt mit Zustimmung der das Sozialpartnermodell 
tragenden Tarifvertragsparteien auch für Arbeitnehmer, die bei den Tarifvertragsparteien 
angeschlossenen regionalen oder fachlichen Organisationen sowie weiteren Organisationen der 
fachlichen Interessenvertretung derselben Branche beschäftigt sind.“ [kursiv: Ergänzung] 

Die in § 24 Abs. 4 BetrAVG-E vorgesehene Möglichkeit, Dritte, die ein Sozialpartnermodell 
nutzen, an den Kosten der Durchführung und Steuerung zu beteiligen, ist sachgerecht. Die 
Umlagefähigkeit von Kosten darf jedoch nicht zu einer deutlichen Reduzierung der Attraktivität 
von Sozialpartnermodellen und dem Anschluss an bestehende Modelle führen. Die flexiblen 
Ausgestaltungsmöglichkeiten der Kostenbeteiligung gibt den das Sozialpartnermodell 
tragenden Tarifvertragsparteien ausreichend Spielraum bei der Umsetzung der Regelung. So 
können seitens der Sozialpartner Zusatzbeiträge für Nichtverbandsangehörige festgelegt 
werden, die an die jeweiligen Sozialpartner fließen. Zudem können mögliche Zusatzbeiträge in 
einen zur Absicherung der reinen Beitragszusage gebildeten Puffer fließen und ggf. hinsichtlich 
ihrer Verwendung zwischen Gewerkschafts- und Nicht-Gewerkschaftsmitgliedern unterschieden 
werden. 
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Unnötige Beteiligungspflicht der Tarifvertragsparteien streichen 

Die in § 21 Abs. 1 BetrAVG geregelte Pflicht der Tarifvertragsparteien, sich an der Durchführung 
und Steuerung zu beteiligen, sollte ersatzlos gestrichen werden. Die unglückliche Regelung hat 
seit ihrem Inkrafttreten viel dazu beigetragen, dass Tarifverträge zum Sozialpartnermodell erst 
spät und bislang nur in kleiner Zahl vereinbart wurden. Denn von Anfang an war unklar, was 
unter „Durchführung und Steuerung“ zu verstehen ist und welche Rechtsfolgen eine Verletzung 
der Beteiligungspflicht haben würde. Dabei bedarf es einer solchen Regelung nicht. Der 
Gesetzgeber sollte nicht in die Tarifautonomie eingreifen und es den Tarifvertragsparteien allein 
überlassen, inwieweit sie sich bei der Durchführung und Steuerung einer reinen Beitragszusage 
beteiligen. 

Mit der jetzt geplanten Korrektur der Regelung soll nun lediglich sichergestellt werden, dass eine 
mangelhafte Beteiligung an der Durchführung und Steuerung nicht zur Unwirksamkeit der reinen 
Beitragszusage führt und dass die Beteiligungspflicht an der Durchführung und Steuerung 
entfällt, wenn ein Tarifvertrag vorsieht, die Organisations- und Durchführungsstrukturen eines 
bestehenden Sozialpartnermodells zu nutzen. Das ist ein Fortschritt, da hiermit zumindest die 
seit Einführung der reinen Beitragszusage bestehenden Zweifel an einer Enthaftung der 
Unternehmen bei unzureichender Beteiligung an der Durchführung und Steuerung ausgeräumt 
werden können. Allerdings bleibt damit weiter die Frage offen, ob die Tarifvertragsparteien ggf. 
selbst für die Folgen einer unzureichenden Beteiligung haften müssen. Eine ersatzlose 
Streichung der überflüssigen Vorschrift wäre daher besser. 

Sollte es dennoch bei der Beteiligungspflicht bleiben, ist der geplante Wegfall der Pflicht zur 
Beteiligung an der Durchführung und Steuerung, wenn ein Tarifvertrag dies vorsieht, 
sachgerecht. Zum einen sind die das Sozialpartnermodell tragenden Tarifvertragsparteien an 
der Durchführung und Steuerung beteiligt und zum anderen wäre eine Beteiligung mehrerer am 
Sozialpartnermodell teilnehmenden Tarifpartner in den entsprechenden Gremien nur schwer 
umsetzbar. Allerdings sollte klargestellt werden, dass die Beteiligungspflicht auch dann wegfällt, 
wenn der Verzicht auf eine Beteiligung in einem Tarifvertrag enthalten ist, der den Beitritt zum 
Sozialpartnermodell regelt. 

Zu begrüßen ist die Klarstellung im Rahmen der Begründung, dass „Anschluss-Tarifverträge“ 
sowohl die vollständige Übernahme der Regelungen des Ausgangstarifvertrags vorsehen 
können als auch lediglich die Nutzung der Organisations- und Durchführungsstrukturen eines 
bestehenden Sozialpartnermodells vereinbaren und darüber hinaus eigenständige Regelungen 
treffen können, etwa zur Höhe des möglichen Arbeitgeberbeitrags. 

Optionsmodell zur automatischen Entgeltumwandlung allen Betrieben ermöglichen 

Die Möglichkeit, ein Optionssystem zur automatischen Entgeltumwandlung auch ohne 
tarifvertragliche Grundlage einführen zu können (§ 20 Abs. 3 BetrAVG-E), ist grundsätzlich 
positiv zu bewerten, geht aber nicht weit genug. 

Positiv ist, dass künftig mehr Betrieben möglich ist, automatische Entgeltumwandlung 
rechtssicher zu vereinbaren. Da Modelle automatischer Entgeltumwandlung die Verbreitung 
betrieblicher Altersvorsorge befördern können, dürfen sie nicht vom Vorliegen eines 
Tarifvertrags und sonstigen Beschränkungen abhängig gemacht werden. Es sollte daher auch 
ermöglicht werden, ein Optionssystem generell per kollektivrechtlicher Regelung einzuführen, 
mithin auch per Vereinbarung mit dem Sprecherausschuss. 

Vor allem aber sollten auch tarifgebundene Unternehmen stets die Chance erhalten, 
Optionsmodelle zur automatischen Entgeltumwandlung vereinbaren zu können. Heute können 
sie dies nur, wenn ein Tarifvertrag dies zulässt, was in der Regel nicht der Fall ist, oder wenn 
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sie ihre Beschäftigten übertariflich bezahlen, weil Tarifentgelte nicht für betriebliche 
Altersversorgung verwendet werden dürfen (§ 20 Abs. 1 BetrAVG). Da ein großer Teil der 
Beschäftigten in Deutschland nach Tarifvertrag vergütetet wird, können Modelle der 
automatischen Entgeltumwandlung auch künftig vielfach nicht eingeführt werden. Das ist mit 
Blick auf die gewollte Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung bedauerlich und auch nicht 
mit dem Sinn und Zweck von Verboten von Abreden zur Lohnverwendung begründbar. Denn 
bei Optionsmodellen zur automatischen Entgeltumwandlung werden Beschäftigte nicht 
verpflichtet, ihr Entgelt für betriebliche Altersversorgung zu verwenden. Vielmehr sind sie frei 
darin, von ihrer Option Gebrauch zu machen, auf die Entgeltumwandlung zu verzichten. 

Außerdem können Betriebe ohne Betriebsrat auch nach der geplanten Neuregelung weiterhin 
kein Optionssystem nutzen. Die für eine weitere Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung 
wichtige Gruppe der Kleinst- und Kleinunternehmen bleibt somit in den meisten Fällen weiter 
außen vor. 

Zudem sollte bei der Einführung des Optionsmodells zur automatischen Entgeltumwandlung auf 
betrieblicher Ebene kein höherer Arbeitgeberzuschuss verlangt werden als bei sonstigen Fällen 
der Entgeltumwandlung (§ 1a Abs. 1a BetrAVG). Für den vorgesehenen Zuschuss-Satz von 20 
% statt sonst 15 % besteht kein sachlicher Grund. In vielen Fällen dürfte die durchschnittliche 
Sozialversicherungs-Ersparnis der Unternehmen durch Entgeltumwandlung ohnehin deutlich 
unter 15 % liegen. Der vorgeschlagene – um ein Drittel höhere – Arbeitgeberzuschuss von 20% 
des umgewandelten Entgeltes ist daher nicht nachvollziehbar und wird die Bereitschaft der 
Unternehmen, Optionsmodelle zur automatischen Entgeltumwandlung einzuführen, nicht 
fördern. 

Abfindungen spürbar erleichtern 

Die Möglichkeit für Arbeitgeber, Kleinstanwartschaften ohne zusätzliche Voraussetzungen 
abfinden zu können, sollte deutlich verbessert werden, ist jedoch leider bislang nicht im 
Referentenentwurf vorgesehen. Dabei ist die Möglichkeit zur Abfindung von 
Kleinstanwartschaften aus drei Gründen sinnvoll und wichtig: 

Erstens, um dem Arbeitgeber die Bürokratie zu ersparen, die mit einer z. T. über viele Jahrzehnte 
erforderlichen Verwaltung von Kleinstanwartschaften verbunden ist. Die Verwaltung von 
Kleinstanwartschaften ist unverhältnismäßig kostenaufwändig und macht damit die mit der 
betrieblichen Altersvorsorge eigentlich verbundenen Kostenvorteile wieder zunichte. 

Zweitens, weil die heute eng begrenzten Abfindungsmöglichkeiten viele Arbeitgeber davon 
abhalten, betriebliche Altersvorsorge gleich zu Beginn eines Beschäftigungsverhältnisses 
zuzusagen und stattdessen eine mehrjährige Wartezeit vorsehen. Damit vermeiden sie, dass 
die überdurchschnittliche Fluktuation von Beschäftigten in den ersten Dienstjahren bei ihnen zu 
einer Vielzahl von Kleinstanwartschaften führt. Wenn Arbeitgeber aber wüssten, dass sie 
Kleinstanwartschaften problemlos abfinden könnten, wären sie auch eher bereit, betriebliche 
Altersvorsorge ab Beginn eines Beschäftigungsverhältnisses zuzusagen. 

Drittens: Viele Beschäftigte sind unzufrieden damit, dass sie eine Kleinstanwartschaft beim 
ehemaligen Arbeitgeber stehen lassen müssen, weil sie ihre Alterssicherung aus einer Vielzahl 
unterschiedlicher Quellen beziehen wollen. 

Deshalb sollten folgende Erleichterungen der Abfindungsmöglichkeiten geschaffen werden: 

1. Ohne besondere Voraussetzungen sollten Abfindungen bei Anwartschaften mit 
monatlichen Rentenbezügen in Höhe von 2 % der monatlichen Bezugsgröße (bislang 1 %) 
möglich sein (§ 3 Abs. 2 BetrAVG, 2025: 74,90 €). Damit könnten die Belastungen der 
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Unternehmen und der Versorgungsträger durch Kleinstrentenadministration zumindest 
reduziert werden. 

2. Abfindungen, die den engen Voraussetzungen der geplanten Regelung in § 3 Abs. 2a 
BetrAVG-E genügen, sollten bei Anwartschaften mit monatlichen Bezügen in Höhe von bis 
zu 4 % der monatlichen Bezugsgröße zulässig sein. Nach der geplanten Regelung sind 
Abfindungen möglich, wenn der Arbeitnehmer zustimmt und der Betrag in die gesetzliche 
Rentenversicherung eingebracht wird. Unter diesen engen Voraussetzungen besteht kein 
Grund, die Abfindungshöchstgrenze auf 2 % der monatlichen Bezugsgröße zu 
beschränken, da in Höhe der Abfindung eine neue Rentenanwartschaft begründet wird. 
Zudem lag vor dem Alterseinkünftegesetz (2005) die höchstzulässige Abfindung ebenfalls 
bei 4 % der monatlichen Bezugsgröße. 

Die jetzt vorgeschlagene Neuregelung zu Abfindungen (§ 3 Abs. 2a BetrAVG-E) allein wäre kein 
Fortschritt. Angesichts der zusätzlichen Anforderungen bei dieser Abfindungsoption dürfte von 
dieser Möglichkeit nur selten Gebrauch gemacht werden, denn viele Arbeitnehmer werden eine 
Abfindung in die gesetzliche Rentenversicherung nicht als attraktiv empfinden. Letztlich 
tauschen Versorgungsanwärter nur ihre betriebliche Rente gegen die gesetzliche Rente. Die 
abzufindende Kleinstanwartschaft kann dabei nur schwer einer Leistung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gegenübergestellt werden, auch weil das Leistungsspektrum abweichen 
kann (Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrente usw.). Vor diesem Hintergrund könnten 
Beschäftigte eine entsprechende Beratung durch Arbeitgeber oder Versorgungsträger zum 
Vergleich der Leistungen vor der Zustimmung zu einer Abfindung erwarten. Für die Arbeitgeber 
entstehen daher neben bürokratischem Mehraufwand ggf. auch Informationspflichten 
gegenüber den Versorgungsanwärtern, aus denen sich wiederum Haftungsrisiken ergeben 
können. Zudem hilft die Regelung auch nicht bei ehemaligen Beschäftigten, die von der 
Rentenversicherungspflicht befreit sind. 

Zudem muss bei der geplanten Regelung in § 3 Abs. 2a BetrAVG-E sichergestellt sein, dass der 
Arbeitgeber bzw. bei mittelbarer Durchführung der Versorgungsträger die Abfindung direkt an 
die gesetzliche Rentenversicherung überweisen kann. Gemäß § 187b SGB VI, auf den in der 
Begründung des Referentenentwurfes verwiesen wird, kann nur der Versicherte den Betrag an 
die gesetzliche Rentenversicherung leisten. Weiter sollte klargestellt werden, dass der 
Arbeitgeber die durchführende Versorgungseinrichtung zur Abfindung ermächtigen und diese 
den Betrag an die gesetzliche Rentenversicherung direkt überweisen kann. 

Darüber hinaus wäre die neue Abfindungsmöglichkeit nach § 3 Abs. 2a BetrAVG-E noch steuer- 
und sozialversicherungsrechtlich nachzuvollziehen. Bei Eigenbeiträgen i. S. d. § 1 Abs. 2 Nr. 4 
BetrAVG sind die Beiträge bereits aus dem Nettoentgelt geleistet, die spätere Leistung wäre 
steuerfrei. Der Übertrag an die gesetzliche Rentenversicherung (auch bei Zahlung durch den 
Arbeitgeber im Rahmen der Abfindung einer Direktzusage) sollte an sich keine Steuerpflicht 
auslösen – andernfalls müsste dies klargestellt werden; jedoch würde die spätere Leistung der 
gesetzlichen Rentenversicherung auch dann voll nachgelagert versteuert und verbeitragt, wenn 
die Finanzierung teilweise aus Eigenbeiträgen i. S. d. § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG erfolgt ist. 

Die Erweiterung der Abfindungsmöglichkeit sollte auch im Rahmen des § 8a BetrAVG für den 
Pensions-Sicherungs-Verein VVaG (PSV) nachvollzogen werden. 

Nach § 22 Abs. 4 BetrAVG-E soll die Versorgungseinrichtung Anwartschaften und laufende 
Leistungen mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien abfinden können. Die Neuregelung ist zu 
begrüßen, da die Tarifvertragsparteien künftig auch im Rahmen von Sozialpartnermodellen die 
gesetzlichen Abfindungsgrenzen flexibel gestalten können, so wie dies bereits bei tariflichen 
Abfindungsregelungen außerhalb von Sozialpartnermodellen (nach § 19 Abs. 1 BetrAVG ist § 3 
BetrAVG tarifoffen) möglich ist. Allerdings sollte klargestellt werden, dass die Zustimmung der 
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Tarifvertragsparteien nicht in jedem Einzelfall erfolgen muss, sondern generell erteilt werden 
kann. 

Für Anpassung der Regelung zur vorzeitigen Altersleistung Übergangsregelungen 
vorsehen 

Mit der vorgeschlagenen Änderung von § 6 BetrAVG-E soll ein weiterer Anreiz für Ältere 
geschaffen werden, länger zu arbeiten, indem auch beim vorzeitigen Bezug einer Betriebsrente 
der Bezug einer Voll- und einer Teilrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung gleichgestellt 
wird. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings gibt es eine Vielzahl von 
Versorgungsordnungen in den Unternehmen, aus denen sich weitere vertragsindividuelle 
Voraussetzungen für den Leistungsbezug der Betriebsrente ergeben und nicht mit dem 
geplanten Regelungsinhalt korrespondieren.  

Kernproblem dürfte die Frage des Rechtsanspruchs auf Betriebsrente im laufenden 
Arbeitsverhältnis sein, wenn keine Leistungsvoraussetzung "Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses" besteht. So kann es für Versorgungsträger ein Problem darstellen, wenn 
der Entgeltumwandlungsanspruch weiterhin geltend gemacht wird, Beiträge 
entgegenzunehmen und gleichzeitig Betriebsrente zu zahlen. Dies kann oft 
verwaltungstechnisch nicht abgebildet werden. Bei den versicherungsförmigen 
Durchführungswegen sowie bei Unterstützungskassenzusagen und Direktzusagen mit 
Rückdeckungsversicherungen werden die Versicherungsverträge mit Leistungseintritt beendet 
und weitere Beiträge regelmäßig nicht mehr angenommen. Ein neuer Vertrag würde sich als 
„Kurzläufer“ wirtschaftlich nicht tragen. 

Aus diesen Gründen sollten Übergangsregelungen (z. B. Inkrafttreten erst 1 bis 2 Jahre nach 
Verkündung des Gesetzes; Geltung nur für Neuzusagen ab dem Stichtag des Inkrafttretens; für 
"Altzusagen" Geltung nur mit einer gesetzlichen Leistungsvoraussetzung "Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses") geschaffen werden, die es Arbeitgebern und Versorgungsträgern 
ermöglichen, auf die veränderten Rahmenbedingungen zu reagieren. Die vorgeschlagene 
Regelung zum Inkrafttreten ab Juli 2026 lässt den Unternehmen nicht den benötigten 
Umsetzungszeitraum. Hier bedarf es einer deutlich längeren Umsetzungsfrist. Ein Inkrafttreten 
zum 1. Juli 2027 würde den Arbeitgebern ausreichend Zeit geben, auf die geänderten 
Bedingungen zu reagieren.  

Verwendung von Wertguthaben auch nach der Regelaltersgrenze ermöglichen 

Nach § 7c SGB-IV-E sollen Wertguthaben bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze in Anspruch 
genommen werden können. Mit der Klarstellung soll die Möglichkeit geschaffen werden, ein 
Wertguthaben auch bei Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters als Voll- oder Teilrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze entsparen zu 
können. Ein Anspruch auf ein Entsparen nach der Regelaltersgrenze wird mit dieser Änderung 
allerdings nicht ermöglicht. Genau das aber wäre sinnvoll: Andernfalls ist zu erwarten, dass 
Arbeitnehmer mit Wertguthaben weiter rechtzeitig vor der Regelaltersgrenze aus dem 
Arbeitsleben ausscheiden, um noch ihre Wertguthaben entsparen zu können, obwohl sie sonst 
bereit wären, noch bis zur Regelaltersgrenze oder länger zu arbeiten. Das aber kann mit Blick 
auf den zunehmenden Arbeits- und Fachkräftemangel nicht gewollt sein. Hierdurch befürchtete 
Beitragsausfälle der Sozialversicherung sind unbegründet. Vielmehr können die 
Beitragseinnahmen der Sozialversicherung sogar höher sein, wenn Wertguthaben wie geplant 
entspart werden und es nicht zu einem Störfall kommt.  

Zudem sollte gewährleistet werden, dass auch Altersteilzeitverhältnisse neben dem Bezug einer 

vorgezogenen Altersrente geführt werden können. Aufgrund der Konkurrenz von § 7e SGB IV 
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zu § 8a Altersteilzeitgesetz, die vom Gesetzgeber zu Gunsten des § 8a Altersteilzeitgesetz 

aufgelöst wird, ist eigentlich klar, dass Altersteilzeit-Wertguthaben (im Blockmodell) 

Wertguthaben i. S. d. §§ 7 ff. SGB IV sind und entsprechend die vorgesehene Neuregelung in 

§°7c SGB-IV-E auch für Altersteilzeitverhältnisse gilt. Daher ist nicht nachvollziehbar, dass der 

Begründung zufolge die Neuregelung, dass Wertguthaben parallel zu einer vorgezogenen 

Altersrente längstens bis zum Ablauf des Kalendermonats des Erreichens der 

Regelaltersgrenze in Anspruch genommen werden können, nicht für Wertguthaben aus einer 

Altersteilzeitvereinbarung nach dem Altersteilzeitgesetz gelten soll. Dieser Ausschluss dürfte 

auch mit der Lebensplanung heutiger Rentenbeziehender kollidieren, die bereits ihre 

vorgezogene Altersrente geplant haben und ein Altersteilzeitkonto besitzen. Im Interesse der 

Flexibilisierung des Rentenübergangs und im Sinne eines längeren Verbleibs im Erwerbsleben 

sollte diese widersprüchliche Passage in der Gesetzesbegründung gestrichen werden.  

Digitalisierung und Bürokratieentlastung auch beim Pensionssicherungsverein (PSV) 
vorantreiben und dabei die EbAVs nicht vergessen 

Nach § 9 Abs. 1 BetrAVG-E sollen Mitteilungen an Leistungsberechtigte künftig über ein Online-
Portal oder eine App erfolgen können. Nach § 9 Abs. 3 BetrAVG-E soll klargestellt werden, dass 
die Übertragung des anteiligen Vermögens durch die Unterstützungskasse auf den PSV nicht 
ausschließlich durch Zahlung eines Geldbetrages erfolgt, sondern auch Rechte zu übertragen 
sind. Außerdem soll der PSV Beitragsbescheide automatisch erlassen und digital mit den 
Leistungsberechtigten kommunizieren können, § 10 Abs. 5 BetrAVG-E. Zudem soll der PSV 
nach § 11 Abs. 1 BetrAVG-E nun die Betriebsnummer eines Arbeitgebers von der 
Bundesagentur für Arbeit anfordern und verarbeiten können und darüber hinaus die zur 
Feststellung der Leistung erforderlichen Daten der Versorgungsberechtigten bei den Trägern 
der gesetzlichen Rentenversicherung anfordern können. 

Die Vorschläge sind zu begrüßen, da sie der Digitalisierung der Prozesse des PSV und der 
Bürokratieentlastung dienen. Mit der neu geschaffenen Möglichkeit, den Beitragsbescheid 
automatisiert zu erlassen, kann der PSV perspektivisch seine Prozesse verschlanken und 
Einsparpotenziale heben. Gleiches gilt für die Nutzung eines Online-Portals für die 
Versorgungsberechtigten. Die vorgesehene Ergänzung des § 9 Abs. 1 BetrAVG ermöglicht es 
dem PSVG nun, auch die Mitteilung über die zu erbringenden Leistungen über ein Portal 
abzuwickeln. Dies wird zukünftig große Bedeutung erlangen. 

Ebenfalls der Verfahrensvereinfachung dienen die neu geschaffenen gesetzlichen Grundlagen 
für die Kommunikation mit der Bundesanstalt für Arbeit sowie den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Insbesondere letztere Möglichkeit verkürzt die Prozesse in der 
Leistungsbearbeitung des PSV. 

Die Klarstellung hinsichtlich des Vermögensübergangs bei Gruppenunterstützungskassen wird 
die Abwicklung von Beständen, die z. B. aus Rückdeckungsversicherungen bestehen, 
erleichtern. 

Die vorgeschlagenen Regelungen geben dem PSV die Möglichkeit, seinen gesetzlichen Auftrag 
effizient und aufwandarm zu gestalten, und stellen eine gute Basis für weitere Digitalisierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen dar. 

Die geplanten Regelungen zur Entbürokratisierung sollten nicht auf den PSV beschränkt 
bleiben. Auch der Anschluss von Trägern der betrieblichen Altersversorgung an entsprechende 
Systeme sollte ermöglicht werden. Diese haben keine Möglichkeit auf Daten zuzugreifen, die 
Begünstigte bereits im Rahmen von Antragsverfahren bei öffentlich-rechtlichen Trägern 
eingereicht haben. Auch für diese Versorgungsträger und die bei Ihnen versicherten Personen 
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würden sich auf diese Weise deutliche Vereinfachungen umsetzen lassen und bürokratische 
Prozesse abgebaut werden.  

2. Steuerrechtliche und versicherungsaufsichtsrechtliche Änderungen  

Geringverdienerförderung auf alle Durchführungswege ausweiten – Start der 
verbesserten Förderung nicht verzögern 

Nach § 100 EStG-E soll die Einkommensgrenze für Geringverdiener dynamisiert und damit an 
die Lohnentwicklung gekoppelt werden, außerdem soll der geförderte Arbeitgeberbeitrag von 
960 auf 1.200 € erhöht werden und damit der Förderbetrag pro Jahr bei maximal 360 € liegen. 
Die Förderquote von 30 % soll unverändert bleiben. 

Die geplante Dynamisierung der Einkommensgrenze für Geringverdiener ist zu begrüßen, da 
auf diese Weise sichergestellt werden kann, dass Beschäftigte mit geringem Einkommen nicht 
wegen Gehaltsanpassungen zunehmend aus dieser Förderung wieder herausfallen. Damit wird 
zugleich die Bereitschaft gesteigert, Geringverdienern zusätzliche betriebliche Altersvorsorge 
zuzusagen. 

Die Anpassung der Höhe des förderfähigen Arbeitgeberbeitrags ist ebenfalls zu begrüßen. Mit 
dieser Anpassung erfolgt eine Anpassung an die Lohn- und Gehaltsentwicklung seit Einführung 
der Geringverdienerförderung. 

Allerdings muss die Geringverdienerförderung auch die internen Durchführungswege 
einbeziehen. Die gesetzliche Begrenzung der Förderung auf externe Durchführungswege hat 
zur Folge, dass Arbeitgeber, die ihre betriebliche Altersvorsorge in internen 
Durchführungswegen organisieren, die Förderung nicht nutzen können. Insoweit kann die 
Neuregelung bei ihnen auch nicht zu neuen Impulsen führen, stärker zugunsten von 
Geringverdienern betriebliche Altersvorsorge zu leisten. Eine verbesserte 
Geringverdienerförderung in allen Bereichen der betrieblichen Altersvorsorge würde einen 
starken Anreiz für die Arbeitgeber setzen, für mehr Geringverdiener (höhere) Betriebsrenten 
aufzubauen. 

Das in der Vergangenheit von der Finanzverwaltung vorgetragene Argument, dass die 
Bestimmung der   Beitragszahlungen bei einer Direktzusage nicht möglich sei, ist nicht 
überzeugend. Auch wenn bei einer arbeitgeberfinanzierten Direktzusage keine externen 
Beiträge gezahlt werden, lässt sich ein impliziter Beitrag in Form des jährlichen Aufwands 
(Dotierung der Rückstellung) bestimmen. Dieser hängt von der Leistungszusage und 
versicherungsmathematischen Annahmen ab. Insbesondere für Vergleichszwecke (z. B. bei 
einem Wahlrecht mit Direktversicherung) wird ohnehin bei Direktzusagen oftmals ein 
beitragsäquivalenter Wert berechnet. Diese Vergleichsgröße hilft z. B. bei Kostenvergleichen 
oder Personalplanung der Unternehmen. 

Die verbesserte Förderung sollte allerdings bereits ab 1. Januar 2026 gelten und nicht erst ab 
1. Januar 2027. Die erhofften positiven Wirkungen auf die betriebliche Altersvorsorge von 
Geringverdienern dürfen nicht verzögert werden. In dem in der letzten Legislaturperiode 
eingebrachten Entwurf eines 2. Betriebsrentenstärkungsgesetzes, das im Frühjahr 2025 vom 
Bundestag beschlossen werden sollte, war als Starttermin der neuen Förderung der 1. Januar 
2025 vorgesehen. Daher ist nicht nachvollziehbar, dass nun, bei einer nur um rund ein halbes 
Jahr später geplanten Beschlussfassung des Bundestags ein um zwei Jahre späterer 
Starttermin vorgesehen ist. Die dafür in der Begründung, dass Arbeitgebern und 
Versorgungsträgern Zeit zur Umsetzung gelassen werden solle, überzeugt jedenfalls nicht: Die 
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Arbeitgeber und Versorgungsträger sind durchaus in der Lage, die Anpassung zur 
Geringverdienerförderung zeitnah umzusetzen.  

Flexiblere Gestaltung der Kapitalanlage und der Bedeckungsvorgaben für 
Pensionskassen erhöhen Spielraum und Renditechancen 

Nach § 234j BetrAVG-E soll eine vorübergehende Unterdeckung des Sicherungsvermögens 
zulässig sein, wenn die Satzung eine Bestimmung enthält, die eine Unterdeckung gestattet, die 
Unterdeckung 10 % des Mindestumfangs des Sicherungsvermögens nicht übersteigt und die 
Pensionskasse mit einem oder mehreren Arbeitgebern oder Dritten einen 
Sicherungsvermögensplan vereinbart hat und der Sicherungsvermögensplan von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt ist. Der Sicherungsvermögensplan muss eine rechtsverbindliche 
Zusage der beteiligten Arbeitgeber enthalten, dass sie die zur Durchführung des 
Sicherungsvermögensplans erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung stellen. Die 
Pensionskasse soll zudem den Sicherheitsvermögensplan mindestens jährlich überprüfen. 

Die geplanten Änderungen der Bedeckungsvorgaben für Pensionskassen sind zu begrüßen, da 
diese dem langfristig ausgerichteten Geschäftsmodell der Pensionskassen, das auf planbaren 
Zahlungen beruht, gerechter werden und die Nutzung von (auch bisher schon bestehenden) 
Anlagemöglichkeiten in sachwertorientierte Anlagen (z. B. Aktien, Infrastrukturbeteiligungen) 
verbessern. Ein klassisches Stornorisiko wie zum Beispiel bei einer Lebensversicherung, für das 
schon vorher Kapital zur Verfügung stehen muss, besteht bei regulierten Pensionskassen nicht 
– bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis sind hier die bAV-Zusage, die 
erworbene Anwartschaft und das korrespondierende Vermögen aufrechtzuerhalten. Die 
geplante Neuregelung schafft zusätzliche Spielräume für Anlagen mit höheren Renditen, so 
dass die Versorgungsberechtigten Aussicht auf höhere Leistungen erhalten und die 
Leistungsfähigkeit der Pensionskasse insgesamt gestärkt wird. 

Folgende Änderungen und Ergänzungen sollten klarstellend aufgenommen werden: 

▪ Die Begründung des § 234j Abs. 5 VAG-E geht von einem Fall der außerplanmäßigen 
Abschreibung der Kapitalanlage aus. Aber auch außerplanmäßige Erhöhungen der 
Verpflichtungen (z. B. aufgrund von Verbesserung der Krankenvorsorge und sprunghaftem 
Anstieg der Lebenserwartung) können zu einer Unterdeckung führen. Insgesamt sollte die 
Begründung auch solche Fälle berücksichtigen und keine abschließenden Fallgestaltungen 
enthalten. 

 

▪ In § 234j Abs. 4 und Abs. 5 VAG-E ist – analog zu § 239 Abs. 3 VAG – aufzunehmen, dass 
die Genehmigung durch die BaFin zu erteilen ist, sofern die Bedingungen der Absätze 4 
und 5 erfüllt sind. 

 

▪ Die Begründung zu § 234j Abs. 5 VAG-E ermöglicht die Umsetzung eines 
Sicherungsvermögensplans über einen weiteren Gründungsstock gemäß § 178 Abs. 5 
VAG, einen in der Praxis wichtigen Umsetzungsweg. Hier ist eine Klarstellung erforderlich, 
dass es sich bei dem weiteren Gründungsstock auch um einen bereits bestehenden 
weiteren Gründungsstock handeln darf. Weiterhin ist in der Begründung noch klarzustellen, 
dass ausstehende Gründungsstockmittel soweit sie nicht für Einzahlungen in einem 
Sicherungsvermögensplan „reserviert“ sind, weiterhin als Eigenmittel im Wege des § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a VAG anerkannt werden können. Im Gesetzestext zu 
§ 234j Abs. 5 VAG-E sollte enthalten sein, dass im Falle einer Unterdeckung auch die 
erzielten (überrechnungsmäßigen) Kapitalerträge auf die Höhe der vom Vertragspartner 
einzuzahlenden Mittel mindernd wirken. 
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Kritisch zu sehen ist die vorgesehene Pflicht zur Vorlage des Sicherungsvermögensplans beim 
PSV. Eine gesetzlich zukünftig in engem Rahmen zulässige Unterdeckung einer Pensions-
kasse ist nicht mit einer Insolvenz gleichzusetzen. Sie führt auch nicht zu einer Leistungspflicht 
durch den PSV – anderenfalls würde der Entwurf eine solche Regelung kaum vorschlagen 

Vor dem Hintergrund, dass Bezieher einer vorgezogenen Altersrente nun unbegrenzt 
hinzuverdienen können, ohne dass es zu einer Anrechnung auf die gesetzliche Rente kommt, 
sollen nach § 232 VAG-E die zulässigen Leistungsfälle von Pensionskassen erweitert werden. 
Die Leistung bei teilweisem Wegfall des Erwerbseinkommens soll künftig keinen 
aufsichtsrechtlichen Einschränkungen mehr unterliegen. Die geplante Neuregelung ist 
sachgerecht und nachvollziehbar, da mit der Änderung den Weiterentwicklungen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung Rechnung getragen wird, die auf mehr Flexibilität beim 
Übergang in den Ruhestand gerichtet sind. 

Nach § 212 Abs. 1 VVG-E soll die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer nach einer „Auszeit“ 
innerhalb von drei Monaten nach der Beendigung dieser Zeit verlangen können, dass die 
beitragsfrei gestellte Lebensversicherung zu den vor der Umwandlung vereinbarten 
Bedingungen fortgesetzt wird. Die geplante Neuregelung ist zu begrüßen, weil auf diese Weise 
ein möglichst lückenloser Aufbau auch bereits bestehender Betriebsrenten erreicht werden 
kann und Auszeiten auch aus anderen Gründen als der Elternzeit, wie z. B. zur Pflege von 
Angehörigen, notwendig werden können. Es sollte jedoch klargestellt werden, dass dieses 
Recht nur nach „Wiederaufnahme der Tätigkeit“ besteht. 

3. Sozialversicherungsträger müssen bei jeder Sozialwahl neu über Zulassung 
einer Online-Wahl entscheiden können 

Die künftig für alle Sozialversicherungsträger vorgesehene Option, bei Sozialwahlen eine 
elektronische Stimmabgabe zu ermöglichen, ist zu begrüßen. Eine elektronische 
Stimmabgabe kann die Beteiligung an der Sozialwahl erleichtern. Sie bietet damit die Chance, 
die Wahlbeteiligung zu steigern. Ggf. können durch Online-Wahlen auch die Kosten der 
Sozialwahlen gesenkt werden.  

Allerdings sollten Sozialversicherungsträger auch dann, wenn sie die Option einer Online-Wahl 
in ihrer Satzung vorgesehen haben, vor der nächsten Sozialwahl jeweils neu entscheiden 
können, ob sie eine elektronische Stimmabgabe zulassen. Dies sollte durch eine 
entsprechende Ergänzung von § 54 Abs. 1 SGB-IV-E unmissverständlich geregelt werden. 
Denn die Begründung von § 54 Abs. 1 SGB-IV-E erweckt den Eindruck, die in der Satzung der 
Träger zu treffende Entscheidung für die Zulassung einer Online-Wahl könne nur „dauerhaft“ 
getroffen werden. Das aber wäre nicht sinnvoll. Denn trotz einer in der Satzung vorgesehenen 
Option zur Zulassung einer Online-Wahl kann es Gründe geben, bei der nächsten Sozialwahl 
von einer Online-Wahl abzusehen, z. B. wenn kein zertifiziertes Online-Wahlprodukt zur 
Verfügung steht oder es neu auftauchende Zweifel gibt, dass elektronisch abgegebene 
Stimmen bei den verfügbaren zertifizierbaren Online-Wahlprodukten manipuliert werden 
könnten, so dass bei einer dennoch erfolgenden Online-Wahl das Vertrauen in die 
Sozialwahlen und damit auch in die Soziale Selbstverwaltung gefährdet würde. Vor dieser 
Gefahr schützt auch nicht, dass nur zertifizierte Online-Wahlprodukte verwendet werden 
dürfen. Denkbar ist auch, dass ein Monopolanbieter eines Online-Wahlprodukts 
Angebotskonditionen aufwirft, die mit Blick auf die stets zu wahrende Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit (§ 69 SGB IV) nicht vertretbar wären. Zudem wurde die Teilnahme an den Online-
Wahlen als kompliziert wahrgenommen. Daher muss es möglich sein, dass die 
Sozialversicherungsträger, auch wenn sie in ihrer Satzung die Option einer elektronischen 
Stimmabgabe vorgesehen haben, dennoch Verfahren vorsehen können, die ihnen 
ermöglichen, bis zur Durchführung der Wahl von der Option der elektronischen Stimmabgabe 
absehen zu können (z. B durch einen mit qualifizierter Mehrheit von der Vertreterversammlung 
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oder des Verwaltungsrats zu fassenden Beschluss). Es sollte auch klargestellt werden, dass 
die Sozialversicherungsträger sich zu Arbeitsgemeinschaften für die Durchführung von Online-
Wahlen zusammenschließen können, aber nicht müssen. 

Die Reform der Sozialwahlen darf sich allerdings nicht auf die Zulassung einer Option von 
Online-Wahlen beschränken. Vielmehr ist der Handlungsbedarf größer. Erforderlich ist eine 
vollständige Digitalisierung der Prozesse, einschließlich der Formulare. Die BDA hat dazu 
umfassende Vorschläge vorgelegt1. Weiter erforderliche Maßnahmen sind vor allem: 

▪ Die Wahl von Beauftragten sollte erleichtert werden. Dies läge auch im Interesse des 
Wunsches nach einer noch höheren Beteiligung von Frauen in der Sozialen 
Selbstverwaltung, da Frauen seltener als Männer die Voraussetzungen einer Wahl als 
Arbeitgeber bzw. ihnen gleichgestellter Vertreter (§ 51 Abs. 2 SGB IV) erfüllen. Eine 
Ausweitung der Beauftragten-Regelung von einem Drittel auf die Hälfte der 
Kandidierenden würde die Aufstellung der Vorschlagslisten erheblich erleichtern. Die 
Arbeitgebereigenschaft sollte zudem auch nach Eintritt in den Ruhestand noch für die 
laufende Amtsperiode weiter gelten, weil der Bezug zur betrieblichen Praxis dann 
regelmäßig noch gegeben ist. 

 

▪ Die Vorschlagslisten und Zustimmungserklärungen im Sinne der 
Sozialversicherungswahlordnung (SVWO) sollten in ein digitales Verfahren überführt 
werden. Dies würde die bürokratischen Lasten für die Listenträger erheblich reduzieren 
und helfen, das Risiko von Formfehlern (z. B. Faksimile anstatt eigenhändiger 
Unterschrift, doppelseitiger Druck) zu reduzieren. Es wäre zudem sachgerecht, das 
Formblatt der Zustimmungserklärung dergestalt anzupassen, dass die 
Datenschutzerklärung nicht Teil der Zustimmungserklärung ist, sondern als 
Aufklärungsmerkblatt zwar vom Listenträger zu versenden, jedoch nicht als Teil der 
Zustimmungserklärung einzureichen ist. Die vom BMAS online für die Sozialwahlen 
bereitgestellten Mustervorlagen sollten anwenderfreundlich und editierbar sein. Der 
Stichtag zur Erfüllung der Wählbarkeitsvoraussetzungen sollte darüber hinaus in Richtung 
Wahltag verschoben werden. 

 

▪ Die Geschlechterquote sollte für Träger der Krankenversicherung und der 
Rentenversicherung auf eine Soll-Regelung vereinheitlicht werden. Bei der 
Unfallversicherung sollte auf eine Soll-Regelung gänzlich verzichtet werden.  Ein 
repräsentatives Geschlechterverhältnis in der Selbstverwaltung ist zwar grundsätzlich 
wünschenswert, aber dieses Ziel wird mit der starren, keineswegs überall repräsentativen 
Geschlechterquote von 40 % nicht erreicht.  

4. Wichtige Reformmaßnahmen fehlen im Entwurf 

Der Referentenentwurf greift insgesamt deutlich zu kurz, um die betriebliche Altersvorsorge zu 
stärken und ihr neue Impulse verleihen zu können. Neben den bereits genannten 

 
 
 
1 Eine ausführliche Darstellung der Forderungen findet sich in den folgenden Positionspapieren: BDA (2025): 
„Vorschläge für eine effiziente Verwaltung der Sozialversicherungsträger“. https://arbeitgeber.de/wp-
content/uploads/bda-arbeitgeber-positionspapier-
vorschlaege_fuer_eine_effiziente_verwaltung_der_sozialversicherungstraeger_barrierefrei-2025_05.pdf [Letzter Abruf: 
25. Juli 2025] www.arbeitgeber.de > Themen > Sozialpolitik und Soziale Sicherung > Soziale Selbstverwaltung; BDA 
(2023): „Lessons learned aus den Sozialwahlen“. https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2023/08/bda-arbeitgeber-
positionspapier-lessens_learned_aus_den_sozialwahlen_2023-2023_07.pdf  [Letzter Abruf: 25. Juli 2025] 
www.arbeitgeber.de >  Themen > Sozialpolitik und Soziale Sicherung > Soziale Selbstverwaltung.  
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Verbesserungsvorschlägen können insbesondere folgende Maßnahmen dazu beitragen, 
Arbeitgebern die Durchführung betrieblicher Altersvorsorge zu erleichtern: 

Arbeitgeberhaftung bei Beitragszusagen mit Mindestleistung und beitragsorientierten 
Leistungszusagen sachgerecht begrenzen  

▪ Die arbeitsrechtliche Garantieanforderung an die Beitragszusage mit Mindestleistung 
muss flexibler gestaltet werden, um den Anbietern einen größeren Spielraum bei der 
Kapitalanlage zu gestatten und auf diese Weise die Chance auf eine höhere Rendite zu 
gewähren. Das Festhalten an der 100-prozentigen Beitragsgarantie hat bereits dazu 
geführt, dass die meisten Versorgungseinrichtungen die Beitragszusage mit 
Mindestleistung für Neuzusagen nicht mehr anbieten können. Davon sind insbesondere 
die kleinen und mittleren Betriebe, die vielfach versicherungsförmige Durchführungswege 
nutzen, weil sie leicht zu administrieren sind, betroffen. 
 

▪ Insbesondere mit Blick auf die anstehende Reform der privaten Altersvorsorge und der 
geplanten Abweichung von der 100-prozentigen Beitragsgarantie bei 
versicherungsförmigen Produkten muss auch im Rahmen der betrieblichen 
Altersvorsorge eine Modifizierung der Garantieanforderung umgesetzt werden. Denn 
auch wenn die Chancen auf Nutzung von Sozialpartnermodellen mit dem 
Referentenentwurf geringfügig verbessert werden sollen, werden auch weiterhin die 
meisten Arbeitgeber ihre betriebliche Altersvorsorge in der „alten bAV-Welt“ organisieren 
müssen. Hier gilt es ebenso, die Rahmenbedingungen weiterzuentwickeln und 
anzupassen. 

 

▪ Es sollte gesetzlich klargestellt werden, dass bei Nutzung der beitragsorientierten 
Leistungszusage keine Mindestleistung in Form der Beitragsgarantie zugesagt wird, 
sondern sich die arbeitsrechtliche Garantie auf die Leistungshöhe bezieht, die sich aus 
den jeweils aktuellen versicherungsmathematischen Grundlagen der 
Versorgungseinrichtung ergibt. Derzeit besteht eine große Verunsicherung bei 
Arbeitgebern hinsichtlich der Frage, ob im Rahmen der beitragsorientierten 
Leistungszusage auch eine Mindestleistung in Form einer Beitragsgarantie zugesagt wird. 
Ohne eine Klarstellung im genannten Sinn werden Arbeitgeber oftmals nicht mehr bereit 
sein, eine beitragsorientierte Leistungszusage zu erteilen. 

 

▪ Es spricht viel dafür, dass die vorgeschlagene Klarstellung ohnehin dem geltenden Recht 
entspricht, denn das Betriebsrentengesetz enthält keine Vorgaben zu einem 
Mindestniveau der aus den Beiträgen resultierenden Versorgungsleistung bei der 
beitragsorientierten Leistungszusage. Die Legaldefinition (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) stellt 
für die Bestimmung der Leistungshöhe originär auf die Anwartschaften, nicht auf die 
daraus resultierende Leistung ab. Die Versorgungsleistung errechnet sich aus dem zur 
Verfügung gestellten Versorgungskapital. Die Verpflichtung des Arbeitgebers gemäß § 1 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG beinhaltet also eine Verpflichtung als Zusage auf eine 
Versorgungsanwartschaft, deren Höhe sich nach dem zugesagten Beitrag bemisst. Auch 
die aufsichtsrechtlichen Vorschriften enthalten für die versicherungsförmigen 
Durchführungswege keine Regelungen für eine Mindesthöhe der Versorgungsleistung. 
Zudem hat auch das Bundesarbeitsgericht bisher keine Anforderungen an ein 
Mindestniveau der Leistung aus einer beitragsorientierten Leistungszusage definiert. 

Anpassungsmöglichkeiten für bestehende Zusagen erleichtern  

Bereits erteilte Betriebsrentenzusagen müssen in angemessenem Umfang abänderbar sein, 
um die begrenzten Mittel der Arbeitgeber generationengerecht verteilen und die 
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Versorgungswerke aufrecht erhalten zu können. Für den sogenannten Future-Service, also 
die noch erdienbaren Teile der Anwartschaft, bedarf es einer gesetzlichen Regelung zur 
Anpassung bestehender Zusagen, um zu verhindern, dass die jüngere Generation den 
Ruhestand der Älteren in immer höherem Maße finanzieren muss und zugleich die eigene 
Altersvorsorge geringer ausfällt. 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit der Drei-Stufen-Theorie Grundsätze zur Abänderung 
von Versorgungszusagen aufgestellt und seine Rechtsprechung stetig weiterentwickelt. 
Danach sind Änderungen von Versorgungsordnungen grundsätzlich möglich, jedoch 
unterliegen diese strengen Vorgaben. Eine Änderung, in der mit der niedrigsten 
Eingriffsintensität verbundenen 3. Stufe, ist möglich, wenn für die Änderung noch erdienbarer 
Zuwächse (Future-Service) sachlich-proportionale Gründe vorliegen. Die vom BAG 
aufgestellten Kriterien sind für die betriebliche Praxis kaum hilfreich und führen zu einer nicht 
mehr hinnehmbaren Rechtsunsicherheit, da nach dieser Rechtsprechung die Gerichte bis zum 
Renteneintritt warten, um einen Günstigkeitsvergleich zwischen der alten und der neuen 
Versorgungsordnung anzustellen. Zudem wird bei der Prüfung der sachlichen 
Rechtfertigungsgründe für Anpassungen bislang das Ziel der Generationengerechtigkeit sowie 
die Verhinderung von Fehlentwicklungen der Versorgung nicht berücksichtigt. 

Generell sollte die Anpassung, Änderung oder Beendigung von Zusagen auch für den Bestand 
zumindest für die Zukunft einfacher und ohne umfassende Besitzstandswahrung möglich sein. 
Dies sollte unabhängig davon gelten, ob die Zusage kollektivrechtlich geregelt ist oder nicht. 
Hierzu sollten die Hürden für eine nachträgliche Reduzierung der Versorgungszusagen, für 
bereits ausgeschiedene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Rentnerinnen und 
Rentnern und auch laufende Arbeitsverhältnisse abgebaut werden. Zumindest sind die 
Eingriffsgründe in Besitzstände für die Praxis rechtssicherer darzustellen.  

Betriebsrentenverpflichtungen in vollem Umfang steuerlich anerkennen  

Betriebsrentenverpflichtungen müssen künftig wieder in voller Höhe steuerlich anerkannt 
werden. Nach dem heutigen Steuerrecht kann nur ein Teil der handelsrechtlich zu 
bilanzierenden Pensionsverpflichtungen steuerlich geltend gemacht werden. 

Die steuerliche Regelung von Betriebsrentenverpflichtungen muss daher deutlich verbessert 
werden. Deshalb sollten die nach dem Handelsgesetzbuch zu bildenden Rückstellungen für 
betriebliche Altersvorsorge in voller Höhe steuerlich anerkannt werden. Wenn der erforderliche 
Aufwand zur Erfüllung von Betriebsrentenverpflichtungen steuerlich nur unzureichend 
berücksichtigt wird, schwächt das unweigerlich die Bereitschaft der Unternehmen, 
Betriebsrenten zuzusagen. Dies kann aber in Anbetracht der zunehmend wichtigen Rolle der 
ergänzenden Altersvorsorge nicht gewollt sein.  

Überholtes Schriftformerfordernis streichen – Entbürokratisierung und Digitalisierung 
auch in der betrieblichen Altersvorsorge vorantreiben 

Die mit dem 4. Bürokratieentlastungsgesetz eingeführte Zulassung der Textform beim 
Nachweis von Arbeitsbedingungen war ein richtiger und wichtiger Schritt zur 
Entbürokratisierung und Digitalisierung personalrelevanter betrieblicher Prozesse. Um die 
angestrebte Entlastung auch im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung zu erreichen, sind 
die Erleichterungen für die betriebliche Altersversorgung auch auf der steuerrechtlichen Ebene 
nachzuvollziehen, indem das Schriftformerfordernis des § 6a EStG gestrichen oder zumindest 
gesetzlich klargestellt wird, dass dieses Erfordernis im Rahmen des § 6a EStG auch bei 
Nutzung der Textform (§ 126b BGB) eingehalten wird. Diese Änderung würde zu einer großen 
Entlastung sowie mehr Rechtssicherheit bei den Unternehmen führen und die derzeit 
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vorgesehenen arbeitsrechtlichen Erleichterungen auch für Direktzusagen im Rahmen der 
betrieblichen Altersversorgung (bei Erteilung der Zusage, deren späterer Änderung oder bei 
Vereinbarungen einer Entgeltumwandlung) nutzbar machen. Die betriebliche Altersvorsorge 
darf nicht von der in vielen anderen Rechtsbereichen bereits vorgenommenen Streichung 
überholter Schriftformerfordernisse ausgenommen bleiben. 

Ansprechpartner 

BDA | DIE ARBEITGEBER 
Bundesvereinigung der  
Deutschen Arbeitgeberverbände 

Soziale Sicherung 
T +49 30 2033-1600 
soziale.sicherung@arbeitgeber.de 

 

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der 
gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrieben mit rund 30,5 
Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft in 
Arbeitgeberverbänden verbunden. 

mailto:soziale.sicherung@arbeitgeber.de
mailto:soziale.sicherung@arbeitgeber.de


 

Bund der Steuerzahler Deutschland e.V. 
 

10117 Berlin, Reinhardtstraße 52,  030 / 25 93 96 0 
 

Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der betriebli-
chen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze (2. Betriebsrentenstärkungsge-
setz) 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum oben genannten Gesetzentwurf.  
Die betriebliche Altersversorgung ist ein wichtiger Baustein für finanzielle Situationen im Ren-
tenalter. Daher sollten Arbeitgeber grundsätzlich mehr Anreize bekommen, den Beschäftigten 
eine betriebliche Altersversorgung anzubieten. Dieses Angebot sollte aus unserer Sicht aber 
stets freiwillig bleiben.  
 
Anpassung § 100 EStG 
 
Wir begrüßen daher, dass mit den Anpassungen im § 100 EStG eine Verbesserung bei der För-
derung von Beiträgen des Arbeitgebers für eine betriebliche Altersversorgung angestrebt wird. 
Die Anpassung der maximalen Förderbeträge sowie die Anhebung der Verdienstgrenzen sind 
ein richtiger und wichtiger Schritt, auch unter dem Gesichtspunkt, dass die aktuellen Beträge 
seit vielen Jahren unverändert bestehen. Für die Arbeitgeber ist dies ein richtiges Signal, um in 
die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten zu investieren.  
 
Die maximale Gehaltsgrenze an die Beitragsbemessungsgrenze für die Rentenversicherung zu 
koppeln, ist ebenfalls ein wichtiger Schritt, da so sichergestellt werden kann, dass zukünftig eine 
automatische Anhebung der Grenze erfolgen kann und sich so die Arbeitgeber auch jährlich auf 
die Anpassungen einstellen können. So kann vermieden werden, dass durch regelmäßige Ge-
haltsanpassungen wegen der Inflation eine Förderung der Beiträge der Arbeitgeber zur betrieb-
lichen Altersversorgung in diesem Bereich ausfällt. Für die Arbeitgeber ist dies ein wichtiges 
Signal, weil so auch Planungssicherheit erreicht werden kann.  
 
Dennoch wird mit dem Satz von 3 % eine neue Grenze im Bereich der betrieblichen Altersver-
sorgung eingeführt. Bisher sind die Grenzen von 4 % und 8 % in der Praxis bekannt. Auch die 
Zusatzversorgungskassen, die gemäß § 3 Nr. 56 EStG den geltenden Bedingungen steuerfrei-
sind, haben bereits den Stand von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze erreicht. Daher ist eine 
Angleichung der Prozentsätze sinnvoll.  
 
Petitum: Wir empfehlen daher, den Prozentsatz der maximalen Gehaltsgrenze auf 4 % zu erhö-
hen, um so eine Angleichung aller Sätze zu erreichen.  
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Ohne weitere Dynamisierung soll der maximale Arbeitgeberbetrag, der gefördert werden soll, 
auf 1.200 Euro angehoben werden. Die Anhebung ist auf jeden Fall notwendig und sinnvoll, um 
eine gezielte Altersversorgung zu erreichen.  
 
Es sollte aber überdacht werden, ob auch hier eine Dynamisierung eingeführt wird, so dass zu-
künftige Gesetzgebungsverfahren vermieden werden können. Für die Softwarehersteller und 
Programmierer sind geregelte Dynamisierungen ebenfalls wichtig, weil so die notwendigen Jah-
reswechseländerungen rechtzeitig programmiert und umgesetzt werden können, ohne dass auf 
den Abschluss von Gesetzgebungsverfahren gewartet werden muss. Zudem erreicht eine Dyna-
misierung des Betrages auch entsprechende Planungssicherheit bei den Arbeitgebern.  
 
Petitum: Wir empfehlen daher, auch den maximal geförderten Arbeitgeberbetrag zu dynami-
sieren, damit Steigerungen aufgrund der Inflation und somit der endgültigen Altersversorgung 
erreicht werden können und regelmäßig erfolgen, ohne weitere Gesetzgebungsverfahren 
durchzuführen. Möglich wäre aus unserer Sicht auch hier einen Prozentsatz der Beitragsbemes-
sungsgrenze der Rentenversicherung oder der Bezugsgröße in der Sozialversicherung (z. B. 
1,5 % oder 2 % oder die Beitragsbemessungsgrenze durch 72 zu teilen) zu wählen. So könnten 
auch entsprechende Lohn- und Gehaltsprogramme einfach programmiert werden. Im Übrigen 
bezieht sich die gesamte betriebliche Altersversorgung immer auf die Abhängigkeit zur Beitrags-
bemessungsgrenze bzw. der Bezugsgröße.  
 
Anhebung Selbstbehaltsgrenzen  
 
Zuletzt möchten wir noch darauf hinweisen, dass wenn die betriebliche Altersversorgung im 
Rentenbezug steigt, was grundsätzlich zu befürworten ist, auch die für staatliche Leistungen im 
Alter geregelten Selbstbehalte nach oben angepasst werden müssen. Ansonsten würde es zu 
dem Effekt kommen, dass die erhöhten Beiträge zur Altersversorgung angerechnet werden und 
faktisch verpuffen.  
 
Anpassung § 7c SGB IV 
 
Mit der Änderung schafft der Gesetzgeber Sicherheit für die Arbeitgeber, weil die Arbeitnehmer 
häufig vor der Regelaltersrente eine Rente beziehen, aber ihr Wertguthaben bei Eintritt der 
Regelaltersgrenze ausreichend ist. Es ist positiv, dass nunmehr geregelt wird, dass wenn zum 
Eintritt der Regelaltersrente noch ein Wertguthaben besteht, dieses dann zum Störfall wird und 
entsprechend aufzulösen ist. Daher entfällt für die Arbeitgeber das entsprechende Risiko.  
 
Dieses sollte bereits für die rückliegenden Zeiträume gelten (mindestens ab 2023). Die Spitzen-
verbände der Sozialversicherung haben in einem Besprechungsergebnis über Fragen des ge-
meinsamen Beitragseinzugs vom 23. November 2023 anderweitige Regelungen getroffen, die 
zur Unsicherheit bei den Arbeitgebern führen. Aus diesem Grund sollte die Anwendung ab 2023 
gesetzlich klargestellt werden.  
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Die Feststellung in der Gesetzesbegründung, dass die oben genannte Änderung für Wertgutha-
ben aus einer Altersteilzeitvereinbarung nach dem Altersteilzeitgesetz nicht gilt, ist richtig und 
sollte unbedingt beibehalten werden. 
 
Wir würden uns freuen, wenn die Anregungen in die Beratungen in das weitere Gesetzge-
bungsverfahren berücksichtigt werden. Für weitere Gespräche stehen wir gern zur Verfügung.  
 

Bund der Steuerzahler Deutschland e. V. 

7. August 2025 
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Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Alters-
versorgung und zur Änderung anderer Gesetze (2. Betriebsrentenstärkungs-
gesetz) 

 
Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Vermögensberater 

 
 
... 
sehr geehrte Damen und Herren, 

 
wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum vorliegenden Referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für ein Zweites Gesetzes zur Stärkung der 
betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze (2. 
Betriebsrentenstärkungsgesetz) im Rahmen der Verbändeanhörung Stellung nehmen zu 
können. 

 
A 

Unser Verband 

Als mitgliederstärkster deutscher Verband für Vermittler der Finanzbranche vertreten wir 
seit 1973 die Interessen von derzeit über 15.500 Mitgliedern und Mitgliedsunternehmen 
mit insgesamt annähernd 40.000 Vermögensberaterinnen und Vermögensberatern. 
Diese führen im direkten persönlichen Kontakt zu ihren insgesamt rund 7 Millionen 
Kundinnen und Kunden über eine Million Beratungs- und Servicegespräche im Monat 
durch. Hinzu kommt eine sehr große Anzahl von Erstberatungsgesprächen mit 
Interessenten, die nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt in eine Kundenbeziehung 
münden und insoweit für die Interessenten kostenfrei erbracht werden.  
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Im Kreise der Kundinnen und Kunden unserer Mitglieder finden sich sehr viele, vor allem 
kleine und mittelständische Unternehmen, die Beratung zu allen Fragen rund um die 
Versicherung sowie die kaufmännische Führung ihres Betriebes nachfragen. Ein 
wichtiger Beratungsschwerpunkt ist dabei die betriebliche Altersversorgung (bAV), zumal 
deren Verbreitungsgrad gerade im Mittelstand gering ist. Die Mitglieder unseres 
Verbandes haben insoweit weit reichende Erfahrungen dazu, den Unternehmen und 
deren Belegschaft die Vorteile und Möglichkeiten der bAV zunächst einmal näher zu 
bringen sowie sie nachfolgend bei der Installation sowie bei laufenden Anpassungen des 
Vertragswerkes vollumfänglich zu unterstützen. Die Erfahrungen zeigen, dass gerade für 
die noch bessere Verbreitung der bAV im Mittelstand auch wegen der dort fehlenden 
Kenntnisse und Kapazitäten die Aufklärung, Beratung und Unterstützung durch eine 
Fachfrau bzw. einen Fachmann absolut unerlässlich sind.  

 
B 

Übergeordnete Anmerkungen 
 
Wir begrüßen das Ansinnen der Bundesregierung, die Rahmenbedingungen für die bAV 
zu verbessern. Hingegen teilen wir die Stoßrichtung, mit der dies auf den Weg gebracht 
werden soll, nur teilweise. Denn die nicht tarifgebundenen Unternehmen – und gerade bei 
diesen ist der bAV-Verbreitungsgrad gering – können nur dann profitieren, wenn die 
zuständigen Tarifparteien zustimmen, eine auferlegte Kostenbeteiligung übernommen wird 
und die Konditionen des jeweiligen Tarifpartnermodells übernommen werden. Es ist 
absehbar, dass dies wegen der damit verbundenen Hürden, Bedingungen und 
Restriktionen auf wenig Interesse stoßen wird.  
Wir hätten uns daran anknüpfend einen deutlich weitergehenden Gesetzentwurf 
gewünscht. Denn aus unserer Sicht ist es um ein Vielfaches wichtiger, den 
Verbreitungsgrad in der bAV wirkungsvoll zu erhöhen, als mehr Unternehmen über 
die Teilnahme an Sozialpartnermodellen näher an die Tarifparteien und die 
Tarifbindung zu rücken. Der Referentenentwurf setzt insoweit eine Politik fort, die bereits 
dem Sozialpartnermodell zugrunde lag und sich jüngst auch im Tariftreuegesetz 
wiederfindet, mit dem nicht tarifgebundene Unternehmen von öffentlichen Aufträgen 
abgeschnitten werden sollen. Wir sehen in dieser primär sozial motivierten Politik 
einen klaren Widerspruch zur Absicht der neuen Bundesregierung, der dringend 
notwendigen Stärkung der Wirtschaft Priorität einzuräumen.  
Hingegen begrüßen wir ausdrücklich, dass auch die neue Bundesregierung von einem 
Obligatorium für die bAV absieht. Ein solches würde eine nennenswerte Anzahl von 
Unternehmen schlichtweg überfordern und diese so möglicherweise in ernsthafte 
wirtschaftliche Schwierigkeiten bringen. Und wer sollte sich um die Betriebe und deren 
Belegschaften kümmern, wenn nach der obligatorischen Installation einer „Einheits-bAV“ 
Fragen über Fragen und eine Vielzahl von Geschäftsvorfällen entstehen? Im Übrigen wird 
regelmäßig übersehen, dass alle Unternehmen mit sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten mit dem hälftigen Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung bereits einen 
beachtlichen Beitrag zur Altersversorgung ihrer Belegschaft leisten (müssen). Auch 
dieses Geld muss erst einmal verdient werden! 
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Wir sehen zwei zentrale Ursachen für den geringen bAV-Verbreitungsgrad bei kleinen und 
mittelständischen Unternehmen, die beide mit dem 2. Betriebsrentenstärkungsgesetz nicht 
adressiert werden: 

1. Es gibt in Deutschland eine beachtliche Anzahl von (kleinen) Unternehmen, für die 
eine bAV gar nicht in Frage kommt. Entweder, weil die wirtschaftliche Situation 
dieser Unternehmen so angespannt ist, dass jeder zusätzliche Aufwand vermieden 
werden muss. Oder weil das Unternehmen in einer Branche mit üblicherweise hoher 
Mitarbeiterfluktuation agiert. Eine bAV wäre hier mit unverhältnismäßig hohem 
Aufwand verbunden. Und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würden mit Blick auf 
die kurze Beschäftigungsdauer keine nennenswerten Anwartschaften aufbauen.  

2. In den meisten Betrieben ohne bAV-Angebot ist schlichtweg die Unkenntnis der 
Materie ausschlaggebend. Denn die bAV hat mit ihren zahlreichen 
Durchführungswegen, steuerlichen Implikationen sowie arbeits- und 
sozialrechtlichen Wechselwirkungen längst einen Komplexitätsgrad erreicht, der 
gerade kleine und mittelständische Unternehmen völlig überfordert. Daher sind 
diese Unternehmen auch gar nicht in der Lage, die eigenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter entsprechend zu informieren und deren Fragen zu beantworten. 
Welches kleine Unternehmen hat schon eine Personalabteilung, in der 
entsprechende Kompetenzen vorhanden sind?  
Hinzu kommt, dass auch nach Installation einer bAV vielfältige Fragen und 
Serviceerfordernisse (Einbindung neuer / Ablösung ausscheidender Mitarbeiter, 
Leistungs- oder Beitragsanpassungen, Geschäftsvorfälle zwischen Betrieb und 
Leitungsträger usw.) entstehen, die die Betriebe überfordern. Ohne Beratung und 
laufender Betreuung durch entsprechend qualifizierte Beraterinnen und Berater 
werden die Betriebe deshalb nicht imstande sein, ihrer Belegschaft bAV-Angebote 
zu unterbreiten. Generell vermissen wir politische Impulse zur Stärkung der 
Beraterinnen und Berater. Denn die sind es, die die BAV in die Betriebe tragen und 
dort am Laufen halten.  

 
C 

 
Der Referentenentwurf zum Betriebsrentenstärkungsgesetz II (BRSG II) verfolgt das Ziel, 
die betriebliche Altersversorgung (bAV) in Deutschland weiter zu verbreiten und 
insbesondere für kleinere Unternehmen sowie Geringverdiener attraktiver zu gestalten. Er 
knüpft im Wesentlichen an dem bereits aus der letzten Legislaturperiode vorliegenden 
Referentenentwurf aus dem BMAS an, der nur leicht angepasst und aktualisiert wurde und 
ermöglicht es auf diese Weise, zügig notwendige Reformen im Bereich der betrieblichen 
Altersvorsorge voranzutreiben. 
 
Neben den unter B vorgebrachten Aspekten begrüßen wir die grundsätzliche Stoßrichtung 
des Gesetzes, sehen jedoch in der konkreten Ausgestaltung einzelner Regelungen – 
insbesondere zum Opting-Out-Modell, zum Sozialpartnermodell und zur 
Geringverdienerförderung – Diskussionsbedarf. 
 

D 
 
Im Folgenden nehmen wir zu den für die Mitglieder unseres Verbandes relevanten 
Aspekten des Referentenentwurfes Stellung: 
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Opting-Out Modell 
 
Höherer Arbeitgeberzuschuss 
Die Einführung eines pauschalen Arbeitgeberzuschusses von 20 % zur Entgeltumwand-
lung stellt eine Verbesserung gegenüber der bisherigen gesetzlichen Regelung (außerhalb 
des Opting-Out-Modells) dar, die lediglich 15 % vorsieht, sofern eine 
Sozialversicherungsersparnis durch die Entgeltumwandlung vorhanden ist. Die neue 
pauschale Zuschussregelung ist unabhängig von solchen Ersparnissen und damit 
einfacher umzusetzen. Zu begrüßen wäre sicherlich auch einheitliche Anwendung dieser 
Regelung außerhalb des Opting-Out-Modells in der bAV.  
 
Teilnahmevoraussetzung  
Positiv hervorzuheben ist, dass künftig auch Unternehmen ohne tarifvertragliche 
Grundlage das Opting-Out-Modell nutzen können, sofern eine Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung vorliegt. Dies erweitert den Anwendungsbereich erheblich. 
 
Herausforderung bei der Umsetzung 
Das Opting-Out-Modell widerspricht dem bewährten Prinzip der individuellen und 
bedarfsgerechten Beratung. Die automatische Einbeziehung der Arbeitnehmer birgt die 
Gefahr, dass Vorsorgebeiträge nicht dem tatsächlichen Bedarf entsprechen. Eine 
pauschale Lösung kann den unterschiedlichen Lebenssituationen und Vorsorgebedarfen 
der Arbeitnehmer nicht gerecht werden. Zudem besteht die Gefahr, dass Arbeitnehmer 
nicht ausreichend informiert sind und die Entgeltumwandlung erst bemerken, wenn das 
Nettoentgelt sinkt. Dies kann zu Vertrauensverlusten und einer hohen Widerrufsquote 
führen, was auch einen erhöhten Aufwand beim Arbeitgeber auslösen dürfte. Um einen 
bedarfsgerechten Vorsorgebeitrag zu ermitteln, ist immer eine Beratung des 
Arbeitnehmers geboten. 
 
Vorschlag zur Nachberatung 
Um die Nachteile des Opting-Out-Modells zu kompensieren, schlagen wir die Einführung 
einer Nachberatung vor. Diese sollte dem Arbeitnehmer ermöglichen, den Vorsorgebeitrag 
individuell anzupassen – sowohl nach oben als auch nach unten – unter Beibehaltung des 
pauschalen Arbeitgeberzuschusses. Dies würde die Akzeptanz erhöhen und die Qualität 
der Vorsorge verbessern. 
 
Sozialpartnermodell 
 
Öffnung für nichttarifgebundene Unternehmen 
Die Öffnung bestehender Sozialpartnermodelle für nichttarifgebundene Unternehmen ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings bleibt die Teilnahme an die Zustimmung der 
tragenden Tarifvertragsparteien gebunden, was zu Unsicherheiten und Abhängigkeiten 
führt. Ein gesetzlicher Anspruch auf Teilnahme besteht nicht, was die Verbreitung hemmen 
kann. 
 
Beitragszusage als Zusageart 
Die reine Beitragszusage bietet Vorteile für Arbeitgeber, da sie keine Einstandspflicht 
(Subsidiärhaftung §1 Abs.1 Satz 3 BetrAVG) des Arbeitgebers für die Versorgungsleistung 
beinhaltet. Dies kann die Akzeptanz der bAV bei Arbeitgebern erhöhen. Dennoch bleibt die  
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Einstandspflicht bei anderen Zusagearten (BZML / BOLZ) bestehen, was zu 
Haftungsrisiken führen kann. Zwar ist diese Einstandspflicht (Haftungsrisiken) in der Regel 
durch die Ausgestaltung der heutigen bAV-Tarife der Versicherer so gut wie 
ausgeschlossen, dennoch kann die Einstandspflicht (Subsidiärhaftung §1 Abs.1 Satz 3 
BetrAVG) des Arbeitgebers nicht ausgehebelt werden. Wäre eine Beitragszusage auch 
außerhalb des Sozialpartnermodells möglich, könnte diese sicherlich zu einer 
beschleunigten Verbreitung im Markt beitragen – was grundsätzlich auf die bAV-
Verbreitung im Bundesgebiet einzahlen würde. 
 
Die Beitragszusage zielt in erster Linie auf die Zusage von Altersrenten. Unklar ist in 
diesem Zusammenhang, wie die Absicherung anderer biometrischer Risiken (z.B. 
Invalidität) eingebettet werden soll. Wünschenswert wäre an dieser Stelle eine 
Klarstellung, dass alle vom BetrAVG erfassten biometrischen Risiken von der Zusageform 
erfasst werden. 
 
Portabilität 
Die verbesserte Portabilität innerhalb von Sozialpartnermodellen ist ein Fortschritt. 
Allerdings bleibt die Übertragbarkeit auf andere bAV-Systeme mit anderen Zusagearten – 
insbesondere Direktversicherungen in KMU – ausgeschlossen. Dies führt zu Problemen 
bei Arbeitgeberwechseln und kann zu zusätzlichen Abschlusskosten für Arbeitnehmer 
führen. Eine Ausweitung der Portabilität auf alle bAV-Systeme (Zusagearten) wäre daher 
dringend erforderlich. 
 
Kosten des Sozialpartnermodells 
Die Möglichkeit, nichttarifgebundene Teilnehmer an den Kosten des Sozialpartnermodells 
zu beteiligen, darf nicht zu einer Benachteiligung führen, die die Verbreitung hemmt. Eine 
transparente und faire Kostenstruktur ist notwendig, um die Akzeptanz zu sichern. 
 
Geringverdienerförderung 
 
Erhöhung des Förderbetrags 
Die Erhöhung des bAV-Förderbetrags von 960 € auf 1.200 € jährlich ist ein wichtiger Schritt 
zur Stärkung der Altersvorsorge für Geringverdiener. Auch die Dynamisierung der 
Einkommensgrenze trägt zur Planungssicherheit für Arbeitgeber bei und verhindert den 
Förderausschluss bei Lohnerhöhungen. 
 
Verbesserung der steuerlichen Absetzbarkeit 
Neben der Erhöhung des Förderbetrags sollte auch die steuerliche Absetzbarkeit 
verbessert werden. Derzeit beträgt die Förderung 30 % des Arbeitgeberbeitrags. Eine 
Erhöhung dieses Prozentsatzes würde die Attraktivität für Arbeitgeber weiter steigern und 
die Verbreitung der bAV fördern. 
 
Sozialversicherungsrechtliche Behandlung von Versorgungsbezügen 
 
In der Vergangenheit haben sich insbesondere die Medien kritisch mit der Attraktivität der 
betrieblichen Altersversorgung auseinandergesetzt. Im Mittelpunkt der Kritik stand dabei 
vor allem die hohe Belastung der Versorgungsbezüge mit Sozialversicherungsbeiträgen. 
Diese Kritik wird in Zukunft angesichts steigender Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge nicht abnehmen.  In der Wahrnehmung vieler Arbeitnehmer
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wird sich damit die Frage nach der tatsächlichen Attraktivität einer 
arbeitnehmerfinanzierten Betriebsrente auch in Zukunft stellen und damit tendenziell ein 
gravierendes Verbreitungshemmnis darstellen. 
 
Es wäre wünschenswert, die Krankenversicherungspflicht im Rentenbezug der bAV dem 
Arbeitsleben des Arbeitnehmers anzupassen, beispielsweise mit einer anteiligen 
Belastung. 
 
Wettbewerbsverzerrung 
 
Für die Beratung in Versicherungsangelegenheiten ist eine Zulassung und Registrierung 
als Versicherungsvermittler erforderlich. Eine derartige Zulassung erhält nur, wer die 
gemäß §§ 34d, 34e GewO erforderlichen Nachweise bezüglich der fachlichen und 
persönlichen Eignung erfüllt und über eine entsprechende Vermögensschadenshaftpflicht-
Versicherung verfügt.  
 
Viele Arbeitgeber verlieren mit einer flächendeckenden Übernahme brancheneinheitlicher 
bAVLösungen das Interesse und die Möglichkeit, mit den bisherigen Durchführungswegen 
ein personalpolitisches Gestaltungsinstrument zur Bindung von Mitarbeitern und zur 
Verbesserung des sozialen Engagements einzusetzen.  
 
Mitarbeiterbindung und auch -findung sind in der Zeit des sprichwörtlichen 
Fachkräftemangels Probleme, denen Arbeitgeber unter anderem mit einer 
maßgeschneiderten und unternehmensindividuellen betrieblichen Altersvorsorge 
entgegentreten können und zunehmend auch wollen.  
 
Deswegen sollte auch weiterhin dem individuelleren Aspekt durch qualifizierte 
Vermittlerinnen und Vermittler im Bereich der bAV Rechnung getragen werden und zwar 
in Abstimmung mit den Wünschen und Bedürfnissen des Arbeitgebers und der 
Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der individuellen steuer- und 
sozialversicherungsrechtlichen Auswirkungen in der jeweiligen Fallkonstellation! 
 
 

E 
 
Der Referentenentwurf zum BRSG II enthält zahlreiche positive Ansätze zur Stärkung der 
betrieblichen Altersversorgung. Aus unserer Sicht und der umfangreichen Praxiserfahrung 
unserer Mitglieder sind jedoch weitere Verbesserungen notwendig, um die Ziele des 
Gesetzes besser zu erreichen. Insbesondere die Ausweitung der reinen Beitragszusage 
auch außerhalb des Sozialpartnermodells, die Verbesserung der Portabilität der 
Beitragszusage und die Einführung einer Nachberatung im Opting-Out-Modell sind 
zentrale Forderungen unseres Verbandes, die sicherlich zur Akzeptanz und Verbreitung 
der bAV beitragen können. 
 
Wichtig wäre darüber hinaus dann auch ergänzend eine umfangreiche 
Informationskampagne zur Stärkung der bAV, hier herrscht noch zu viel Unwissen bei den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 
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F 
 
Um das im Koalitionsvertrag vorgegebene Ziel einer weiteren Stärkung der betrieblichen 
Altersvorsorge und einer hohen Verbreitung auch in kleinen Unternehmen nachhaltig zu 
erreichen, regen wir aus unserer umfangreichen Erfahrung in der Praxis dringend an, die 
in unserer Stellungnahme aufgeführten Aspekte noch im Gesetzgebungsverfahren zu 
berücksichtigen.  
 
Betonen möchten wir an dieser Stelle aber noch einmal den auch in der privaten 
Altersvorsorge vorhandenen dringenden Handlungsbedarf. Auch hier liegt aus der letzten 
Legislaturperiode ein Referentenentwurf zur Reform vor (Stichwort „Altersvorsorgedepot“), 
der aus Sicht der Branche – wie auch nach Aussagen aus beiden heutigen 
Koalitionsfraktionen – weitestgehend zustimmungsfähig gewesen wäre. Wir appellieren 
daher dringend an die Bundesregierung, auf Basis des bereits vorhandenen 
Referentenentwurfes auch bei der privaten Altersvorsorge rasch in die parlamentarische 
Beratung und Umsetzung zu kommen. 
 
Wir würden uns freuen, wenn unsere Anmerkungen und Kommentare zum vorliegenden 
Referentenentwurf im weiteren Beratungsverfahren ihren Niederschlag finden würden und 
stehen für weitere Rückfragen und Diskussionen zu diesem Themenbereich wie auch bei 
den anstehenden Arbeiten für die Umsetzung des Gesetzes jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
 
Bundesverband Deutscher Vermögensberater 
 

 
Dr. Helge Lach, Vorsitzender 
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